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Vorwort

„Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit“ - obwohl
dieser Grundsatz seit langem rechtlich verankert ist,
verdienen Frauen in der Europäischen Union noch
immer weniger als ihre männlichen Kollegen, und
Fortschritte sind trotz vielfältiger Bemühungen kaum
wahrzunehmen. 

Um die Durchsetzung des Prinzips der Entgeltgleich-
heit wirksam voranzutreiben, haben die Europäische
Union und die deutsche Bundesregierung Entgelt-
gleichheit zu einem Schwerpunktthema gemacht. Die
Internationale Konferenz „Equal Pay“ vom 17.- 19.
Juni 2002 sollte dazu beitragen, für das Problem der
Entgeltdiskriminierung zu sensibilisieren und Konzepte
und politische Initiativen einer diskriminierungsfreien
Bewertung von Arbeit vorzustellen und zu diskutie-
ren. Sie wurde mit finanzieller Unterstützung der Euro-
päischen Union vom Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend und in Kooperation mit
den Partnerländern Niederlande, Irland und Öster-
reich sowie mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund
und ver.di durchgeführt. Ca. 300 Expertinnen und
Experten aus Wissenschaft, Politik und Praxis trafen
sich, um Modelle und Initiativen zur Entgeltgleichheit
von Frauen und Männern in der Europäischen Union
zu diskutieren.

Der vom Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend im April 2002 veröffentlichte Be-
richt zur Berufs- und Einkommenssituation von Frauen
und Männern hat deutlich gemacht, dass die gängi-
gen tariflichen und betrieblichen Verfahren, Kriterien
und Regeln der Bewertung von Arbeit nicht ge-
schlechtsneutral sind. Daher wurden auf der Konfe-
renz neue Modelle diskriminierungsfreierer Arbeits-

bewertung vorgestellt und diskutiert, die in verschie-
denen Mitgliedstaaten der EU sowie in der Schweiz
entwickelt wurden. Besonderes Augenmerk wird bei
diesen Konzepten darauf gelegt, dass bei der Bewer-
tung der Tätigkeiten von Männern und Frauen ein-
heitliche Maßstäbe angelegt und wesentliche Anfor-
derungen an frauendominierte Tätigkeiten berück-
sichtigt werden – so etwa Anforderungen an Kommu-
nikationsfähigkeit, Einfühlungsvermögen, Verantwor-
tung für menschliches Leben oder für das Gelingen
sozialer Prozesse. 

Die Gestaltung von Entgeltsystemen liegt in der Ver-
antwortung von Tarif- bzw. Betriebsparteien – Fort-
schritte lassen sich daher nur durch ein gemeinsa-
mes Vorgehen beider Seiten erreichen. In verschiede-
nen EU-Mitgliedstaaten wurden inzwischen beispiel-
hafte Initiativen entwickelt, so u.a. in den Niederlan-
den, in Schweden oder in Finnland. Politische Initia-
tiven aus diesen Staaten können wichtige Anregun-
gen für die nationale Diskussion bieten und wurden
im Hinblick auf ihre Übertragbarkeit vor dem Hinter-
grund der jeweiligen nationalstaatlichen historisch-
politischen Bedingungen auf der Konferenz diskutiert.

Für mich als Bundesministerin ist es ein zentrales
Anliegen, die Tarifparteien zu gemeinsamen Initiati-
ven anzuregen und die systematische Prüfung und
Umgestaltung von Tarifverträgen zu fördern. Mit die-
ser Dokumentation haben wir daher die wesentlichen
Beiträge der Konferenz sowie die wichtigsten recht-
lichen Grundlagen zusammengefasst. Zugleich wer-
den wir mit einem überarbeiteten EU-Leitfaden ein
Instrument bereitstellen, das die Tarifparteien bei der
Analyse ihrer Entgeltregelungen unterstützt. Dieser
Leitfaden wird nicht nur den Tarifparteien, sondern
auch betroffenen Frauen und ihren Interessenver-
tretungen eine Grundlage zur Überprüfung möglicher
Diskriminierungen beim Arbeitsentgelt bieten.

Renate Schmidt
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend
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Eröffnung



Viele Leute sind heute hier zusammengekommen, um
über beispielhafte Modelle und Initiativen zum Abbau
von Entgeltdiskriminierung zu diskutieren und Erfah-
rungen über zukunftsweisende politische Strategien
auszutauschen. Ganz besonders möchte ich die Gäste
aus dem internationalen Bereich begrüßen und die
Vertreterinnen der Europäischen Union, von der unsere
Konferenz ganz wesentlich unterstützt wird.

Entgeltdifferenzen zwischen Frauen und Männern sind
nicht allein ein deutsches Problem: In allen europäi-
schen Mitgliedsstaaten gibt es ein Einkommensgefälle,
wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß. Dabei ist der
Anspruch auf Entgeltgleichheit, der nicht nur für glei-
che, sondern insbesondere auch für gleichwertige
Arbeit gilt, schon lange im europäischen und auch im
deutschen Recht verankert. Auf nationaler und interna-
tionaler Ebene gibt es inzwischen zahlreiche Urteile
und Richtlinien, die uns helfen, diesen Anspruch durch-
zusetzen. Um die Entgeltgleichheit europaweit endlich
entscheidend voranzubringen, hat das 5. Aktionspro-
gramm der Europäischen Union zur Gleichstellung von
Frauen und Männern „Equal Pay“ zum Schwerpunkt-
thema für 2002 gemacht.

Im Rahmen der hierzu laufenden Aktivitäten hat
Deutschland die Federführung bei dieser Konferenz
erhalten. Bei der Durchführung werden wir von den
Partnerländern Österreich, den Niederlanden und Irland
unterstützt sowie auf nationaler Seite vom Deutschen
Gewerkschaftsbund und Ver.di. Ihnen allen möchte ich
für Ihre Mitwirkung ganz besonders danken. In ver-
schiedenen EU-Mitgliedstaaten wurden inzwischen bei-
spielhafte Initiativen entwickelt, so u.a. in den Nieder-
landen, in Schweden oder in Finnland. Politische

Initiativen aus diesen Staaten können wichtige Anre-
gungen für die nationale Diskussion bieten.

In der Bundesrepublik Deutschland haben die Gewerk-
schaften mit ihren Kampagnen zur Aufwertung von
frauendominierten Berufen wichtige Beiträge zur Um-
setzung geleistet. Natürlich kommt den Tarifvertrags-
parteien eine besonders wichtige Aufgabe zu, wenn es
darum geht, versteckte Lohndiskriminierung von Frauen
aufzuheben. Aber die Lohnungleichheit zwischen
Männern und Frauen ist nicht nur ein Thema für gleich-
stellungsorientierte Tarifpolitik: Sie hat vielfältige und
vielfach versteckte, oft strukturelle Ursachen, denen auf
vielen Ebenen begegnet werden muss. Darum ist es
auch Aufgabe der Politik, diese Ursachen aufzuspüren,
bewusst zu machen und soweit möglich zielgerichtete
Maßnahmen dagegen zu ergreifen.

Um die Chancengleichheit von Frauen im Beruf endlich
wirksam voranzubringen, haben wir bereits zu Beginn
der Legislaturperiode das Programm „Frau und Beruf“
aufgelegt und seitdem fortlaufend umgesetzt. Darin ist
als Ziel festgelegt, dass die Bundesregierung aktiv dar-
auf hinwirken wird, dass der Grundsatz „Gleiches Ent-
gelt für Männer und Frauen“ nicht nur bei gleicher,
sondern auch bei gleichwertiger Arbeit angewandt
wird. Um den komplexen Faktoren, die hier wirken,
detailliert und umfassend auf den Grund zu gehen,
haben wir einen Bericht zur Berufs- und Einkommens-
situation von Frauen erstellen lassen.

Dieser von einem wissenschaftlichen Team unter Lei-
tung des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
Instituts (WSI) in der Hans Böckler Stiftung erstellte
Bericht ist inzwischen zusammen mit politischen
Stellungnahmen der Bundesregierung, aber auch der
Tarifpartner und der Länder veröffentlicht worden. Ich
möchte hier einige zentrale Ergebnisse des Berichts
hervorheben: Positive Entwicklungen gibt es im Be-
reich der Ausbildung: Hier haben Frauen gegenüber
Männern beträchtlich aufgeholt und sie sogar überholt.
Im Jahr 2000 machten 27 Prozent der Schülerinnen und
21 Prozent der Schüler Abitur. Im Bereich der Erwerbs-
beteiligung von Frauen hat es im langfristigen Trend
eine positive Entwicklung gegeben. Frauen stellen mit
rund 43 Prozent einen beträchtlichen Teil der Erwerbs-
tätigen in Deutschland.

Allerdings müssen wir sehen, dass das Arbeitsvolumen
der Frauen insgesamt in der gleichen Zeit eher gesun-
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ken ist. Das heißt, immer mehr Frauen teilen sich die-
ses Arbeitsvolumen. Ein immer größerer Teil der
Frauen ist in Teilzeit beschäftigt (Teilzeitquote unter
westdeutschen Frauen 42 Prozent, unter ostdeutschen
23 Prozent). Frauen sind immer noch sehr viel seltener
als gleich qualifizierte Männer in leitenden Positionen
bzw. höheren Hierarchieebenen in den Betrieben zu fin-
den. Mit zunehmendem Alter der Männer steigt ihr An-
teil in leitenden Positionen. Bei den Frauen ist es bisher
umgekehrt: je älter sie sind, desto seltener sind sie in
leitender Position zu finden.

Was natürlich auch mit tradierten Rollenbildern zu tun
hat, die erst langsam aufbrechen. Die Einkommensre-
lationen zwischen Frauen und Männern unterscheiden
sich in den alten und neuen Bundesländern: sie betra-
gen in Westdeutschland knapp 75 Prozent und in Ost-
deutschland knapp 94 Prozent. 

Bei längerfristiger Betrachtung zeigt sich erfreulicher-
weise eine Angleichung der Einkommen der Frauen an
die der Männer. Allerdings geht diese nur langsam
voran. Grundsätzlich gilt: Je älter die Frauen sind, um
so größer ist der Abstand zum durchschnittlichen Ein-
kommen gleichaltriger Männer. Hoffnung macht uns
die Tatsache, dass junge vollzeitbeschäftigte Frauen
von 20 bis 24 Jahren fast annähernd so viel verdienen
wie die gleichaltrigen vollzeitbeschäftigten Männer. Die
Einkommensunterschiede werden aber nicht nur vom
Arbeitsmarktgeschehen, sondern vor allem auch durch
die Position von Frauen und Männern im privaten
Haushalt geprägt. Denn: nach wie vor führt die gestie-
gene Erwerbsbeteiligung von Frauen nicht zu einer ent-
sprechenden Aufteilung der Familienarbeit. Nach wie
vor wenden Frauen die 2,3 fache Zeit für Hausarbeit auf
wie Männer.

Diese ungleiche Arbeitsteilung in der Familie führt wie-
derum zu deutlich unterschiedlichen Erwerbsverläufen
im Laufe des Lebens: Männer sind unabhängig von der
Familienform fast immer vollzeiterwerbstätig, während
Frauen, sobald sie mit einem Mann zusammenleben,
sehr häufig in Teilzeit oder zeitweise gar nicht erwerbs-
tätig sind. Diese Muster sind in Westdeutschland
wesentlich stärker ausgeprägt als in Ostdeutschland.
Aus diesen Gründen beträgt das gesamte Erwerbs-
einkommen von Frauen der Geburtsjahrgänge 1936-
1955, wenn man es für das ganze Leben zusammen-
rechnet, im Durchschnitt nur 42 Prozent des Männer-
einkommens. Die Einkommensunterschiede zwischen
Frauen und Männern werden im Alter durch die Alters-
sicherungssysteme fortgeschrieben, denn die Rente ist
ja an die Erwerbsarbeit gekoppelt: Als Folge der unter-
schiedlichen Erwerbsbiographie erreichen die eigen-
ständigen Altersrenten von Frauen im Osten heute nur
ca. 60 Prozent, im Westen sogar weniger als 50 Prozent
der Männerrenten.

Soweit zu den Fakten; was aber natürlich besonders
interessiert: welche Ursachen haben die genannten
Phänomene und wie können sie beseitigt werden?
Wenn wir uns den Bericht zur Berufs- und Einkommens-
situation von Frauen anschauen, stellen sich drei
Punkte als besonders prägende Ursachen der beste-
henden Ungleichheiten heraus:

1. Geschlechtsspezifische Trennlinien am Arbeitsmarkt,
die sich in den Betrieben fortsetzen. Hier ist vor
allem die Berufswahl ein wichtiger Punkt, aber auch
die Aufstiegsmechanismen in den Betrieben.

2. Die Bewertung der Arbeit von Frauen und Mecha-
nismen potentieller Diskriminierung. Hier geht es vor
allem um die Unterbewertung von frauendominier-
ten Tätigkeiten in tariflichen und betrieblichen
Regelungen und Praktiken.

3. Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung bei der
Kindererziehung und die mangelnde Infrastruktur zur
Unterstützung von Familien. Lassen Sie mich bei die-
sem dritten Punkt, den gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen, beginnen:

Tradierte Leitbilder über Geschlechterrollen sowie die
familiäre Arbeitsteilung sind Grundstrukturen, die ein
überaus starkes Beharrungsvermögen haben. Um diese
Strukturen aufzubrechen, haben wir die Rahmenbedin-
gungen verändert. Wir haben den alten Erziehungs-
urlaub flexibilisiert und in eine moderne Elternzeit
umgewandelt. 

Junge Eltern können jetzt ihre Kinder gleichzeitig be-
treuen. Beide Eltern haben das Recht, bis zu 30 Stun-
den pro Woche Teilzeit zu arbeiten. Eltern können zu-
sammen also maximal 60 Stunden pro Woche arbeiten
und das Familieneinkommen sichern. Das Gesetz lässt
den Eltern die Freiheit, sich selbst für ihr jeweils eige-
nes Modell zu entscheiden. Wir haben außerdem ein
Teilzeitgesetz verabschiedet, das es gerade jungen
Müttern und Vätern ermöglicht, ihr Leben mit Kindern
besser zu organisieren. Und wir haben mit einer Kam-
pagne bei Vätern dafür geworben, sich stärker an der
Erziehungsarbeit zu beteiligen. Das ist eine zeitgemäße
Familien- und Gleichstellungspolitik, die dem gewan-
delten Rollenverständnis der Menschen gerecht wird. 

Und wir haben bei der Rentenreform wichtige Schritte
gemacht, um die Ungleichheiten, die sich aus der
ungleichen Verteilung der Familienarbeit ergeben, zu
beseitigen. Ein ganz neuralgischer Punkt ist aber nach
wie vor die Situation bei der Kinderbetreuung insbe-
sondere in Westdeutschland. Lassen Sie mich einige
Ergebnisse einer neuen Studie zu den Erwerbswün-
schen der Mütter nennen, die ich zusammen mit Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern des DIW (Deutsches
Institut für Wirtschaftsforschung) und des Max-Planck-
Instituts für Bildungsforschung vor zwei Wochen vorge-
stellt habe:



1. Mehr Mütter wollen erwerbstätig sein. 70 Prozent
der Mütter in den alten Bundesländern mit Kindern
bis zu 12 Jahren, die derzeit nicht erwerbstätig sind,
wünschen sich eine Erwerbsarbeit. 

2. Viele Mütter haben den Wunsch, ihre Arbeitszeit wei-
ter auszudehnen. Diesen Wünschen steht im Westen
ein unzureichendes Angebot an Kinderbetreuungs-
plätzen entgegen. 

Das macht deutlich, wie wichtig eine Ausweitung der
Ganztagesbetreuungsangebote ist. Im europäischen
Vergleich ist Deutschland, was Kinderbetreuung an-
geht, Entwicklungsland. Wir alle wissen: Die Zuständig-
keit für die Bildung und Betreuung von Kindern liegt in
Deutschland bei Ländern und Kommunen. Aber man-
gelnde Zuständigkeit darf kein Grund für Untätigkeit
sein. Uns geht es nicht um Kompetenzgerangel, son-
dern um konkrete Hilfen für die Familien. Deshalb wird
die Bundesregierung ein „Zukunftsprogramm Bildung
und Betreuung“ auflegen und in den nächsten vier
Jahren jeweils 1 Mrd. Euro von Seiten des Bundes für
den Ausbau von Ganztagsschulen zur Verfügung stellen.

Und wir werden in der nächsten Legislaturperiode alle
Beteiligten – Länder, Kommunen, freie Träger, Wohl-
fahrtsverbände, Kirchen, Unternehmen – zu einem Be-
treuungsgipfel an einen Tisch holen, um konkrete
Absprachen darüber zu treffen, was jeder Partner zur
Verbesserung der Situation beitragen kann. 

Lassen Sie mich zu den beiden weiteren Punkten kom-
men. Wesentlichen Anteil an der beruflichen Benach-
teiligung von Frauen hat die eingeschränkte Berufs-
wahl, die sich fortsetzt in schlechterer Bezahlung und
schlechteren Aufstiegsoptionen. Wir haben es daher zu
einem unserer zentralen Ziele gemacht und massive
Anstrengungen unternommen, Frauen stärker als bis-
her für zukunftsträchtige Berufe zu interessieren und
insbesondere an der Entwicklung im IT-Bereich zu
beteiligen. Unser konkretes Ziel bis 2005 ist die paritäti-
sche Internetnutzung von Frauen und die Erhöhung des
Frauenanteils an den IT-Studiengängen und -Berufs-
ausbildungen auf 40 Prozent.

Wir wissen, dass die Ausgestaltung des Steuer- und
Sozialsystems für die geringere Teilhabe von Frauen an
Erwerbsarbeit und Einkommen von zentraler Bedeu-
tung ist. Es ist daher notwendig und Aufgabe der Po-
litik, die entsprechenden Regelungen einer systemati-
schen gleichstellungsrechtlichen Prüfung zu unterzie-
hen und die bestehenden Einfallstore für ungleiche
Chancen zu schließen. Ich denke hier z.B. an das Ehe-
gattensplitting, das wir in der kommenden Legislatur-
periode umgestalten wollen.

Zentrale Bedeutung – und damit komme ich jetzt zu
den wesentlichen Themen dieser Konferenz – hat aber
auch die Gestaltung von Tarifverträgen und insbeson-

dere die zugrundeliegenden Arbeitsbewertungsver-
fahren. Auf der Suche nach den Ursachen stellt sich
immer wieder die Frage: welchen Wert messen wir
eigentlich „Frauenarbeit“ und „Männerarbeit“ zu? Das
Hauptproblem stellt dabei heute weniger die Bewer-
tung gleicher Arbeit, z.B. die der Busfahrerin/des Bus-
fahrers, dar. Schwieriger ist es, inhaltlich unterschiedli-
che Tätigkeiten bei einem Arbeitgeber, z.B. die der
Schreibkraft und die des Lagerarbeiters, so zu bewer-
ten, dass eine Diskriminierung aufgrund des Geschlechts
ausgeschlossen wird.

Oft führen tarifliche und betriebliche Regelungen und
Praktiken zu ungleichen Verdiensten von Frauen und
Männern, ohne dass sich hierfür eine objektive Begrün-
dung erkennen lässt. So hat z.B. die Nichtbewertung
von Anforderungen oder Belastungen oder die Anwen-
dung verschiedener Maßstäbe bei der Bewertung ver-
gleichbarer Arbeit von Frauen und Männern diskrimi-
nierende Folgen. Insbesondere fehlen bei der Arbeits-
bewertung oftmals Anforderungen, die für frauendomi-
nierte Tätigkeiten typisch sind, wie z.B. Verantwortung
für Menschen.

Neue Modelle diskriminierungsfreierer Arbeitsbewer-
tung werden auf der Konferenz vorgestellt – so bei-
spielsweise ein Verfahren, das von den Schweizer Ar-
beitswissenschaftlern Katz und Baitsch entwickelt und
in der Praxis erprobt wurde, oder ein Verfahren, das die
Tarifparteien in Großbritannien gemeinsam konzipiert
haben. Für alle, die sich mit Entgeltpolitik beschäftigen,
und das sind natürlich ganz besonders die Tarifvertrags-
parteien, liefern diese neuen Ansätze wichtige Impulse
für gerechte und zeitgemäße Entgeltsysteme – übrigens
nicht allein unter dem Blickwinkel einer geschlechter-
gerechten Bezahlung.

Aber auch der Staat muss seinen Beitrag zur Durch-
setzung der Entgeltgleichheit leisten. Wie die Praxis-
beispiele zeigen, eröffnet sich ein breites Spektrum von
möglichen Initiativen – es reicht von Informationen und
Schulung über die Bildung staatlicher Kommissionen
bis hin zu Verfahrensgesetzen. Auf der Konferenz wer-
den wir Gelegenheit haben, auch über die Übertragbar-
keit politischer Lösungsansätze vor dem Hintergrund
der jeweiligen gewachsenen Bedingungen in den ein-
zelnen Ländern zu diskutieren. 

Auch Deutschland hat eine Reihe von Initiativen gestar-
tet, die darauf zielen, das Problem der Entgeltdiskrimi-
nierung einer breiteren Öffentlichkeit bekannt zu machen
und die Verantwortlichen zu sensibilisieren. So hat
mein Ministerium in den letzten Jahren mehrere auch
mit EU-Mitteln geförderte Projekte unterstützt, die sich
mit dem Thema „Gleicher Lohn für gleichwertige Ar-
beit“ beschäftigen und dabei internationale Bezüge
herstellen. Durch zahlreiche Projekte, die von Ver.di,
aber auch von meinem Haus gefördert wurden, haben
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wir Erkenntnisse, die auf mittelbare Diskriminierungs-
potentiale im Bundesangestelltentarifvertrag (BAT)
schließen lassen.

Wir haben hier Konsequenzen gezogen: Im Rahmen
eines Gender Mainstreaming Projektes wird das Bun-
desinnenministerium als öffentlicher Arbeitgeber das
Eingruppierungssystem des BAT daraufhin untersuchen.
Und das im Dialog mit den Sozialpartnern sowie den
Ländern und Gemeinden. Diese Ergebnisse werden
dann in die Verhandlungen zur Modernisierung des Ta-
rifrechts eingebracht. Damit leisten wir seitens der
Bundesregierung unseren Anteil zur Beseitigung von
Entgeltdiskriminierungen.

Für mein Haus ist es ein zentrales Anliegen, die Tarif-
parteien zu gemeinsamen Initiativen anzuregen und die
systematische Prüfung und Umgestaltung von Tarifver-
trägen zu fördern. Wir wollen es daher nicht mit dieser
Konferenz bewenden lassen. Bis zum Jahresende wer-
den wir einen überarbeiteten EU-Leitfaden zur Anwen-
dung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer
und Frauen bei gleichwertiger Arbeit vorlegen. Damit
wollen wir die Tarifparteien bei der Analyse ihrer Ent-
geltregelungen unterstützen. Dieser Leitfaden wird aber
nicht nur den Tarifparteien, sondern auch betroffenen
Frauen und ihren Interessenvertretungen eine Grund-
lage zur Überprüfung möglicher Diskriminierungen
beim Arbeitsentgelt bieten. Darüber hinaus prüfen wir
gemeinsam mit den Tarifparteien, durch welche Maß-

nahmen den individuellen Rechtsansprüchen der be-
troffenen Frauen zur besseren Durchsetzung verholfen
werden kann. 

„Viele Wege führen zur Entgeltgleichheit.“ Dieses Re-
sümee hat kürzlich ein von meinem Ministerium mitfi-
nanziertes EU-Projekt über diskriminierungsfreie(re)
Arbeitsbewertung in Deutschland, Großbritannien und
Österreich gezogen. Unter diesem Motto wird die Bun-
desregierung auch zukünftig im gemeinsamen Aus-
tausch mit den EU-Mitgliedstaaten weitere Schritte zur
Durchsetzung der Entgeltgleichheit für Frauen und
Männer gehen.

Ich bin zuversichtlich, dass wir in den nächsten Jahren
durch das „Gender Mainstreaming“, durch die Unter-
stützung der Tarifparteien und nicht zuletzt mit der
Kreativität von Frauen, aber auch von engagierten
Männern erfolgreich weiterkommen werden. Ich möch-
te Sie alle ermutigen, sich weiter den Herausforderun-
gen zu stellen. Auch heute noch gilt, was die deutsche
Frauenrechtlerin Louise Otto-Peters vor 150 Jahren ge-
sagt hat: „... die Geschichte aller Zeiten hat es gelehrt
und die heutige ganz besonders, dass diejenigen, 
welche selbst an ihre Rechte zu denken vergessen,
auch vergessen werden.“

Ich wünsche Ihnen allen einen anregenden und weiter-
führenden Kongress.



Das Prinzip der gleichen Entlohnung für gleichwertige
Arbeit wurde 1957 im EWG-Vertrag verankert und durch
die Entgeltgleichheitsrichtlinie von 1975 konkretisiert.
Diese sieht vor, dass jede Diskriminierung  aufgrund
des Geschlechtes in Bezug auf sämtliche Entgeltbe-
standteile beseitigt wird.

Dennoch erweist es sich als beachtliche Aufgabe, die-
ses Prinzip in die Tat umzusetzen. Obwohl der Grundsatz
der Entgeltgleichheit in den EU-Verträgen festgeschrie-
ben ist und seit 25 Jahren  die Entgeltgleichheitsricht-
linie existiert, und obwohl Regierungen, Arbeitgeber
und Gewerkschaften das Prinzip offenbar ernsthaft
unterstützen, verdienen Frauen heute in der Europä-
ischen Union immer noch bis zu 20 Prozent weniger als
Männer.

Wenn nicht schon die soziale Gerechtigkeit gleiche
Bedingungen für Frauen und Männer am Arbeitsplatz
fordert, dann doch die ökonomische Notwendigkeit.
Angesichts des Bevölkerungsrückgangs in Europa ist
der langfristige Bestand unseres Sozialsystems be-
droht, wenn nicht das Arbeitskräftepotential verstärkt
wird. Die Beteiligung von Frauen in der Wirtschaft wird
als Schlüssel für die Zukunftsfähigkeit des Sozialsystems
angesehen. Der Gipfel in Lissabon im März 2000 erklär-
te es zum Ziel der Gemeinschaftspolitik, bis 2010 eine
Arbeitsmarktbeteiligung der Frauen von 60 Prozent zu
erreichen. 

Diesbezüglich spielt die Europäische Beschäftigungs-
strategie eine Schlüsselrolle. Neben den Säulen Arbeits-
fähigkeit, Anpassungsfähigkeit und Unternehmertum
wurden gleiche Bedingungen für Frauen und Männer
als vierte Säule der Europäischen Beschäftigungsstra-
tegie etabliert. Dies kann als Durchbruch angesehen
werden, da es eine Arbeitsmarktpolitik eröffnet, welche
die Dimension der Gleichstellung der Geschlechter
ebenso wie Gender Mainstreaming als wesentlich er-
achtet.   

Die europäische Beschäftigungsstrategie benutzt Indi-
katoren, um den Fortschritt in der Beschäftigungspolitik
der Mitgliedsstaaten bewerten zu können. Der Gemein-
same Beschäftigungsbericht, der jährlich herausgege-
ben wird, liefert eine vergleichende Bewertung der
Nationalen Aktionspläne (National Action Plans) und
überprüft die Resonanz auf die empfohlenen beschäfti-
gungspolitischen Leitlinien des jeweiligen Jahres.
Equal Pay war von Beginn an als Priorität eingebunden.

Die Beschäftigungsleitlinien der EU für 2002, die im
September 2001 verabschiedet wurden, behandeln die
Entgeltdifferenzen zwischen Frauen und Männern (Pay
Gap) als wichtigen Punkt, da der bisherige Fortschritt
unzureichend ist. Sie mahnen Mitgliedsstaaten und
Sozialpartner, auf öffentlichem und privatem Sektor
eine „facettenreiche Strategie“ anzuwenden und „das
Ziel zu berücksichtigen, welches lautet, den Pay Gap in
Angriff nehmen“. Die vorgeschlagenen Aktionen bein-
halten eine Überprüfung der Eingruppierungs- und
Entlohnungssysteme, sowie eine Verbesserung von
Statistik und Monitoringsystemen und eine Sensibili-
sierung des Bewusstseins bezüglich der Entgeltgleich-
heit, um die geschlechtsspezifische Diskriminierung zu
beenden. 

Wegen der Vielzahl der beteiligten Faktoren ist es den-
noch schwierig, die Situation zu verbessern:

Die geschlechtsspezifische Lohnkluft ist in der EU immer
noch weit: Sie beträgt 16 Prozent. Der durchschnittliche
Stundenlohn (ab 15 Wochenstunden) betrug 1998 für
weibliche Arbeitnehmer 83,8 Prozent von dem eines
Mannes. Im privaten Sektor war die Kluft mit 23,7 Pro-
zentpunkten größer als im öffentlichen Bereich, in dem
es 10,7 Prozentpunkte waren. Die geringsten Entloh-
nungsunterschiede gab es in Portugal, Italien und 
Belgien, die größten in Großbritannien, Österreich, den
Niederlanden, Deutschland und Irland.

Aktuelle Forschungsergebnisse zeigen, dass sich die
Entgeltdifferenz zu einem signifikanten Ausmaß aus
den unterschiedlichen Berufssparten ergibt, in denen
Männer und Frauen tätig sind. Diese Geschlechter-
trennung auf dem Arbeitsmarkt führt zu einer unglei-
chen Verteilung von Frauen und Männern in unter-
schiedlichen Sektoren, Industriebranchen und Berufen.
Dies hat eine unmittelbare Auswirkung auf die Entgelt-
differenzen (Pay Gap). Der Pay Gap kann von 43 Prozent
im männerdominierten Handwerk und verwandtem Ge-
werbe, bis zu etwa 18 Prozent in frauendominierten Be-
schäftigungsfeldern – wie Büro, Dienstleistung, Verkauf
– reichen. Berufsbezogene Trennung ist auch in den
neuen Technologien hoch, da Männer dort bis zu zwei
Drittel der hochqualifizierten Jobs einnehmen. Viele
Faktoren tragen zur Geschlechtertrennung bei. Dazu
zählen die Ausbildungswahl, Vorurteile sowie die
Attraktivität der jeweiligen Branchen. Auch die Abstim-
mung von Beruf und Familienleben zählt zu den Aus-
wahlkriterien. 
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Entlohnungssysteme verändern sich: es wird mehr
Schwergewicht auf die individuellen Kompetenzen der
Beschäftigten gelegt, als auf das Wesen der Arbeit.
Eine Begleiterscheinung ist der verstärkte Gebrauch
von individuellen Leistungsprämien. Fähigkeiten zu
bewerten kann jedoch in geschlechtsspezifischer Dis-
kriminierung enden. Managern ist vielleicht gar nicht
bewusst, dass sie für Männer eher höhere individuelle
Entgelte aushandeln. Untersuchungen haben gezeigt,
dass daran zum Teil die „Selbstgefälligkeit“ der Arbeit-
geberInnen schuld ist. Die Untersuchungen zeigen,
dass ArbeitgeberInnen davon überzeugt sind, dass sie
Frauen und Männer bei der Entlohnung nicht diskrimi-
nieren. Dennoch haben sie die durchschnittlichen Ent-
gelte von Frauen und Männern nicht verglichen um
herauszufinden, ob Diskriminierung – auch wenn unbe-
absichtigt – vorliegt.
Arbeitgebern kann vorgeworfen werden, dass sie nie-
drig bezahlte Jobs auf Frauen zuschneiden, so dass
diese auf das Einkommen ihres Partners angewiesen
sind. Die Einkünfte vieler Frauen genügen nicht, um
davon zu leben, besonders wenn Kinderbetreuungs-
kosten anfallen. „Arbeitgeber, die höhere Löhne zahlen
(für Jobs, in denen Männer vorherrschen), subventio-
nieren tatsächlich Arbeitgeber, die Frauen geringe
Löhne zahlen, weil das Gesamt-Haushalteinkommen
auf die Einkünfte des Mannes angewiesen ist.“

In der gesamten EU verdienen Frauen mit einem Uni-
versitätsabschluss durchschnittlich 32 Prozent weniger
als Männer mit einem ähnlichen Ausbildungsniveau,
während Frauen ohne Qualifikationen außer der elemen-
taren Schulbildung 22 Prozent weniger als Männer ver-
dienen. Da Frauen mit einem höheren Ausbildungs-
niveau sehr viel seltener ihre berufliche Laufbahn aus
familiären Gründen unterbrechen, mag dieses Ergebnis
überraschen, wenn doch Erfahrung, eine ununterbro-
chene berufliche Laufbahn und das Verständnis der
neuesten Technologien, die damit einhergehen, wichtige
Determinanten der Tarifstufen sind.

Die Entgeltkluft existiert in allen Altersgruppen, weitet
sich aber signifikant, je älter die ArbeitnehmerInnen
werden. Für Frauen im Alter von 40 bis 54, die Vollzeit
arbeiten, war der durchschnittliche Stundenlohn über
alle Mitgliedsstaaten 20 Prozent geringer als der von
Männern; in Frankreich, Italien und Luxemburg war er
bis zu 30 Prozent geringer, in den Niederlanden 33 Pro-
zent sowie 40 Prozent in Großbritannien und beinahe
45 Prozent geringer in Griechenland.

Überraschenderweise scheint die durchschnittliche
Beschäftigungsdauer innerhalb der Altersgruppen nur
wenig Unterschied auszumachen. In der Tat „tendiert
die Entgeltlücke dazu, für die größer zu sein, die relativ
lange Zeit in einem Job gearbeitet haben, als für die,
die etwa ein oder zwei Jahre in einem Job waren“.
Die Top Zehn Prozent der weiblichen Erwerbstätigen in
der Europäischen Union verdienen im Durchschnitt 35
Prozent weniger als die männlichen Top Zehn Prozent
der Erwerbstätigen. Dieses Charakteristikum bestätigt
sich innerhalb der ganzen Union, besonders aber in
Frankreich, Italien und Großbritannien.
Auf der anderen Seite haben die schlechtest bezahlten
Zehn Prozent der Frauen Stundenlöhne, die durch-
schnittlich etwa 15 Prozent unter denen der Männer lie-
gen. Die Tatsache, dass in beinahe allen Mitgliedsstaaten
die Einkommenskluft im Regierungsbereich geringer
als in privaten Arbeitsbereichen ist, zeigt, dass die
Regierung als Arbeitgeber Maßnahmen ergriffen hat,
Bezahlungsungerechtigkeit zu vermeiden. Im privaten
Bereich werden noch zusätzliche Maßnahmen benötigt.

Gleiches Entgelt, Anerkennung der Qualifikationen und
Fähigkeiten von Frauen sowie eine Politik, die Arbeit-
nehmer dazu befähigt, Arbeits- und Familienleben zu
kombinieren, helfen, mehr Frauen auf den Arbeitsmarkt
zu locken und somit der Wirtschaft einen produktiven
Aufschwung zu geben.
Dennoch ist klar, dass die geschlechtsspezifische „Lohn-
kluft“ nicht durch einen wachsenden Frauenanteil an
den Beschäftigten automatisch abnimmt. Sie ist mit
den strukturellen geschlechtsspezifischen Ungleich-
heiten auf dem Arbeitsmarkt verbunden.

Deshalb ist wichtig, dass vier Faktoren berücksichtigt
werden, um gleiche Bezahlung zu erreichen:

• Frauen müssen selbst darauf aufmerksam werden,
dass eine Einkommenskluft existiert, so dass sie glei-
che Entlohnung fordern können.

• Sozialpartner spielen eine bedeutende Rolle: als aktive
Parteien bei Entgeltvereinbarungen spielen sie eine
wichtige Rolle, um Maßnahmen zur Umsetzung von
Entgeltgleichheit einzuführen. Lohnfestsetzungen zäh-
len zu den bedeutendsten Mitteln, gleiche Bezahlung
zu erreichen.

• Unternehmen sind ein zentraler „Handlungsort“ um
Entgeltgleichheit zu erreichen. Entgeltgleichheitsbe-
richte und Berichte über die Gleichbehandlung sind
hier wichtige Instrumente. Auch die Methode der Ar-
beitsbewertung darf keine Geschlechterdiskriminierung
enthalten – was im allgemeinen eine Modernisierung
der angewendeten Systeme bedeutet.

• Regierungen haben eine doppelte Funktion – als Arbeit-
geber müssen sie eine Vorreiterrolle einnehmen (sie
sind auf dem Weg dahin). Zudem müssen sie mit
Zielen und Anreizen den politischen Rahmen bieten,
um „Equal Pay“ in die Realität umzusetzen.



„Frauen werden beim Lohn nicht diskriminiert“. Das ist
ein verbreitetes Alltagsdenken und im übrigen auch die
Auffassung des Bundesverbands der Deutschen Arbeit-
geberverbände und des arbeitgebernahen Institutes der
Deutschen Wirtschaft, wie einer Analyse aus dem Jahre
2000 zu entnehmen ist. Bei genauerer Betrachtung fällt
auf, dass nur das Problem der direkten oder unmittel-
baren Diskriminierung berücksichtigt wird. Dies ist aber
seit etwa einem Vierteljahrhundert nicht mehr unser
Hauptproblem. Es geht hierzulande nicht mehr vorran-
gig um die Frage, ob Frauen, die die gleiche Arbeit ver-
richten wie Männer, auch gleich bezahlt werden. Dies
ist in Deutschland zwischenzeitlich weitgehend, zumin-
dest in Tarifverträgen, gewährleistet. D.h., die Tarifein-
kommen werden nicht mehr offen mit der Geschlechts-
zugehörigkeit begründet. Wichtiger ist seit einigen
Jahren die Frage, inwieweit der Rechtsanspruch auf
gleiches Entgelt bei verschiedenartiger, faktisch aber
gleichwertiger Arbeit eingelöst ist. 

In Deutschland erreicht „Simone“ durchschnittlich 75,8
Prozent des Einkommens von „Simon“. Interessant ist
der Vergleich zwischen Ost- und Westdeutschland,
denn in Ostdeutschland fällt der Verdienstabstand zwi-
schen den Geschlechtern mit nur 93,9 Prozent wesent-
lich geringer aus als in Westdeutschland. Hier beträgt
der Bruttojahresverdienst einer Frau 74,8 Prozent des
Einkommens des Mannes. Diese Unterschiede zwischen
Ost und West verweisen darauf, dass in den beiden
Teilen Deutschlands unterschiedliche Beschäftigungs-
und Entlohnungspolitiken sowie unterschiedliche ge-
schlechterbezogene Wertvorstellungen bestehen. 

Welches sind die Gründe für die niedrigeren Durch-
schnittseinkommen der Frauen? Die öffentliche Dis-
kussion konzentriert sich auf eine Reihe von Struktur-
merkmalen, die die Unterschiede beim Entgelt rechtfer-
tigen sollen. Erklärt werden sie unter anderem mit: 

• den Branchen: Frauen sind in schlechter bezahlten
Branchen tätig;

• den Berufen: viele sog. „Frauenberufe“ wie Friseurin,
Arzthelferin, Schreibkraft, Verkäuferin oder Hauswirt-
schaftsberufe stehen am Ende der Einkommensskala;

• der Stellung der Frauen in der betrieblichen
Hierarchie: Frauen besetzen überwiegend die unteren
und mittleren Positionen;

• dem Qualifikationsniveau: Frauen – so wird irrtümlich
angenommen – hätten durchschnittlich ein niedrige-
res Qualifikationsniveau und dementsprechend niedri-
gere Einkommen;

• der geringeren Berufserfahrung und der Dauer der
Unternehmenszugehörigkeit;

• der Lebens- und Wochenarbeitszeit.

Auf den ersten Blick erscheinen nun diese Struktur-
merkmale allesamt als objektive Faktoren, mit denen
sich die Unterschiede sachlich rechtfertigen lassen.
Würde man der Argumentation folgen, gäbe es keine
Diskriminierung beim Entgelt aufgrund des Geschlechts.
Entgeltunterschiede seien im übrigen auch das Ergeb-
nis von individuellen Entscheidungen der Frauen selbst
und daher nicht den Tarifparteien anzulasten. Es lohnt
aber doch ein zweiter Blick, denn die Frage nach den
wirklichen Ursachen für die Entgeltunterschiede ist
noch unbeantwortet. Nicht erklärt sind folgende Fakten:
Warum sind denn die Branchen, in denen Frauen arbei-
ten, oft Niedriglohnbranchen? Warum sind es gerade

die sogenannten Frauenberufe, die so niedrig entlohnt
werden? Oder warum sind Frauen eigentlich in der
betrieblichen Hierarchie überwiegend auf den unteren
und mittleren Rängen zu finden? 

Offensichtlich haben Entgeltunterschiede zwischen den
Geschlechtern auch etwas mit Wertvorstellungen zu
tun. Denn unsere Befunde zeigen, dass auch bei glei-
chen Strukturmerkmalen erhebliche Einkommens-
unterschiede zwischen den Geschlechtern existieren.
Das heißt z. B., dass bei gleichem Qualifikationsniveau
– sei es als angelernte Kräfte, sei es mit oder ohne
Berufsausbildung oder Hochschulabschluss – Frauen
weniger als Männer verdienen; bei gleicher Berufspo-
sition – sei es als Angestellte, Facharbeiterin oder als
Meisterin – erhalten Frauen weniger als Männer; auch
bei gleichem Alter oder gleicher Unternehmenszuge-
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hörigkeit erzielen Frauen ein niedrigeres Einkommen
als ihre männlichen Kollegen.

Dies zeigt, dass die Entgeltdifferenzen zwischen den
Geschlechtern nicht allein mit objektiven Faktoren er-
klärt werden können. Es bleibt noch ein unerklärter
Rest, der darauf verweist, dass die Zugehörigkeit zu
einem Geschlecht bei der Begründung und Differen-
zierung der Arbeitseinkommen noch immer eine Rolle
spielt. Geschlechterbezogene Stereotype wirken nach
wie vor. Sei es bewußt oder unbewußt, sei es über
anonyme verfestigte Strukturen oder ganz konkret über
Personen, die tagtäglich entgeltpolitische Entscheidun-
gen treffen. Um nun nähere Aufschlüsse über die tiefe-
ren Gründe der Einkommensunterschiede zu erhalten,
haben wir uns genauer angesehen, wie die Bestim-
mung der Arbeitsentgelte ganz konkret vor sich geht. 
In den EU-Mitgliedsstaaten gibt es ein recht breites
Spektrum von Verfahrensweisen und Regelungs-
ebenen. Teils wird das Einkommen auf der individuel-
len Ebene geregelt, teils existieren betriebliche Verein-
barungen oder auch Kollektiv- oder Tarifverträge auf
Branchenebene. In solchen Kollektivverträgen gibt es
oft sehr dezidierte Regeln, Verfahren und Kriterien der
Entgeltbegründung und -differenzierung. In anderen
Ländern fehlen vielfach nähere Begründungen dafür,
warum z. B. die Tätigkeit eines Kraftfahrers/einer
Kraftfahrerin bei einem Arbeitgeber besser bezahlt wird
als die einer Sekretärin oder eines Sekretärs. D.h., Ent-
gelte werden oftmals auch politisch festgesetzt. In
Deutschland werden die Arbeitseinkommen überwie-
gend in Tarifverträgen geregelt. Geschlechterdiskrimi-
nierung in diesen Verträgen zu entdecken, ist nicht ein-
fach, wenn es sich um mittelbare Diskriminierung han-
delt. Sie verbirgt sich nämlich hinter Vorschriften, 
Kriterien und Verfahren, die dem Anschein nach ge-
schlechtsneutral sind. Mittelbare Diskriminierung wird
allerdings sichtbar, wenn man die Wirkungen dieser
Regelungen auf Männer und Frauen prüft. Auf den
Effekt kommt es somit an – sei er gewollt oder nicht
gewollt. Solche geschlechtervergleichenden Betrach-
tungen der Wirkungen von Tarifregelungen sind in der
deutschen Tarifpraxis noch weitgehend unüblich. 

Bei der Überprüfung von Entgeltsystemen auf mögli-
che Diskriminierungen sind die europarechtlichen An-
forderungen hilfreich, weil sie aufzeigen, durch welche
Regelungen Diskriminierungsfreiheit in Entgeltsystemen
zu gewährleisten ist. Hier ist in erster Linie das Gebot
der Richtlinie 75/117/EWG zu nennen, die vorschreibt,
dass einheitliche Kriterien bei der Bewertung der Tätig-
keiten zu verwenden sind. Ein einheitlicher Bewertungs-
maßstab muss also angewendet werden. Darüber hin-
aus liegen verschiedene Entscheidungen des Europä-
ischen Gerichtshofs vor: 

• Entgeltsysteme müssen durchschaubar und überprüf-
bar sein.

• Es müssen objektive Differenzierungskriterien verwen-
det werden.

• Die ausgewählten Kriterien müssen dem Wesen der
Arbeit, also der tatsächlich zur verrichtenden Arbeit
entsprechen.

• Die Kriterien müssen diskriminierungsfrei interpretiert
und angewendet werden.

• Das Gesamtsystem muss so beschaffen sein, dass
Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts ausge-
schlossen sind. 

Das Ergebnis unserer Analyse lautet: Die Mehrzahl der
Tarifverträge in Deutschland wird diesen europarecht-
lichen Anforderungen nicht gerecht. Sie enthalten in
Bezug auf die Arbeitsbewertung verschiedenartige
Diskriminierungspotenziale, so z.B.  

• die Nichtbewertung von Anforderungen (beispiels-
weise Körperkraft bei Pflegepersonal),

• die Verwendung unterschiedlicher Bewertungskriterien
bei frauen- und männerdominierten Tätigkeiten, 

• Doppel- und Mehrfachbewertung von Kriterien, die
ähnliche Sachverhalte erfassen (z. B. wenn „Kennt-
nisse“ und zusätzlich „Denken“ bewertet werden),

• diskriminierende Auslegung von Kriterien (z.B. Defi-
nition von Verantwortung als Führungsverantwor-
tung),

• Eröffnen von Bewertungsspielräumen (durch summa-
rische Arbeitsbewertung oder auch durch vage
Formulierungen in Tarifverträgen), 

• Aneinanderbindung von Kriterien (z.B. Bewertung von
„Verantwortung“ nur dann, wenn gleichzeitig auch
„umfassende Fachkenntnisse“ gefordert sind), 

• unverhältnismäßig hohe Gewichtung von Kriterien,
die vor allem auf männerdominierte Tätigkeiten
zutreffen (z.B. Muskelkraft), 

• Bewerten von anspruchsvollen Tätigkeiten erst dann,
wenn sie einen bestimmten Zeitanteil erreichen (z.B.
50 Prozent Aufgaben, die selbständige Leistungen
erfordern),

• Verwendung unterschiedlicher Arbeitsbewertungs-
systeme und -logiken seitens derselben Tarifparteien
oder desselben Arbeitgebers, z.B. für ArbeiterInnen
und Angestellte oder auch für verschiedene
Berufsgruppen.

An folgendem Beispiel sollen drei wichtige Diskriminie-
rungsmechanismen illustriert werden. Es wurde ein Ver-
gleich zwischen der Tätigkeit einer Schreibkraft und
eines Lagerarbeiters/einer Lagerarbeiterin gezogen.
Dieses Beispiel ist typisch für all jene Tarifverträge, die
Arbeiter- und Angestelltentätigkeiten noch getrennt be-
werten und entlohnen. Als Bewertungsmerkmal wird
bei der Schreibtätigkeit nur die abgeforderte Qualifika-
tion berücksichtigt, nämlich „abgeschlossene Berufs-
ausbildung oder gleichwertige Ausbildung, auch erwor-
ben durch mehrjährige anderweitige Qualifikation“. Bei
der Tätigkeit des Lagerarbeiters/der Lagerabeiterin wer-
den fünf Bewertungskriterien berücksichtigt: Anforde-
rungen an die Qualifikation (Vorkenntnisse aufgrund
von Unterweisung oder Einarbeitung), an Gewissen-



haftigkeit und Genauigkeit, Belastungen und Verantwor-
tung. Der Verdienst der Schreibkraft liegt etwa 150 Euro
unter dem des Lagerarbeiters oder der Lagerarbeiterin.

Mögliche Diskriminierungsquellen sind: 

1. Unterschiedliche Bewertungskriterien. Der Vergleich
zeigt deutlich, dass die Bewertung der beiden Tätig-
keiten uneinheitlich ist. Die Anforderung der Richt-
linie 75/117/EWG, gemeinsame Kriterien zu verwen-
den, ist demnach hier nicht eingelöst. 

2. Unterbewertung von Frauentätigkeiten. Es stellt sich
die Frage, ob mit der Qualifikationsanforderung
allein die Tätigkeit der Schreibkraft angemessen ab-
gebildet ist. Um das „Wesen“ der Tätigkeiten, so wie
es der Europäische Gerichtshof sagt, hinreichend zu
erfassen und Kriterien zu finden, die gerade für diese
konkrete Tätigkeit von Belang sind, bedürfte es zu-
nächst einer Arbeitsbeschreibung. Diese ist jedoch
nur in Ausnahmefällen in Tarifverträgen vorgeschrie-
ben und so kann man das Motto darüber setzen:
„Was nicht beschrieben ist, wird in der Regel auch
nicht bewertet, und was nicht bewertet wird, wird
meist auch nicht bezahlt.“ 

3. Intransparenz. Für die Schreibtätigkeit wird eine
abgeschlossene Berufsausbildung oder eine gleich-
wertige Qualifikation als erforderlich angesehen. Für
die Tätigkeit des Lagerarbeiters ist lediglich eine
Unterweisung oder Einarbeitung und somit ein nie-
drigeres Qualifikationsniveau notwendig. Eine
Schreibkraft kann aufgrund dieser Regelung allein
nicht überprüfen, warum sie über 150 Euro weniger
erhält, denn es ist nicht offen ausgewiesen, welchen
Stellenwert ihre Ausbildung im Vergleich zur Unter-
weisung oder Einarbeitung bei der Lagerarbeiter-
tätigkeit hat. Vage bleiben im übrigen auch die
Formulierungen, wie „fallweise längere Berufs-
praxis“ oder „fallweise große Belastungen unter-
schiedlicher Art“. 

Die Intransparenz von Entgeltsystemen wird häufig
durch summarische Arbeitsbewertung verursacht, die
vorherrschend in deutschen Tarifverträgen verwendet
wird. Die für diese Verfahren typische gesamthafte und
pauschale Schätzung der Wertigkeit einer Tätigkeit
schafft Bewertungsspielräume, von denen sich überein-
stimmend sowohl Arbeitgeber als auch Gewerkschafts-
vertreterInnen Vorteile versprechen. Daher ist der politi-
sche Widerstand gegen eine analytische Arbeitsbewer-
tung relativ hoch. Die vorliegenden arbeitswissen-
schaftlichen Befunde zu diesem Verfahren sind eindeu-
tig. Analytische Arbeitsbewertungsverfahren sind
transparenter und insgesamt für Diskriminierungen
weniger anfällig. Sie gewährleisten, dass alle Tätig-
keiten im Geltungsbereich der Regelung nach densel-
ben Bewertungskriterien bewertet werden. Darüber
hinaus muss offen gelegt werden, welches Gewicht

jedes Kriterium im Rahmen der Gesamtbewertung hat.
Allerdings ist die analytische Arbeitsbewertung auch
nicht per se diskriminierungsfrei. Es kommt auch dar-
auf an, wie die Auswahl der Kriterien, ihre
Interpretation und ihre Gewichtung erfolgt. 

Die meisten deutschen Tarifverträge lassen aufgrund
der uneinheitlichen Bewertung nicht erkennen, ob und
welche Tätigkeiten von Frauen und Männern gleich-
wertig sind. Um gleiches Entgelt für gleichwertige Ar-
beit durchsetzen zu können, brauchen wir diskriminie-
rungsfreiere Verfahren der Arbeitsbewertung. Sie sind
eine unabdingbare Voraussetzung auf dem Weg zu
mehr Entgeltgleichheit. Allerdings sind mit einer diskri-
minierungsfreien Arbeitsbewertung die Probleme der
mittelbaren Entgeltdiskriminierung nicht gelöst. Es be-
stehen weitere Einfallstore für Diskriminierungen, so
insbesondere bei der Zuweisung der Entgeltbeträge zu
den Entgeltgruppen. Auch wenn die Tätigkeiten fak-
tisch gleichwertig sind, können sie doch unterschied-
lich bezahlt werden. Dies wird in einem Vergleich der
Grundentgelte von kaufmännischen und technischen
Angestellten (Tarifvertrag Papier, Pappe und Kunststoff
verarbeitende Industrie) deutlich. Sowohl bei der kauf-
männischen als auch bei der technischen Tätigkeit wird
eine Berufsausbildung oder entsprechend anders er-
worbene Kenntnisse gefordert. In beiden Fällen wird
die Tätigkeit als vorwiegend einfachere kaufmännische
bzw. technische Tätigkeit charakterisiert. Die Tarifpar-
teien erklären selbst, dass die Tätigkeiten gleichwertig
sind. Dennoch besteht bei den Tarifgehältern ein Unter-
schied von mehr als 150 Euro. Werden veröffentlichte
Tarifstatistiken in Deutschland betrachtet und wird ge-
prüft, wie die einfachen Tätigkeiten von Angestellten
einerseits und ArbeiterInnen andererseits entlohnt wer-
den, dann kann fast durchgängig festgestellt werden,
dass in Westdeutschland einfache Angestelltentätig-
keiten oft um mehrere hundert Euro niedriger bezahlt
werden als einfache ArbeiterInnentätigkeiten. 

Welche Konsequenzen sind nun aus unseren Analysen
zu ziehen? Die Gesamtergebnisse zeigen, dass es drin-
gend notwendig ist, sämtliche Entgeltsysteme – seien
sie auf tariflicher, betrieblicher oder gesetzlicher, also
BeamtInnenebene geregelt – einer systematischen
Prüfung zu unterziehen und Regelungen, die diskrimi-
nieren oder diskriminieren könnten, abzuschaffen. 

EuropäerInnen stehen hinsichtlich der Umsetzung des
Grundsatzes der Entgeltgleichheit nicht mehr am
Anfang. Einerseits existieren bereits Konzepte einer
diskriminierungsfreieren Arbeitsbewertung, hier
braucht das Rad nicht neu erfunden zu werden. Auch
hinsichtlich der politischen Strategien – seien es tarif-
politische oder staatliche – kann auf Erfahrungen aus
anderen Staaten aufgebaut werden. 
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Modelle diskriminierungs-
freier(er) Arbeitsbewertung
und deren Anwendung 
in der Praxis



Arbeitsbewertung ist eine Methode oder ein Verfahren
zum Vergleich der Anforderungen an Arbeitsplätzen
innerhalb eines Systems oder einer Organisation. Sie
dient einer Klassifizierung der Arbeitsplätze, meist als
Basis für eine Einstufungs- und Entgeltstruktur. Bei der
Arbeitsbewertung sollten alle relevanten Anforderun-
gen, die an eine Arbeitsstelle gestellt werden, mit in
das Bewertungssystem einfließen. Dabei darf weder
die Person, deren Arbeitsplatz zu bewerten ist, noch ihr
Geschlecht von Bedeutung sein – Arbeitsbewertung
muss neutral sein.

Was ist ein 
Arbeitsbewertungssystem?
Alle Arbeitsbewertungssysteme untersuchen zunächst
Arbeitsplätze hinsichtlich bestimmter Faktoren. Wenn

man das Gesundheitssystem in Großbritannien als
Beispiel nimmt, zeigt sich auf den ersten Blick, dass es
sehr schwierig ist, die Arbeit von ÄrztInnen, Physio-
therapeutInnen, KrankenpflegerInnen, BuchhalterInnen
oder ElektrikerInnen miteinander zu vergleichen. Es
bedarf daher der Definition der Berufe anhand der
ihnen in unterschiedlichem Maße zugrunde liegenden
Kriterien wie Qualifikation, Erfahrung, Verantwortung
für Personal oder Finanzen. Auch Arbeitsplatzbedingun-
gen wie physische, geistige und emotionale Anforde-
rungen werden differenziert. Im Unterschied zu anderen
Bewertungssystemen wird für die (analytische) Arbeits-
bewertung eine Matrix mit diesen Faktoren erstellt.
Jedem Faktor wird eine Punkteskala mit einem Höchst-
und Niedrigstwert und bestimmten Zwischenwerten
zugewiesen. Diese Punktevergabe stellt die Grundlage
für eine Einstufung von Arbeitsstellen dar.

Grundsätzlich sind Punktebewertungssysteme so konzi-
piert, dass mehrere Punkte pro Einstufungsebene
erreicht werden können. Das Arbeitsbewertungssystem
zeichnet sich durch eine unterschiedliche Gewichtung
der verschiedenen Faktoren aus: Bestimmten Faktoren
werden mehr Punkte zugewiesen, wenn sie wichtiger
eingestuft werden als andere. Diese Gewichtung kann
auch dadurch erfolgen, dass mehrere Faktoren für eine
Arbeitsplatzbewertung relevant werden. 

Historisch betrachtet stellte es ein Problem dar, dass
frühere Arbeitsbewertungssysteme diskriminierend
und nicht geschlechtsneutral waren: Die Elemente älte-
rer Arbeitsbewertungssysteme sind in der Vergangen-
heit in einer diskriminierenden Weise konzipiert wor-
den. So spiegelten die zu untersuchenden Anforde-
rungen nicht die wirklichen Anforderungen an die
Arbeitsplätze wider, sondern es überwogen die Anfor-
derungen, die eher an männerdominierte als an frauen-
dominierte Jobs gestellt werden. 

Um ein weniger diskriminierendes Arbeitsbewertungs-
system konzipieren zu können, muss Folgendes be-
achtet werden:  alle Faktoren sollten angemessen und
zur Untersuchung der betreffenden Arbeitsstellen ge-
eignet sein; alle für die Arbeitsstelle bedeutenden Fähig-
keiten müssen berücksichtigt werden, die Faktorstufen
müssen alle erforderlichen Anforderungen repräsen-
tieren und das Gewichtungssystem spiegelt die Klassi-
fizierung der Arbeitsplätze innerhalb der Organisation
wider. Für die Durchsetzung der Entgeltgleichheit ist es
sinnvoll, exakt gleiche Regeln und Kriterien der Arbeits-
bewertung für alle Arbeitsstellen anzuwenden. 

Hintergründe zur Entwicklung des
Arbeitsbewertungssystems des
National Joint Council

Das Arbeitsbewertungssystem (Job Evaluation Scheme
– JES) des National Joint Council (NJC)  wurde für
Kommunalverwaltungen in England und Wales ent-
wickelt. Hier sind fast 1 Million Mitarbeiter beschäftigt,
von denen ca. 80 Prozent weiblich sind (wobei ca. 80
Prozent der Mitarbeiterinnen in Teilzeit arbeiten). Die
Arbeitsplätze weisen zumeist eine traditionelle Ge-
schlechtertrennung auf. So sind beispielsweise Frauen
vorwiegend in Schulküchen, als Krankenschwestern, in
der häuslichen Pflege, in Sekretariaten und Büros so-
wie als Sozialarbeiterinnen tätig. Männer stellen dage-
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gen die Mehrzahl der Beschäftigten im Straßenbau, in
technischen Berufen und in der Abfallbeseitigung. 

Ein weiterer Grund für die Entwicklung eines neuen
Arbeitsbewertungssystems lag in der Vielzahl der wegen
Lohnungleichheit eingereichten Klagen. Die Arbeitgeber
des öffentlichen Dienstes befürchteten hier weitere Ge-
richtsverfahren. 

Entwicklung des Systems zur
Arbeitsplatzbewertung NJC
1995 wurde eine Arbeitsgruppe eingerichtet und von
den damals zwei separaten Verhandlungsparteien mit
der Entwicklung eines JES für die Kommunalverwal-
tung beauftragt. Die Arbeitsgruppe bestand aus je zwei
VertreterInnen der drei Arbeitgeberverbände sowie der
drei größten Gewerkschaften dieses Bereichs. Darüber
hinaus waren zwei technische BeraterInnen beteiligt,
einer von der Arbeitgeber-Seite und einer im Auftrag
der Gewerkschaften. Die Arbeitsgruppe kam rasch zu
dem Schluss, dass keines der bestehenden Systeme
sowohl auf alle Stellen in der Kommunalverwaltung
anwendbar war, als auch den Anforderungen der
Gleichbehandlung genügte. So wurde beschlossen, ein
vollständig neues Bewertungssystem auszuarbeiten. 

Die Arbeitsgruppe hat zunächst die Faktoren und An-
forderungen der relevanten Arbeitsplätze differenziert
und in drei Kategorien eingeordnet: 

• Kenntnisse und Fähigkeiten (z. B. die dazu dienen,
den Handlungsspielraum des/der ArbeitnehmerIn
einschätzen zu können, um festzustellen, inwieweit
diese/r Initiative ergreifen und unabhängig agieren
kann), 

• Belastungsanforderungen, einschließlich der emotio-
nalen Anforderungen (obwohl sich die emotionalen
Anforderungen nicht problemlos in ein Arbeitsbewer-
tungssystem einfügen, sind sie beispielsweise bei
SozialarbeiterInnen und Pflegepersonal ein wichtiger
zu berücksichtigender Faktor),

• Arbeitsbedingungen (die nicht nur die physischen
Arbeitsbedingungen berücksichtigen, sondern auch
das Arbeitsumfeld einbeziehen).

Zudem wurden beim Arbeitsbewertungssystem des
NJC eine Reihe von Verantwortungsfaktoren berücksich-
tigt, die auch bei traditionellen Arbeitsbewertungs-
systemen gebräuchlich sind. 

Die Klassifizierung der Faktoren  wurde anhand von ver-
fügbaren Informationen über verschiedene Arbeits-
stellen entwickelt. Den Faktoren wurden dann unter-
schiedlich viele Stufen zugewiesen, so dass ihre Rele-
vanz für die jeweilige Arbeit graduell erfasst werden
kann. 

Die Sicherstellung der Entgelt-
gleichheit 
Zwischen 1960 und 1970 wurden verschiedene Metho-
den benutzt, die Arbeitsplatzfaktoren in Großbritannien
zu gewichten. Dabei wurde die Gewichtung nach einer
festgelegten Rangordnung der Arbeitsstellen bestimmt.
Im Gegensatz dazu wurden für das neue System be-
stimmte Prinzipien für die Auswertung und Gewich-
tung entwickelt. Diese festgelegten Prinzipien wurden
bei der Erprobung des Bewertungssystems angewandt.
Dabei stellte sich z.B. heraus, dass dem Faktor ‚Kennt-
nis’ die größte Gewichtung zukommt. Zudem wurde
festgelegt, dass alle Verantwortungsfaktoren die glei-
che Gewichtung haben sollen, also z.B. die Verant-
wortung für Finanzmittel und die Führung von Beschäf-
tigten gleich zu bewerten sind. Die Belastungsanforde-
rungen sollten in jedem Fall fünf Prozent der Gesamt-
gewichtung ausmachen. Auch die Faktoren der Gleich-
berechtigung werden berücksichtigt. 

Die im Hinblick auf die Entgeltgleichheit entwickelten
Arbeitsbewertungssysteme weisen viele Ähnlichkeiten
auf. Da es mehrere Arbeitsbewertungssysteme gibt,
sollten diejenigen, die nicht diskriminierende Arbeits-
bewertungssysteme entwickeln, zusammenarbeiten
und gemeinsam gegenüber jenen aktiv werden, die
nach wie vor traditionelle, diskriminierende Arbeitsbe-
wertungssysteme unterstützen, wie z. B. große Unter-
nehmensberatungen. Grundsätzlich muss sichergestellt
werden, dass die Anforderungen an Frauenberufe
ebenso berücksichtigt werden wie die an Männerbe-
rufe. Daher bezieht das System des NJC zum Beispiel
Faktoren mit ein wie zwischenmenschliche und kom-
munikative Fertigkeiten, soziale und emotionale Anfor-
derungen. 
Das Bewertungssystem hat im Vergleich zu traditionel-
len Systemen eine geringere Anzahl festgelegter Faktor-
einstufungen. In traditionellen Systemen sind zusätzli-
che Stufen nur eingeführt worden, um bestimmten
Arbeitsstellen eine höhere Punktzahl zuzuordnen und
ihnen damit eine größere Gewichtung im System zu
geben. Für das Arbeitsbewertungssystem des NJC
wurden klare, nachvollziehbare Schritte und Ebenen
eingeführt, die auf die entsprechenden Arbeitsstellen
angewandt werden können. 

Das Bewertungssystem und die Gewichtung der Fak-
toren basiert auf bewährten Prinzipien und ist nicht
darauf ausgerichtet, ein bestimmtes Resultat zu errei-
chen, sondern neutral zu bewerten. 

Zur Sicherstellung der Entgeltgleichheit wurden Schu-
lungen über Grundsätze der Gleichbehandlung durch-
geführt. Somit wurden alle Personen geschult, die mit
der Gestaltung und der Entwicklung des Systems be-
fasst waren – von den Arbeitsgruppen bis hin zu den
Testpersonen und den verschiedenen beteiligten Par-
teien.



Die Umsetzung des
Arbeitsbewertungssystems NJC
Die Umsetzung des Arbeitsbewertungssystems stellt
eine sehr große logistische Herausforderung dar, für
deren Durchführung und Leitung im Allgemeinen eine
Steuerungsgruppe eingesetzt wird. Dabei ist es wichtig,
dass diese Steuerungsgruppe die Arbeitskräfte im
Allgemeinen repräsentiert und in ihr Frauen in ange-
messenem Maße vertreten sind. Die Steuerungsgruppe
kann bei der Anwendung des Systems auf Arbeits-
stellen und bei der Bewertung nach den festgelegten
Faktoren unterstützend tätig sein. 

Zur Unterstützung der ArbeitnehmerInnen werden
immer häufiger JobanalytikerInnen engagiert, die aus-
reichende Hintergrundinformationen liefern und Arbeit-
nehmerInnen dabei helfen, notwendige Informationen
und Einzelheiten für die Bewertung ihrer Arbeitsstelle
bereitzustellen. Es ist üblich, zur Überprüfung des
Systems eine Probebewertung von bestimmten
„Schlüsselstellen“ (Benchmarkstellen) durchzuführen.
Hierzu sind Arbeitsplatzbeschreibungen besonders
wichtig. 

Bei der Umsetzung wurden Faktoren der Gleichberech-
tigung insofern berücksichtigt, als die am Entwick-
lungsvorgang beteiligten Personen zu den Prinzipien
und Praktiken der Gleichbehandlung geschult worden
sind. Mit dem System, das im Kollektivvertrag veröf-
fentlicht wird, soll eine gewisse Transparenz erreicht
werden. Zur Vermeidung einer etwaigen Beeinflussung
durch den/die ArbeitnehmerIn und zur Sicherstellung
umfassender Informationen wurde ein sehr detaillierter
Fragebogen zur Arbeitsplatzbeschreibung konzipiert.
Dieser Fragebogen beinhaltet Fragen über sachbezoge-
ne Daten und die auszuführende Tätigkeit. Die Beschäf-
tigten sollen bei der Bereitstellung der für das System
erforderlichen Daten von JobanalytikerInnen unter-
stützt werden. 

Für die Auswertung der Fragebögen und die Stellen-
beschreibung mussten sämtliche geschlechtsbezogene
Angaben aus dem Fragebogen entfernt werden. Für die
Auswertung wurden Benutzerrichtlinien erstellt, die die
Einhaltung von Prinzipien und Verfahren der Gleichbe-
handlung gewährleisten sollten. Da in Großbritannien
mehr als 60 Prozent der Arbeitskräfte im öffentlichen
Dienst in Teilzeit arbeiten, mussten besondere Richt-
linien für die Bewertung von Teilzeitarbeit bereitgestellt
werden. Dies war notwendig, da Bewertungsgremien
Teilzeitstellen niedriger als Vollzeitstellen einstuften. Im
Hinblick auf den Faktor „Anstrengungs-/Belastungs-
anforderungen“ wurden die Gremien dazu angehalten,
die Arbeitsdauer proportional zu berücksichtigen. 

Probleme bei der Umsetzung 
des Systems
Bei der Umsetzung des Systems traten gewisse Schwie-
rigkeiten auf. Ein Problem bestand darin, dass das Sys-
tem nicht verpflichtend war, sondern nur eine Empfe-
hlung darstellte. Die Kommunalverwaltung sollte sich
nicht generell gegen die Arbeitsbewertung entscheiden
können, sondern sollte vielmehr nur frei wählen kön-
nen, welches Arbeitsbewertungssystem angewandt
werden soll. Zudem kam es bei der Umsetzung des
Systems in Großbritannien zu erheblichen Verzögerun-
gen. Es gab deutlichen Widerstand auf der Arbeit-
geberseite des öffentlichen Dienstes gegen die Ände-
rungen der Einstufung, die das Arbeitsbewertungs-
system mit sich bringt. So wurde beispielsweise kriti-
siert, dass alle Berufe, die in der Regel von Frauen aus-
geübt werden (Pflegedienst, häusliche Pflege, Sozial-
arbeit), eingestuft werden wie Jobs im „Social Service“
und damit höher bewertet werden. Des Weiteren hatten
viele Behörden Bedenken hinsichtlich der hohen
Kosten einer Arbeitsplatzbewertung. 

Um diese Probleme zu vermeiden, wird das Arbeits-
bewertungssystem für das britische Gesundheitswesen
zukünftig verbindlich sein und somit in allen Sektoren
des Gesundheitssektors umgesetzt werden müssen. 
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Diskriminierungsfreie Arbeitsbewertung – 

Anwendung des Systems NJC 

in einem Betriebsprojekt in Österreich

D R .  E D E L T R A U D  R A N F T L   U N I V E R S I T Ä T  L I N Z ,  Ö S T E R R E I C H

In Österreich wurde 1999 das Projekt „Diskriminie-
rungsfreie Arbeitsbewertung und Arbeitsorganisation“
(D.A.B.O.) in Auftrag gegeben. Dieses Projekt liegt im
Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Arbeit. 

Hauptanliegen des Projektes war, in zwei Unternehmen
eine Analyse der Entgelte und möglicher Diskriminie-
rungsquellen beim Entgelt durchzuführen. Darauf auf-
bauend sollte jeweils ein für das Unternehmen geeig-
netes diskriminierungsfreieres Arbeitsbewertungs-
system ausgewählt, erprobt und gegebenenfalls imple-
mentiert werden. Das Forschungsteam hatte die Be-
triebe selbst zu rekrutieren. Dieser Prozess erwies sich
als schwierig, da die Sozialpartner in Österreich ihre
Entgelt- und Tarifverträge für geschlechtsneutral hiel-
ten.

Zur Durchführung des Projektes haben sich eine Bank
und die Volkshilfe Oberösterreich bereit erklärt. In den
Unternehmen wurden unterschiedliche Bewertungs-
systeme erprobt. Für die Bank wurde das Arbeitsbe-
wertungssystem von Katz & Baitsch (ABAKABA) in der
Version von EVALFRI adaptiert. Bei der Volkshilfe wur-
de das Bewertungssystem NJC (National Joint Council:
Local Government Job Evaluation Scheme) angewandt,
welches für die kommunalen Verwaltungen von Eng-
land und Wales entwickelt worden ist. Im Folgenden
wird auf die Anwendung des Systems NJC in dem
Betriebsprojekt Volkshilfe Oberösterreich eingegangen.
Das Projekt trägt den Titel FABA (Faire Bewertung der
Arbeit). 

Das Unternehmen Volkshilfe
Das Unternehmen Volkshilfe Oberösterreich ist ein
gemeinnütziger Verein, welcher Gesundheits- und
Sozialdienste (stationäre und mobile Altenbetreuung,
Betreutes Wohnen, Flüchtlingsbetreuung, Kranken-
pflege, Kinderbetreuung und mobile Therapie) anbietet.
Der Verein führt zudem zahlreiche sozialökonomische,
meist innovative, Projekte durch. 

Das FABA-Projekt startete im September 2000 und
wurde als Forschungsprojekt im September 2001 abge-
schlossen. Dem Projektteam gehörten die Betriebsrats-
vorsitzende, der Geschäftsführer der Volkshilfe Ober-
österreich, der Geschäftsführer einer Linzer Geschäfts-
stelle und zwei Personen des Forschungsteams an.
Zunächst wurden die Ziele für das Projekt vereinbart. 

Ziele des FABA Projektes

• Entwicklung eines Arbeitsbewertungssystems, 
• Erarbeitung von Grundlagen für Kollektivvertrags-

verhandlungen, 
• Identifikation von eventuellen Diskriminierungs-

elementen, 
• Transparenz der Arbeitsplatzbewertung und Stellen-

beschreibung, 
• Information der MitarbeiterInnen bezüglich der

Arbeitsbewertung,
• Imagegewinn des Unternehmens.

FABA sollte MitarbeiterInnen nicht verunsichern und zu
keinem unmittelbaren Eingriff in bestehende Arbeits-
verhältnisse führen. 

Inhaltliche Phasen und
Arbeitsschritte im Projekt

• Analyse der Zusammensetzung der Belegschaft und
der Entgelte, 

• Auswahl eines Arbeitsbewertungssystems, 
• Workshops mit „Schlüsselstellen“,
• Adaptieren des Bewertungssystems auf die Arbeits-

stellen des Unternehmens, 
• Ausarbeiten und Testen des Erhebungsinstruments

(Fragebogen),
• Durchführung der Arbeitsanalyse,
• Schulung der Bewertungsgruppenmitglieder, 
• Durchführung der Bewertungsarbeit, 
• Auswertung der Ergebnisse.



Analyse der Zusammensetzung
der Belegschaft und der Entgelte

Eine Ist-Analyse der Zusammensetzung der Belegschaft
und der Entgelte war als Ausgangsbasis für die Durch-
führung des Projektes notwendig. Im Unternehmen
waren im Jahr 2000 (Basis für die Analyse) ca. 550 Per-
sonen beschäftigt, der Frauenanteil betrug 91 Prozent. 

Verteilung der DienstnehmerInnen nach Arbeitsbereich

(N=501)

Quelle: DABO Datafile „FABA“, 2000

Drei Viertel aller DienstnehmerInnen arbeiten in nur
vier Bereichen: der Altenbetreuung (27 Prozent), der
Hauskrankenpflege (11 Prozent), im Haushaltsservice
(29 Prozent) und im Bürobereich (7 Prozent).

Die Gliederung der Beschäftigten
nach Verwendungsgruppen
Das Gehaltsschema der Volkshilfe, welches in einer
Betriebsvereinbarung festgelegt ist, besteht aus acht
Verwendungsgruppen (von A bis H, wobei A die nie-
drigste Gruppe ist) mit jeweils 25 Gehaltsstufen. 

In der unteren Verwendungsgruppe A sind fast ein
Drittel der Frauen, aber nur zehn Prozent der Männer
beschäftigt. Annähernd das gleiche Verhältnis ist in
Verwendungsgruppe B zu finden. In den oberen Ver-
wendungsgruppen F, G und H arbeiten hingegen 20
Prozent der im Unternehmen beschäftigten Männer,
aber nur 5 Prozent der Frauen. 

Analyse der Entgelte

Das durchschnittliche Monatsgehalt von Männern ist
um mehr als ein Drittel höher als das von Frauen. Auch
wenn die Teilzeitbeschäftigung auf Vollzeit hochgerech-
net wird, differieren die durchschnittlichen Monatsge-

hälter von Frauen und Männern im Durchschnitt um
rund ein Fünftel – dies entspricht einem Betrag von ca.
360 Euro zugunsten der Männer. Diese Entgeltanalysen
zeigen bereits ein mögliches Diskriminierungspotential
aufgrund des Geschlechts auf. Eine detaillierte Analyse
der Zulagen und Prämien ergab keinen Hinweis auf
geschlechtsspezifische Unterschiede. 

Kriterien für die Eingruppierung
und Einstufung 
Die wesentlichen Kriterien für die Eingruppierung und
Einstufung und somit für die Festsetzung der einzelnen
Entgelte in dem Unternehmen sind: die Vordienstzei-
ten, die Tätigkeit und die Ausbildung bzw. Qualifika-
tion. Aber diese Kriterien werden nicht in allen
Gruppen gleich angewandt. Zum Beispiel ist in der
Flüchtlingsbetreuung die Tätigkeit und in der Haus-
krankenpflege die einschlägige Ausbildung für diesen
Beruf das entscheidende Eingruppierungskriterium.
D.h. das Entgeltsystem entspricht nicht der Forderung
nach „Verwendung der gleichen Merkmale“ für alle
Beschäftigten. 

Auswahl des Bewertungssystems

Die ForscherInnen haben Bewertungssysteme ausge-
sucht, welche den EU-Normen und Standards entspre-
chen. Nach der Präsentation dieser Systeme ABAKA-
BA, EVALFRI und NJC, hat die Steuerungsgruppe (zwei
Vertreter der Arbeitgeberseite, Betriebsratsvorsitzende
und ForscherInnenteam) das System NJC zur Adap-
tierung und Erprobung ausgewählt. Für diese Entschei-
dung war zum einen ausschlaggebend, dass die für
Dienstleistungsarbeit typischen Merkmale sehr gut im
NJC System berücksichtigt werden. Zum anderen er-
schien die Gewichtung, die vom National Joint Council
for Local Services ausgehandelt wurde, geeignet, tat-
sächlich neue Relationen zwischen den Arbeitstätig-
keiten herzustellen und nicht einfach Althergebrachtes
bewahren zu wollen. Bei manchen Anwendungen, wie
z.B. der Evaluierung des Kantons Fribourg EVALFRI,
stellt sich die Frage, ob nicht über die Gewichtung (der
intellektuelle Bereich schlägt mit fast 60 Prozent zu
Buche) versucht wird, die alte Hierarchie der Arbeits-
stellen wieder herzustellen. Des weiteren unterscheidet
sich das FABA-Bewertungssystem von anderen Model-
len dahingehend, dass die Anzahl der Merkmale nicht
auf ein Minimum begrenzt wird. In der Vergangenheit
hat die Reduzierung der Merkmale zu einer Nichtbe-
wertung oder Unterbewertung von sozialen Dienstleis-
tungsarbeiten von Frauen geführt. Für die Entscheidung
war zudem ausschlaggebend, dass das „geschlechts-
neutrale“ Bewertungssystem ABAKABA im deutsch-
sprachigem Raum bekannt ist, und es somit eine He-
rausforderung darstellte, das unbekannte NJC System
anzuwenden. 

22



23

Die Adaptierung des Bewertungs-
systems

Vor der konkreten Adaptierung  und Anwendung des
Arbeitsbewertungssystems ist eine Analyse über die
Charakteristika bzw. Merkmale der Arbeitstätigkeiten
durchzuführen, um die Art und das Wesen der Arbeit
entsprechend berücksichtigen zu können. Zur Samm-
lung der im Unternehmen auszuführenden Tätigkeiten
wurden Workshops mit „Schlüsselstellen“ (Benchmark-
Stellen) durchgeführt. Des weiteren hatten die Work-
shops den Zweck, über das Bewertungssystem und
über mögliche Diskriminierung bei Arbeitsbewertung
zu informieren. 

Die Steuerungsgruppe hat das System NJC überarbei-
tet, wobei die Kategorien (Hauptmerkmalsgruppen)
und Faktoren im wesentlichen beibehalten wurden. Die
einzelnen Faktorstufen wurden zum Teil neu definiert
und die Richtlinien wurden auf die Arbeitsplätze des
Unternehmens abgestimmt. Für die Bewertung der ein-
zelnen Merkmale wurde die vom NJC ausgehandelte
Gewichtung übernommen. Zur Erstellung von Arbeits-
platzbeschreibungen wurde ein sehr umfangreicher
Erhebungsbogen entwickelt und getestet. Insgesamt
wurden von den 550 Beschäftigten 45 Personen mit
Schlüsselstellen interviewt. Die Dauer der Interviews
betrug ca. drei Stunden. Für die Interviewten war eine
Eingewöhnungsphase in die Art der Fragestellungen
notwendig, weil beispielsweise nicht nach der abge-
schlossenen Schulbildung, sondern im einzelnen nach
der Art des erforderlichen Wissens und Könnens
gefragt wurde. 

Durch die Bewertungskommission (neun Personen,
drittelparitätisch zusammengesetzt: Geschäftsführung,
Betriebsrat, ForscherInnen) wurden die Fragebögen
anonymisiert bewertet und für jeden einzelnen Faktor
gesondert durchgesprochen. Die jeweilige Faktorstufe
wird nicht mittels Abstimmung, sondern durch eine
Diskussion ermittelt.

Ergebnisse

Nach der Bewertungsarbeit durch die Kommission
konnten die ForscherInnen die Ergebnisse der Bewer-
tung den Verwendungsgruppen und den Gehaltsstufen
zuordnen. Die weitere Analyse der Bewertungen zeigte,
dass verschiedene Arbeitsplätze wie zum Beispiel mo-
bile Physiotherapie und Sekretariatsleitung gleichwer-
tig sind.  In der Summe der erzielten Bewertungspunkte
ergibt sich ein gleicher Arbeitswert. Des weiteren ha-
ben sich Flüchtlingsbetreuung und Kinderbetreuung (in
diesem Unternehmen!) als gleich zu wertende Arbeiten
herausgestellt. Im alten Entgeltsystem sind sie aber
unterschiedlichen Entgeltgruppen zugeordnet.

Das Unternehmen hat sich für die Einführung und Um-
setzung eines diskriminierungsfreien analytischen
Arbeitsbewertungssystems entschieden. Zur Erstellung
des neuen Verwendungsgruppenschemas werden zur
Zeit noch weitere Schlüsselstellen, so zum Beispiel die
der Geschäftsführer und Geschäftsführerinnen, bewer-
tet und einbezogen. Die Projektgruppenmitglieder des
Unternehmens Volkshilfe haben eine sehr gute Infor-
mations- und Marketingarbeit geleistet, so dass das
Projekt eine sehr hohe Akzeptanz im Unternehmen
hatte. Die Durchführung des Projekts war durch „Fair
Play“ gekennzeichnet. 

Abschließende Bemerkungen

Die diskriminierungsfreie Arbeitsbewertung sollte ins-
gesamt zu einer gerechteren Bewertung von Arbeit füh-
ren und Tätigkeiten, die vorwiegend von Frauen ver-
richtet werden, aufwerten.

Aufgrund der Durchführung der beiden Betriebspro-
jekte und deren unterschiedlichen Verlauf konnte fest-
gestellt werden, dass ein Projekt zur Umsetzung von
diskriminierungsfreier Arbeitsbewertung als gemeinsa-
mes Projekt der betrieblichen Sozialpartner durchge-
führt werden sollte. Beide Parteien werden dabei unter-
schiedliche Ziele verfolgen und diese genauer festlegen
müssen. Des Weiteren wird eine Steuerungsgruppe mit
ausreichender Entscheidungskompetenz (erste Manage-
mentebene) benötigt. Information und Kommunikation
sowie Schulungen zum Thema „Equal Pay“ sind zen-
trale Voraussetzungen für derartige Projekte. Durch das
konkrete Betriebsprojekt FABA konnte in der Öffentlich-
keit und bei Workshops mit AkteurInnen auf überbe-
trieblicher Ebene gezeigt werden, wie diskriminierungs-
freiere Arbeitsbewertung in einem Unternehmen um-
gesetzt werden kann. Dies trug zu einem besseren
Verständnis des Grundsatzes der gleichen Entlohnung
bei gleichwertiger Arbeit bei. Das Gesamtprojekt DABO
hat zu einer Belebung der Diskussion über diskriminie-
rungsfreiere Arbeitsbewertung und „Equal Pay“ in
Österreich beigetragen. 



Anne Jenter, Leiterin der Abteilung Gleichstellungs-

und Frauenpolitik beim DGB Bundesvorstand 

interessiert sich dafür, wie die Diskussion über „glei-
ches Entgelt für gleichwertige Arbeit“ in England eröff-
net worden ist.

Sue Hastings, Pay and Employment Advice, 

erklärt, es gäbe eine Reihe von Faktoren, die zur Ent-
wicklung dieses Systems geführt hätten. Die Haupt-
ursache läge in unterschiedlichen Strukturen für admi-
nistrativ beziehungsweise akademisch ausgebildetes
und handwerklich ausgebildetes Personal. Handwerker
würden vergleichsweise viel schlechter bezahlt. Aber
Handwerker würden viele Dienstleistungen erbringen
und hätten hier einen großen Marktanteil. Demnach
würden die alten Gehaltsstrukturen der neuen Situation
nicht mehr gerecht. Daher seien Schritte zur Neurege-
lung der Gehaltsstrukturen unternommen worden und
die Arbeitgeber seien „gezwungen“ worden, hierbei
aktiv mitzuwirken.

Dr. Larissa Klinzing, Bundesvorstand der Gewerkschaft

Erziehung und Wissenschaft, Arbeitsbereich Frauen-

politik,

befürchtet, dass der Fachkräftemangel nicht dazu führe,
dass der Frauenanteil in qualifizierten Berufen ansteige.
Statt dessen werde das Problem über Arbeitsmigration
aufgefangen werden. 

Als Vertreterin einer Gewerkschaft, die sehr viele Er-
zieherinnen vertritt, interessiere sie, wie man die Anhe-
bung der Qualifikation der Ausbildung erreichen könne.
Deutschland sei das einzige Land in Europa, in dem
Erzieherinnen noch auf Fachschulniveau ausgebildet
würden. Die Ausbildung sollte in diesem Frauenberuf
auf Hochschulniveau stattfinden.

Sue Hastings, Pay and Employment Advice, 

erklärt, das Problem des Arbeitsmarktes, dass mehr
Facharbeitskräfte benötigt werden, sei bei dem Treffen
der Regierungschefs in Lissabon im März 2000 ange-
sprochen worden. Es bestünden grundsätzlich zwei
Möglichkeiten: Entweder könnten die Grenzen für Ar-
beitskräftezuwanderung im großen Maße geöffnet wer-
den oder es könne das in der EU vorhandene Arbeits-
kräftereservoir genutzt werden. Vor dieser Wahl stün-
den fast alle Mitgliedsstaaten der EU. In Irland bei-
spielsweise sei in den letzten sechs Jahren die Emigra-
tion der Immigration von 40 bis 50.000 Zuzügen pro
Jahr gewichen. Die Regierungschefs hätten in Lissabon
ihren Willen bekundet, das Arbeitskräftepotential der
EU unter Einbeziehung der Frauen zu nutzen.

Veronika Keller-Lauscher, Hauptvorstand der IGBCE

(Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie und Energie) 

interessiert der Vergleich von „K“ (kaufmännischen)
und „T“ (technischen) Gruppen. In den „K Gruppen“
seien überwiegend Frauen, in den „T Gruppen“ über-
wiegend  Männer vertreten. Insgesamt seien kaufmän-
nische Strukturen schlechter bezahlt. 

Dr. Karin Tondorf, Forschung und Beratung zu Entgelt-

und Gleichstellungspolitik

erklärt, auch bei Angestellten- und Arbeitertätigkeiten
gäbe es solche Strukturen. Die Vergleiche seien inso-
fern unvollständig, als noch konkret ermittelt werden
müsse, wie die Lohngruppen beziehungsweise die „K
Gruppen“ oder „T Gruppen“ durch Männer und Frauen
besetzt sind. Diskriminierung lasse sich nur nachwei-
sen, wenn aufgezeigt werden könne, dass die überwie-
gende Anzahl der Angehörigen eines Geschlechts von
einer Tarifregelung negativ betroffen sei. Somit müs-
sten betriebliche Daten darüber existieren, wie die
Gruppen jeweils besetzt sind. Wenn davon ausgegan-
gen würde, dass die einfachen kaufmännischen Tätig-
keiten überwiegend weiblich und die einfachen techni-
schen überwiegend männlich besetzt sind, dann wäre
ein sehr harter Diskriminierungsverdacht gegeben.
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Was ist analytische
Funktionsbewertung? 

Bei der analytischen Funktionsbewertung werden Ar-
beitstätigkeiten in Bezug auf ihre spezifischen Anforde-
rungen und Belastungen verglichen. Die Resultate füh-
ren zu einer Einordnung der Tätigkeit in ein Lohnge-
füge – das Bewertungssystem. Hierbei gibt es verschie-
dene Probleme. Zum Beispiel müssen sich überschnei-
dende qualitative Merkmale wie Ausbildungskenntnisse,
Zusatzkenntnisse, geistige Fähigkeiten, Ausdrucksfähig-
keit und geistige Beanspruchung gemessen werden
können. Des weiteren kann ein Diskriminierungspoten-
tial vorhanden sein, wenn die Punktewerte, die für die
einzelnen Stufen gegeben werden, sehr stark differie-
ren. Es besteht die Gefahr, dass bei schwierigen
Einstufungen zu differenzierte Skalen entwickelt wer-
den und somit eine Art „Pseudoobjektivität“ entsteht.
Die Einstufung der Merkmale stellt ein weiteres
Problem dar. Damit eine objektive Einstufung erfolgen
kann und eine Beeinflussung durch Effekte aus der
Sozialpsychologie ausgeschlossen werden kann,
kommt es entscheidend auf die Zusammensetzung der
Bewertungs-Gruppen an. Diese Kommissionen sollten
zumindest die gleiche Anzahl von Frauen und Männern
enthalten. Zudem darf es unter den Mitgliedern der
Gruppe keine Abhängigkeiten geben, so kann beispiels-
weise eine Sekretärin nicht neutral werten, wenn ihr
Chef selbst Mitglied der Gruppe ist. 

Schließlich muss bei der Gewichtung der Merkmale,
die von der Analyse zu trennen ist, beachtet werden,
dass unterschiedliche Arbeitsbewertungskriterien die
gleiche Maximalpunktzahl enthalten. Ist das nicht der
Fall, kommt es zu einem verzerrten und intransparen-
ten Bewertungssystem.

Die Arbeitsbewertung nach
ABAKABA
Das Arbeitsbewertungssystem wurde im Auftrag des
Eidgenossischen Büros für die Gleichstellung von Frau
und Mann mit dem Ziel entwickelt, eine Alternative zu
den bisher in der Praxis verbreiteten Verfahren zur
Arbeits- bzw. Funktionsbewertung anzubieten. Die
Methode ABAKABA wurde 1996 mit dem Buch „Lohn-
gleichheit für die Praxis“ veröffentlicht. Inzwischen
wurde das System in vielen Details grundlegend über-
arbeitet, so dass die in der Publikation dargestellten

Analytische Bewertung von Arbeitstätig-

keiten nach Katz und Baitsch

D R .  C H R I S T I A N  P.  K A T Z   K A T Z  &  B A I T S C H  –  P A R T N E R  F Ü R  S A L Ä R S Y S T E M E ,  S C H W E I Z

In der Schweiz gibt es ein Gleichstellungsgesetz, das
„Lohngleichheit“ oder „Lohngerechtigkeit“ für gleich-
wertige Arbeit regeln soll. Das grundlegende Problem
für die Herstellung gleichen Lohns für gleichwertige
Arbeit besteht in einer objektiven Bemessung verschie-
dener Arbeitstätigkeiten. Zu berücksichtigen sind hier-
bei die Anforderungen und die Belastungen, die eine
Funktion oder Arbeitsstelle mit sich bringt. Dabei ist es
erlaubt, nicht alle Anforderungs- und Belastungsarten
gleich stark zu gewichten, also zum Beispiel intellek-
tuelle Anforderungen höher als körperliche zu bewer-
ten, wie es unseren gesellschaftlichen Normen ent-
spricht. Ebenso sind individuelle Faktoren wie das Alter
und die persönliche Leistung zu berücksichtigen. 

Die Entwicklung des Systems
ABAKABA

ABAKABA (Analytische Bewertung von Arbeitstätig-
keiten nach Katz und Baitsch) wurde von den Arbeits-
und Organisationspsychologen Dr. Christian P. Katz und
Prof. Dr. Christof Baitsch entwickelt. Die Idee hierzu
geht auf die Arbeit der Autoren zurück, die im Auftrag
von Gerichten arbeits- und organisationspsychologi-
sche Expertisen zur Bewertung von Lohnklagen erstellt
haben. Beispielsweise wurden Expertisen für Kinder-
gärtnerinnen, Hauswirtschafts- und Handarbeitslehrer-
innen, Physiotherapeutinnen und Krankenschwestern
erstellt. In der Regel haben diese arbeitswissenschaft-
lichen Betrachtungen in Bezug auf die Anforderungen
und Belastungen der Funktionen zu höheren
Einstufungen für die Klägerinnen geführt. 



Die Bereitstellung der Analyse-
werte
Der zu verwendende Fragebogen enthält Antwortvor-
gaben und ist für Deutschsprachige relativ einfach aus-
zufüllen. Die Antworten aus den Fragebögen werden in
ein Computersystem übertragen und führen zu be-
stimmten Punktzahlen. Diese Punktzahlen sind im Sys-
tem vorprogrammiert, so dass die Bewertungskom-
mission nicht über die Punktzahlen, sondern lediglich
über die Plausibilität der Fragebogenantworten disku-
tieren muss. 

Zur Bestimmung der Zeitanteile werden grobe Skalen
verwendet, um eine „Pseudoobjektivität“ bei der
Messung von Kriterien zu vermeiden. 

Was passiert mit diesen
Analysewerten? 
In jedem Merkmalsbereich mit unterschiedlichen Anfor-
derungsprofilen können maximal 250 Punkte erreicht
werden. Eine ungewichtete Weiterverwendung von
Analyseresultaten wäre zwar aus arbeitswissenschaft-
licher Sicht plausibel, würde aber gesellschaftlich be-
dingte Normen nicht berücksichtigen; beispielsweise
die Norm, dass für intellektuelle Anforderungen mehr
bezahlt wird als für physische Anforderungen. Um die-
sem Umstand Rechnung zu tragen, können bei ABAKA-
BA die vier Merkmalsbereiche je unterschiedlich ge-
wichtet werden. In verschiedenen Lohnprojekten haben
wir beispielsweise die intellektuellen Merkmalspunkte
zu 65 statt zu 25 Prozent und die psychosozialen Anfor-
derungen nur zu 10 Prozent gewichtet. Bereits eine sol-
che, relativ geringe Gewichtung der psychosozialen
Merkmale führt in der Regel zu Veränderungen inner-
halb der Lohnsysteme und wirkt sich typischerweise
auf frauendominierte Berufsgruppen positiv aus, weil
in herkömlichen Lohnsystemen die psychosozialen
Anforderungen eben gar kein oder ein sehr viel gerin-
geres Gewicht haben. Von solchen Effekten können
übrigens auch männerdominierte Berufe (z.B. Straf-
vollzug, Polizei) profitieren. Nach der Definition der
Gewichtung erfolgt eine Umrechnung. Hierbei ergibt
die Summe der gewichteten Merkmalpunktwerte den
Arbeitswert. Dieser Arbeitswert soll letztlich die Höhe
des Lohnes bestimmen.  

Von der Bewertung zum Lohn

Für die Analyse der Anforderungen wird eine gewisse
Objektivität und Distanz vorausgesetzt. Um diese Objek-
tivität zu gewährleisten, muss der auszufüllende Frage-
bogen zusammen mit der vorgesetzten Person verifi-
ziert werden. Durch eine externe Beratung oder eine
Projektgruppe kann eine noch größere Objektivität er-
reicht werden und ebenso werden Quervergleiche
möglich. Die Antworten des Fragebogens werden in
das System übernommen und in einer Bewertungs-
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Punktwerte zu den einzelnen Merkmalen sowie der
Wortlaut des Fragebogens nicht mehr aktuell sind. Bei
der Entwicklung des Systems ABAKABA wurde ver-
sucht, die bestehenden wissenschaftlichen und metho-
dischen Möglichkeiten zur Herstellung solcher Arbeits-
bewertungssysteme heranzuziehen. Eine klare
Trennung der Gewichtung von der Analyse ist als not-
wendig erachtet worden,  da mit den gleichen Analyse-
resultaten durch andere Gewichtungen unterschiedli-
che Ergebnisse erreicht werden können. Die Bewertung
der Berufsgruppen hängt aber entscheidend von der
Gewichtung ab.

Für die Arbeitsbewertung wurde festgestellt, dass drei
Merkmalsbereiche voneinander zu unterscheiden sind,
nämlich der intellektuelle, der psychosoziale und der
physische. Zusätzlich muss der Führungsverantwor-
tung Rechnung getragen werden.  Diese Kriterien müs-
sen zum einen unter den Blickwinkeln der Anforderung,
der unvermeidbaren Belastungen und der mit ihnen
verbundenen zeitlichen Komponente betrachtet werden.
Die Merkmalsbereiche auf der Anforderungsseite teilen
sich noch einmal in fachliche Anforderungen und orga-
nisatorische Fähigkeiten im intellektuellen Bereich. Auf
der Belastungsseite werden eingeschränkte Handlungs-
und Entscheidungsspielräume sowie beeinträchtigende
Arbeitsunterbrechungen differenziert. Im Bereich der
Analyse der intellektuellen Anforderungen haben die
fachlichen Anforderungen, die differenziert betrachtet
werden müssen, das größte interne Gewicht.  Im
psychosozialen Bereich sind einige Merkmale auf der
Anforderungsseite, die bei herkömmlichen Instrumen-
ten nicht in den Kriterienkatalogen vorhanden waren,
und des Weiteren eine Reihe möglicher Belastungen
aufgeführt, um möglichst das gesamte Spektrum
psychosozialer Belastungen abfragen zu können. Die
zeitlichen Belastungen sind in den physischen Bereich
integriert worden. Diese umfassen über längere Zeit
vorkommende abweichende Arbeitszeiten, die sich
medizinisch und somit physisch negativ auswirken
können.

Die belastenden Umgebungsbedingungen umfassen
nur wenige neue Kriterien, berücksichtigen aber die
Belastungen bei häufiger Bildschirmarbeit, indem die
Merkmale der einseitigen Körperhaltung oder Augen-
beanspruchung verwendet werden. Bei der Führungs-
verantwortung wird nach den Führungsfunktionen, der
Gruppenführung, der Teilführung, der Fachaufsicht, der
Projektleitung usw. differenziert. Die Verantwortung für
die Arbeitsergebnisse anderer Personen wird mit der
entsprechenden Punktzahl bewertet. Die Verantwortung
für die eigene Arbeit wird hingegen beim Ausbildungs-
niveau abgebildet. Die Belastungen beinhalten auch die
Risiken, die vorhanden sind, wenn Fehler zum Beispiel
in Bezug auf menschliches Leben, auf finanzielle Werte
oder auf den Umweltschutz gemacht werden. 
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kommission besprochen. Um die Behandlung in gleicher
Art und Weise sicher zu stellen, muss sich die Bewer-
tungskommission darauf einigen, wie die einzelnen
Merkmale zu handhaben sind. Die Betroffenen haben
eventuell die Möglichkeit, Rückkommensanträge zu
stellen oder Fehler zu korrigieren. 

Im Anschluss daran müssen Gewichtungsvarianten
ausgearbeitet werden, ein Punkteraster oder ein Lohn-
klassensystem und eine definitive Gewichtung erarbei-
tet werden. Dann müssen Überführungsregelungen
vom alten zum neuen Lohn festgelegt werden. Es muss
geprüft werden, ob es eine Besitzstandswahrung gibt,
wie viel Geld zur Verfügung steht, ob die ehemals zu
tief bewerteten Funktionen jetzt höher zu bezahlen sind
und dergleichen mehr. 

Die Anwendung des Systems

In der Schweiz wurde das System ABAKABA an ver-
schiedenen Orten erfolgreich angewendet (das im
Referat von Frau Ranftl erwähnte System EVALFRI ent-
spricht im Grunde dem des ABAKABA, wobei nur die
Gewichtung spezifisch auf den Kanton Freiburg abge-

stimmt worden ist). Die Wertigkeit eines ABAKABA
Punktes hängt im einzelnen von der zur Verfügung ste-
henden Lohnsumme des Unternehmens und von der
Verteilung der ABAKABA Punkte ab. 

In den Projekten konnte nachgewiesen werden, dass
die Korrelationen zwischen den vier Merkmalsbe-
reichen sehr gering sind und sich somit die Merkmals-
bereiche nicht überschneiden. Des weiteren wurde fest-
gestellt, dass gut bezahlte Funktionen bei der Bewer-
tung mit ABAKABA abfallen können. Ein Beispiel aus
der Praxis mit ABAKABA zeigt, dass die Sekretariats-
leitung mit ABAKABA in eine höhere Lohnklasse und
die Buchhaltung und das Personalwesen in eine niedri-
gere Lohnklasse eingestuft worden ist. 

Das Prinzip ABAKABA lässt sich abschließend wie folgt
zusammenfassen: Der Funktionsanalyse mit der Ana-
lyse der vier Merkmalsbereiche folgt die Funktions-
bewertung mit den gewichteten ABAKABA Punkten.
Des weiteren kommen andere Lohnkomponenten (Mit-
arbeiterbeurteilungen usw.), die für den Lohn relevant
sind, hinzu, und erst dann folgt die Bestimmung des
eigentlichen Lohns. 



In einzelnen Tarifbezirken der Gewerkschaft ÖTV
(Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr) kämpfen
Frauen schon seit Beginn der 90er Jahre um die Auf-
wertung ihrer Tätigkeiten. Auf dem Gewerkschaftstag
1996 wurde auf gesamtgewerkschaftlicher Ebene die
„Aufwertungskampagne für Frauenberufe“ ins Leben
gerufen, um die Gleichbezahlung gleichwertiger Arbei-
ten bei Frauen und Männern zu erreichen. Als erste
Maßnahme im Rahmen dieser Aufwertungskampagne
wurde von Regine Winter ein Rechtsgutachten zum
Bundesangestelltentarifvertrag (BAT) erstellt. Dieses
Rechtsgutachten zeigte erhebliche Diskriminierungs-
potenziale sowie Verstöße gegen das europäische
Recht auf. Der BAT verstößt hiernach gegen die zwin-
genden Vorschriften, dass

• für alle Beschäftigten gleiche Bewertungsmaßstäbe
verwendet werden müssen, 

• nachvollziehbar sein muss, aufgrund welcher
Kriterien eine Entgeltdifferenzierung vorgenommen
wird und

• die verwendeten Bewertungskriterien geeignet sein
müssen, der Art einer Arbeit bzw. deren Wesen Rech-
nung zu tragen. 

Das Vergleichsprojekt

Um zu prüfen, ob das in dem Rechtsgutachten diagno-
stizierte Diskriminierungspotenzial in der Praxis tat-
sächlich vorhanden ist, gab die ÖTV ein Forschungs-
projekt in Auftrag. Es fand unter dem Titel „Diskriminie-
rungsfreie Bewertung von (Dienstleistungs-)Arbeit“
unter der Leitung von Prof. Dr. Gertraude Krell von der
Freien Universität Berlin statt. Kernstück dieses For-

schungsprojektes war ein Vergleichsprojekt, in dem
ausgewählte frauen- und männerdominierte Tätigkei-
ten neu bewertet wurden. Es wurde von Andrea-Hilla
Carl und Anna Krehnke im Sommer 2000 in der nieder-
sächsischen Landeshauptstadt Hannover durchgeführt. 

Eine Überprüfung des festgestellten Diskriminierungs-
potenzials konnte nur durch eine vergleichende Ana-
lyse konkreter Stellen mit einem außerhalb des BAT lie-
genden und diskriminierungsfreien Arbeitsbewertungs-
verfahren erfolgen. Für das Vergleichsprojekt wurde
das Verfahren ABAKABA in leicht modifizierter Form
verwendet. Die Modifikationen betrafen vor allem eine
Anpassung sprachlicher Formulierungen an die in
Deutschland gebräuchlichen Begriffsformen sowie eine
Anpassung der Beispiele im Hinblick auf die Bewertung
von Tätigkeiten im öffentlichen Dienst. Einen weiteren
Schwerpunkt der Überarbeitung bildete die Anpassung
von Definitionen und Anwendungsrichtlinien. Gerade
die Merkmale der fachlichen Anforderungen und der
Führungsverantwortung mussten in der Form verän-
dert werden, dass sie sprachlich wie strukturell das
deutsche System abbildeten. 

Die Vorteile des Systems 
ABAKABA
Für die Auswahl von ABAKABA sprach, dass es für
eine diskriminierungsfreie Arbeitsbewertung unerlässli-
che Bedingungen erfüllt: 

• Es ist ein einheitliches Verfahren, das für eine gesam-
te Organisation verwendet werden kann,

• es ist im Unterschied zum summarischen BAT ein
analytisches Verfahren, das eine Bewertung systema-
tisch und nach einzelnen Bewertungskriterien diffe-
renziert vornimmt und 

• es kann – insbesondere durch die Berücksichtigung
psychosozialer Merkmale – die Erfordernisse aller
Arten von Tätigkeiten abbilden.

ABAKABA erfüllt nicht nur die Anforderungen des
europäischen Rechts an ein Verfahren der Entgeltdiffe-
renzierung, sondern es bietet darüber hinaus noch den
Vorteil, dass es methodisch geprüft und praktisch be-
währt ist. Zudem sieht es eine von beiden Betriebs-
parteien geschlechtsparitätisch besetzte und geschulte
Bewertungskommission vor. 

28

Anwendung von ABAKABA im Projekt

„Diskriminierungsfreie Bewertung von

(Dienstleistungs-)Arbeit“ (im Auftrag der ver.di)

A N N A  K R E H N K E D I P L O M - K A U F F R A U ,  F R E I E  U N I V E R S I T Ä T  B E R L I N
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Als weiteres wichtiges Gestaltungsmerkmal sei noch
hervorgehoben, dass ABAKABA vier Bereiche unter-
scheidet: den intellektuellen, den psychosozialen, den
physischen sowie den Bereich der Verantwortung. Die
Anforderungen und Belastungen jedes Bereiches wer-
den mittels eines standardisierten Fragebogens erfasst.
Jeder Bereich geht mit einem gleichen Maximalpunkt-
wert in die Bewertung ein, d.h. es gibt keine innere
Gewichtung. 

Die Durchführung des Projektes

Zur Durchführung des Projektes wurden in Abstimmung
mit der ÖTV und der Landeshauptstadt Hannover vier
Vergleichspaare bestehend aus je einer männerdomi-
nierten und einer frauendominierten Tätigkeit gebildet.
Männerdominierte bzw. frauendominierte Tätigkeit
bedeutet, dass der Anteil von Männern bzw. Frauen
innerhalb einer Tätigkeit mindestens 70 Prozent betra-
gen muss. Ein wichtiges Auswahlkriterium bestand in
der Übereinstimmung der erforderlichen Qualifika-
tionen der zu vergleichenden Tätigkeiten. Bei der for-
malen Qualifikation handelt es sich um ein grundlegen-
des Merkmal für die Eingruppierung im öffentlichen
Dienst. Drei der ausgewählten Vergleichspaare stamm-
ten aus dem Angestellten- und eines aus dem
ArbeiterInnenbereich. Verglichen wurden:

• Diplom-BibliothekarIn an öffentlichen Bibliotheken
(FH) und Diplom-IngenieurIn (FH),

• leitende/leitender medizinisch technische AssistentIn
(MTA) und (Gärtner-) MeisterIn,

• AltenpflegerIn und TechnikerIn bzw. technische
SachbearbeiterIn sowie

• Küchenhilfe und StraßenreinigerIn bzw. Kanal-
betriebsarbeiterIn.

Jeweils zwei StelleninhaberInnen pro Tätigkeit nahmen
mit Hilfe des überarbeiteten ABAKABA-Fragebogens
und unter wissenschaftlicher Begleitung eine Beschrei-
bung ihrer Stellen vor. Sowohl die Vorgesetzten als
auch die jeweiligen örtlichen Personalräte lasen die
ausgefüllten Bögen kritisch gegen. Die Bewertung der
Tätigkeiten erfolgte anhand der auf diese Weise durch-
geführten 16 Stellenbeschreibungen und auf der Basis
des ABAKABA-Punktesystems. Für den Bewertungs-
prozess wurde eine vierköpfige Kommission gebildet,
die im Umgang mit Arbeitsbewertungssystemen, deren
Diskriminierungspotenzialen und dem Instrument
ABAKABA selbst geschult worden war. Die Bewer-
tungskommission bestand aus je einem männlichen
und einem weiblichen Mitglied auf der Arbeitgeber-
Innen- und der ArbeitnehmerInnenseite. 

Die Bewertungsergebnisse der Vergleichspaare lassen
sich wie folgt zusammenfassen: Im Vergleich zur Ein-
gruppierung der Stellen nach dem BAT bzw. dem Lohn-
gruppenverzeichnis hat sich die Wertigkeit bei drei der
vier Vergleichspaare durch die Neubewertung zu
Gunsten der frauendominierten Tätigkeiten verschoben.

Die ungewichtete Punktezahl der Stellen der Altenpfle-
gerInnen liegt deutlich über derjenigen der Techniker-
Innen/technischen SachbearbeiterInnen. Ein direkter
Vergleich mit der Bewertung nach BAT ist bei diesem
Tätigkeitspaar schwierig, da den zuständigen Tarifver-
trägen eine andere Systematik zugrunde liegt. Gleich-
wohl spiegelt sich im BAT der große Unterschied in der
Wertigkeit nach ABAKABA nicht wider. 

Die untersuchten Bibliotheks- und IngenieurInnen-
stellen können nach der Bewertung mit ABAKABA als
relativ gleichwertig bezeichnet werden. Diese relative
Gleichwertigkeit zeigt sich jedoch eher nicht in den
möglichen Einstufungen der entsprechenden Stellen
im BAT. 

Die ungewichteten ABAKABA-Punktesummen des Tä-
tigkeitspaares Küchenhilfe und Straßenreinigung bzw.
Kanalbetriebsarbeiten können ebenfalls als relativ
gleichwertig bezeichnet werden. Auch die Gleichwer-
tigkeit der ArbeiterInnenstellen nach ABAKABA findet
sich im Lohngruppenverzeichnis eher nicht. Sie spie-
gelt sich in der derzeitigen Entlohnung noch weniger
wider, wenn neben der Grundentlohnung, die nach
dem Lohngruppenverzeichnis festgelegt wird, die
Erschwerniszuschläge in den Vergleich einbezogen
werden. Bei den frauendominierten Tätigkeiten fallen
im Verhältnis zu den männerdominierten in der Regel
deutlich geringer vergütete Zuschlagsarten an. Im Zu-
schlagskatalog berücksichtigte Erschwernisse sind bei
ABAKABA bereits in die Bewertung eingegangen. 

In der Gegenüberstellung der ungewichteten Gesamt-
summen beim Vergleichspaar der leitenden medizi-
nisch-technischen AssistentInnen und der Gärtner-
meisterInnen ist das Verhältnis zueinander gleich ge-
blieben. Die leitenden medizinisch-technischen Assi-
stentInnen können höher als die GärtnermeisterInnen
eingruppiert werden. Damit entspricht das ungewichte-
te Bewertungsergebnis des Vergleichsprojektes der im
BAT vorgegebenen relativen Wertigkeit. 

Die Verschiebung der Wertigkeiten nach ABAKABA
geht vor allem auf die Erfassung des physischen und
des psychosozialen Bereiches zurück. Dadurch werden
Anforderungen und Belastungen erfasst, die bisher in
der Bewertung durch den BAT entweder vernachlässigt
oder gar nicht berücksichtigt werden. 

Die ungewichteten Punktewerte, die die einzelnen Tätig-
keiten in der Bewertung mit ABAKABA im psychosozia-
len und im physischen Bereich erzielten, zeigen Folgen-
des: 
Der psychosoziale Bereich hat im Vergleich der unter-
suchten Stellen in der Altenpflege seine stärkste Aus-
prägung. Dies ist vor allem auf die hohen psychosozia-
len Belastungen zurückzuführen. Insgesamt sind bei
allen untersuchten Tätigkeiten – einschließlich der män-
nerdominierten – psychosoziale Anforderungen und
zumeist auch psychosoziale Belastungen vorhanden. 



Der physische Bereich ist bei den im Vergleichsprojekt
untersuchten Tätigkeiten gerade für die frauendomi-
nierten Gruppen bedeutsam, während er bei den män-
nerdominierten Gruppen nur für die ArbeiterInnen-
stellen der Straßenreinigung und der Kanalbetriebs-
arbeiten eine große Rolle spielt. 

Insgesamt weisen die vorgestellten Ergebnisse zum
einen auf die Wichtigkeit eines einheitlichen Bewer-
tungsverfahrens für alle Tätigkeiten hin. Erst ein ein-
heitliches Verfahren ermöglicht eine Vergleichbarkeit
der Einstufungen untereinander und schafft eine im
BAT bisher fehlende Transparenz. Zum anderen heben

die Ergebnisse die Bedeutung des bisher in den mei-
sten Bewertungssystemen vernachlässigten psycho-
sozialen Bereiches für frauen- und für männerdominierte
Tätigkeiten hervor. Darüber hinaus zeigen die Ergeb-
nisse auf, dass der physische Bereich, der häufig bei
der Bewertung von Dienstleistungsarbeit überhaupt
keine Berücksichtigung findet, nicht nur bei männerdo-
minierten, sondern gerade auch bei frauendominierten
Tätigkeiten ein wichtiges Bewertungskriterium darstellt.
Weder der psychosoziale noch der physische Bereich
finden jedoch bei der derzeitigen tariflichen Bewertung
nach dem BAT eine angemessene Berücksichtigung. 
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Silvia Labudda, Referat Arbeitsrecht und Tarif,

Berufsverband Hauswirtschaft e.V.,

stellt fest, dass Küchenhilfen, die in den niedrigen Tarif-
gruppen arbeiten, die nach MT Arbeitertarif im öffent-
lichen Dienst oder nach BAT KF bezahlt wurden, jetzt in
zwei ganz neue Tarifgruppen, BA 1 und BA 2, eingrup-
piert worden seien. Dies bedeutet, dass Küchenhilfen
ungefähr 300 bis 400 DM brutto im Monat weniger ver-
dienen. Dies sei ab dem 1. Januar 2001 umgesetzt wor-
den, worüber die wenigsten MitarbeiterInnen benach-
richtigt worden seien. Die MitarbeiterInnen, die bereits
in einem Beschäftigungsverhältnis stehen, haben Be-
standsschutz, werden jedoch auch neu eingruppiert,
erhalten jedoch eine Ausgleichzahlung, die bei jeder
Lohnerhöhung reduziert wird, da sie prozentual weni-
ger erhalten. Neu eingestellte MitarbeiterInnen müssen
mit erheblich geringeren Gehältern rechnen.

Jochen Felix, Landesbezirk Ver.di NRW, Tarifabteilung,

interessiert, ob Herr Dr. Katz sein System bisher nur auf
einzelne Unternehmen oder bereits auf eine ganze
Branche in der Schweiz angewendet hat. Er fragt, ob
das System bereits Gegenstand von Tarifverträgen
oder Kollektivverträgen in der Schweiz war, oder ob
das System bislang nur bei Auftragsarbeiten für einzel-
ne Unternehmen angewendet worden ist.

Dr. Christian P. Katz, Katz & Baitsch, Partner für

Salärsysteme, 

erklärt, dass das System ABAKABA bei umfangreichen
Arbeiten in den öffentlichen Verwaltungen und bei grö-
ßeren Unternehmungen aus verschiedenen Branchen
angewendet worden ist. Es seien aber keine spezifi-
schen Projekte in betriebsübergreifenden Branchen
durchgeführt worden, da diese in der Schweiz in dieser
Form nicht vorhanden seien und jeder Betrieb über die
eigene Lohnfindung verhandele. In der Schweiz sei die

Lohnfindung nicht in den Gesamtarbeitsverträgen wie
in Deutschland geregelt. 

Jörg Wiedemuth, Leiter der Tarifpolitischen

Grundsatzabteilung, Ver.di, 

befürwortet Bestrebungen der Tarifvertragsparteien,
die Tarifverträge diskriminierungsfreier zu gestalten. Er
verweist aber auf ein schlechtes Beispiel für nichtdiskri-
minierende Bewertung von Tätigkeiten: Im kirchlichen
Bereich würden Entgelte massiv abgesenkt werden, um
Privatisierungs- und Ausgliederungstendenzen entge-
gen zu wirken. 

Björn Döhring, Europäische Kommission, 

fragt nach der Möglichkeit, mit dem System ABAKABA
auf die Arbeitsmarktsituation einzugehen. Grundsätz-
lich ginge man davon aus, dass der Lohn der Preis ist,
der Angebot und Nachfrage am Arbeitsmarkt zusam-
menbringt. Wie würde die Situation in ABAKABA um-
gesetzt, wenn es beispielsweise ein großes Angebot an
Bibliothekarinnen und ein geringeres Angebot an
Technikern gäbe?

Dr. Christian P. Katz, Katz & Baitsch, Partner für

Salärsysteme, 

erklärt, in Gerichtsurteilen sei erwähnt worden, dass
der Arbeitsmarkt eine Rolle spielen dürfe und könne.
ABAKABA hingegen berücksichtige den Arbeitsmarkt
vorerst überhaupt nicht. Er könne nur insofern berück-
sichtigt werden, als in einem Basis-Lohnsystem eine
sogenannte Arbeitsmarktkomponente mit eingebaut
werden könne. Die würde aber die ABAKABA Punkt-
zahlen nicht berühren. Berufsgruppen, die auf dem Ar-
beitsmarkt momentan schlecht vertreten seien, würden
vielmehr einen Zuschlag erhalten. Der Gedanke, die
Löhne andererseits bei einem Überangebot am Arbeits-
markt zu senken, wäre mit dem System ABAKABA
nicht vereinbar. 

Diskussion im Plenum
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Finnland hat einen der höchsten Anteile von Gewerk-
schaftsmitgliedern in Europa. Rund 80 Prozent der Be-
schäftigten sind in Gewerkschaften organisiert. Das
Entgeltsystem basiert auf analytischer Arbeitsbewer-
tung und ist Ergebnis eines komplexen – nicht immer
bewussten – Zusammenspiels verschiedener Akteure.
Es beruht auf Gesetzen zur Gleichbehandlung von
Männern und Frauen und auf Kollektivvertragssystemen.
1987 trat das Gleichstellungsgesetz in Kraft, das Diskri-
minierung aufgrund des Geschlechts allgemein und
speziell im Arbeitsleben verbietet. Eines der zentralen
Elemente dieses Gesetzes ist der Grundsatz der glei-
chen Bezahlung von gleichwertiger Arbeit. Der Grund-
satz leitet sich von den EG-Regelungen zur Gleich-
stellung ab. Dennoch hatten die Organisationen und
Behörden (das finnische Ombud für Gleichstellung,
JuristInnen usw.) kein Instrument zur Definition des
Grundsatzes der gleichwertigen Arbeit in der Praxis.
Das war einer der Hauptgründe dafür, dass Arbeitgeber
und Gewerkschaften aufwachten und gemeinsam be-
gannen, ein Entlohnungssystem auf der Grundlage von
Arbeitsplatzbewertungen zu entwickeln. Beide waren
daran interessiert, langwierige und teure Gerichtspro-
zesse zu vermeiden.

Zur gleichen Zeit realisierten Gewerkschaften und Ar-
beitgeber, dass die Arbeitsbewertung eine gute und
faire Methode sein könnte, um Entlohnungssysteme zu
reformieren. Die Kollektivverträge setzten aber niemals
gleiche Entlohnung als erstes Ziel der Reform, ja nicht
einmal als offizielle Zielsetzung, an. Die Zielsetzung der
gleichen Bezahlung blieb als unausgesprochene Er-
kenntnis hinter den offiziellen Reformen und politi-
schen Schritten verborgen. 

Die Rolle der Kollektivverträge

Seit Ende 1980 ist die Entwicklung der Arbeitsplatz-
bewertungssysteme Bestandteil in verschiedenen zen-
tralen Übereinkommen und Branchen(kollektiv)verträ-
gen. 1989 setzten die Sozialpartner ein erstes „dreiseiti-
ges“ Komitee (Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Regierung)
zur Arbeitsbewertung ein, das sich seither mit Überar-
beitung und Entwicklung verschiedener Systeme zur
Arbeitsplatzbewertung in allen Arbeitssektoren be-
schäftigt. Das Komitee hat mehrere unterschiedliche
Forschungsprojekte initiiert und Handbücher zum Ein-
satz der analytischen Arbeitsplatzbewertung erstellt.
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Job Evaluation – Positive Beispiele aus

der finnischen Arbeitswelt
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Ulla Aitta

Die Finnische Arbeitsmarktpolitik
und Vergleichswert-Strategie
Finnlands Arbeitsmarkt hat 2,5 Mio. Beschäftigte. So-
wohl Männer als auch Frauen nehmen aktiv am
Arbeitsleben teil. Im Jahr 2001 betrug die Beschäfti-
gungsrate von Männern 70 Prozent und die von Frauen
64 Prozent. Vollzeitbeschäftigung herrscht allgemein
bei Männern wie Frauen. Das durchschnittliche Bil-
dungsniveau von Frauen im arbeitsfähigen Alter liegt
über dem der Männer. Obgleich die Stellung der Frauen
auf dem finnischen Arbeitsmarkt recht gut und stabil
ist, sind die Arbeitsmärkte stark nach Geschlechtern
getrennt. Männer und Frauen arbeiten in unterschied-
lichen Berufen und Tätigkeiten und außerdem auf
unterschiedlichen Hierarchiestufen. Die Mehrzahl der
Männer arbeitet im privaten Sektor, 40 Prozent der
Frauen hingegen im öffentlichen Sektor, vor allem in
den Kommunalverwaltungen. Eine Lohndifferenz von
20 Prozent besteht immer noch. Das liegt teilweise an
der Spaltung des Arbeitsmarktes, teilweise an der
direkten Diskriminierung bei der Bezahlung. Laut einer
aktuellen Studie beruht etwa die Hälfte dieser Kluft auf
horizontaler oder vertikaler Diskriminierung. Der Rest
ist nicht zu erklären und muss somit als Entgeltdiskri-
minierung bezeichnet werden. Es gibt also Situationen,
in denen Frauen und Männer mit gleicher Ausbildung
und Arbeitserfahrung für gleichwertige Arbeit unter-
schiedlich entlohnt werden. Bezogen auf das finnische
Arbeitsmarktsystem und die Gesetzgebung kann nur
diese Art der Diskriminierung mittels Arbeitsbewertung
korrigiert werden. 
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Während der 90er Jahre wurden in vielen Produktions-
branchen, staatlichen Organisationen und im techni-
schen Bereich der Kommunalverwaltungen neue Ent-
geltsysteme auf der Grundlage von analytischen Ar-
beitsplatzbewertungssystemen eingeführt. Die übrigen
Angestellten der Kommunalverwaltungen bekamen bis
März 2002 noch keinen eigenen Vertrag. Ein solcher
Branchentarifvertrag – für Frauen von größter
Bedeutung – ist in Bezug auf die Umsetzung der
Entgeltgleichheit bei gleichwertiger Arbeit als proble-
matisch zu betrachten, weil er lediglich frauendomi-
nierte Arbeitsplätze abdeckt und wichtige Gruppen wie
ÄrztInnen, LehrerInnen und den technischen Bereich
der Kommunalverwaltungen nicht berücksichtigt.

Probleme und deren Erörterung

Das Entlohnungssystem auf der Grundlage der Arbeits-
platzbewertung führt nicht automatisch zu gleichem
Lohn für Männer und Frauen. Es gab verschiedene Pro-
bleme und Fallstricke bei diesen Prozessen.

1. Das zentralisierte Verhandlungs- und Kollektivver-
tragssystem war notwendige Voraussetzung für eine
Reformierung der Entgeltsysteme auf der Grundlage
von Arbeitsbewertung. Gleichzeitig stellte das tradi-
tionelle Arbeitsmarktsystem bei der Umsetzung der
Ziele bezüglich der gleichen Bezahlung eine Barriere
dar. Es hat strukturelle Veränderungen verhindert,
die zur Erreichung der tatsächlichen Zielsetzungen
notwendig gewesen wären, wie beispielsweise den
Vergleich von frauendominierten mit männerdomi-
nierten Arbeitsplätzen.

2. Das System der Kollektivverträge gestattet nur den
Vergleich von Arbeitsplätzen innerhalb derselben
Branche, Firma oder Organisation. Es gibt üblicher-
weise besondere Arbeitsplatzbewertungssysteme für
das männerdominierte technische Personal und an-
dere Systeme für die von Frauen dominierten Be-
rufe, wie etwa KrankenpflegerInnen, Kindergärtner-
Innen, SozialarbeiterInnen. 

3. Es besteht immer das Risiko, dass schon das Bewer-
tungssystem selbst diskriminierend ist. Es war sehr
schwierig, relevante Anforderungsprofile zu entwik-
keln, die geeignete Maßstäbe für die Anforderungen
der von Frauen dominierten Arbeitsplätze beinhalten.

4. Selbst die diskriminierungsfreie Anwendung eines
Arbeitsplatzbewertungssystems auf einen bestimm-
ten Arbeitsplatz garantiert noch keinen gleichen
Lohn. Die Ergebnisse des Bewertungsverfahrens
können in vielfältiger Weise zunichte gemacht wer-
den. Im finnischen Arbeitsleben ist es weit verbreitet,
die Ergebnisse der Arbeitsplatzbewertung auf ver-
schiedene Weise auszuhebeln, beispielsweise durch
den Einsatz nicht-transparenter Bestandteile des
Lohnsystems wie Boni oder anderer flexibler Lohn-
bestandteile. 

5. Da das Ziel der gleichen Bezahlung weitgehend im
Verborgenen bleibt, gibt es wenige Erhebungen oder
Statistiken zu diesem Thema. Es gibt aber trotzdem
einige zuverlässige Ergebnisse, die belegen, dass die
Entgeltsysteme auf der Grundlage von Systemen zur
analytischen Arbeitsplatzbewertung für Frauen auf
jeden Fall besser sind als gar keine Systeme. Die Er-
gebnisse stammen aus Privatunternehmen. Die dis-
kriminierende Bezahlung zwischen höher gebildeten
Männern und Frauen scheint in Unternehmen, die
ein Lohnsystem auf der Grundlage der Arbeitsplatz-
bewertung verwenden, geringer zu sein – ausge-
nommen hiervon sind die höchsten Stufen in der
Hierarchie. 

Lea Rantanen

In Espo, der zweitgrößten Stadt Finnlands, wurde An-
fang der 90er Jahre ein sehr bedeutendes vierjähriges
Projekt durchgeführt. Das Projekt hatte zwei Phasen,
und das Schwergewicht lag auf der Entwicklung eines
einheitlichen Arbeitsbewertungssystems für den öffent-
lichen Dienst.

1. Es wurde eine Methode geschaffen. Dazu füllten
1800 Angestellte einen Fragebogen zur Arbeitsplatz-
beschreibung aus. Durch Analyse wurden die Anfor-
derungsfaktoren ermittelt.

2. Die Methode wurde weiterentwickelt und 710 Jobs
wurden evaluiert. Diese Jobs repräsentierten viele
Arbeitsgebiete von Frauen und Männern. 

Lea Rantanen war bei diesem Projekt als Forscherin
tätig und startete 1995 im Anschluss an diese Tätigkeit
in ihrer eigenen Firma Projekte zur Arbeitsbewertung.
Die ersten Kunden kamen aus der Regierungsverwal-
tung, später aus Kommunen und anderen Organisa-
tionen. Für „Equal Pay“ spielen die Kommunen eine
große Rolle, denn 33 Prozent der berufstätigen Frauen
sind im öffentlichen Dienst beschäftigt. Dazu gehören
viele gering bezahlte Tätigkeiten, wie zum Beispiel
Krankenpflege, Kinderbetreuung, Büro- und Verwal-
tungsjobs.



Beispiel 1

Die Anwendung des Projektes zur Arbeitsplatzbewer-
tung in einer finnischen Handelsvereinigung mit 118
weiblichen und 13 männlichen Angestellten führte un-
ter anderem zu folgendem Ergebnis: Der Zusammen-
hang zwischen Arbeitsanforderungen und Entlohnungs-
höhe war statistisch signifikant. Nach Diskussionen
über Arbeitsbewertungen wurden die Gehälter um 8,9
Prozent angehoben. Dabei wurden sämtliche Gehälter
zugrunde gelegt. Die Erhöhung der Entgelte erfolgte
innerhalb von drei Jahren und betrug im ersten Jahr
3,8 Prozent, im zweiten 3,7 Prozent und im letzten 1,4
Prozent.

Beispiel 2

In einer Gemeinde mit 462 Beschäftigten wurde die
Arbeitsplatzbewertung zunächst für alle weiblichen
Büroangestellten durchgeführt. In diesem Beispiel hat-
ten die Arbeitsanforderungen einen sehr geringen
Einfluss auf das Gehalt – ein typisches Bild für viele
frauenspezifische Jobs. Trotz steigender Anforderungen
blieb das Gehalt nahezu gleich. Bei einer Überarbei-
tung des Gehaltssystems in diesem Beispiel gibt es
drei unterschiedliche Optionen:

1. Die aktuelle Situation wird akzeptiert und nur die
Gehälter unter dem Durchschnitt werden erhöht.

2. Die Lohnerhöhung konzentriert sich auf die
Arbeitsplätze mit höheren Anforderungen. 

3. Für alle Arbeitsplätze wird eine Lohnerhöhung 
vorgenommen. 

Was die Arbeitsplatzbewertung anbelangt, steht Finn-
land vor dem Problem, dass es zwei verschiedene
Systeme im öffentlichen Dienst gibt, eines gilt eher für
männerdominierte Arbeitsplätze und eines für eher
weiblich dominierte Arbeitsplätze. Als Ergebnis werden
Männer bei gleichen Anforderungen besser bezahlt als
Frauen. Außerdem wirken sich steigende Arbeitsanfor-
derungen bei Männern stärker auf die Entlohnung aus
als bei Frauen. 

Das Ergebnis von 23 Projekten in verschiedenen finni-
schen Arbeitsstätten während der letzten sieben Jahre
war: Bleiben die Kommunen unberücksichtigt, trägt die
Arbeitsplatzbewertung grundsätzlich dazu bei, das
Lohnniveau von Frauen zu erhöhen. Im Laufe eines sol-
chen Projektes finden aber auch noch andere Arbeiten
statt und der Prozess als solcher ist ebenfalls von Be-
deutung. So werden beispielsweise Erkenntnisse über
die Entwicklung der Arbeitsplätze erlangt oder die Mit-
arbeiterInnen lernen die Arbeit der KollegInnen besser
zu würdigen.
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Heide Oestreich, TAZ, 

fragt nach, warum es in Finnland zwei verschiedene
Bewertungsverfahren für frauen- bzw. männerdomi-
nierte Tätigkeiten gibt. 

Lea Rantanen und Ulla Aitta, Finnland,

erläutern, dass die von Männern dominierten Jobs in
den Kommunen anderen Tarifverträgen unterliegen als
die von Frauen dominierten Jobs. Die Rolle der
Gewerkschaften sei sehr problematisch und kontrovers,
da diese Diskriminierung nicht aufgehoben werde.
Daher bleibe die Situation unverändert. Es werde viele
Jahre dauern, dies zu ändern, und Frauen sollten mehr
Macht in der Gewerkschaftsbewegung erlangen. Diese
Situation der zwei Systeme bestehe aber nur im öffent-
lichen Sektor.

Cécilie Küng, Gender Mainstreaming Agency, Zürich,

möchte wissen, was passiere, wenn die Lohngerechtig-
keit mit konstanter Lohnsumme hergestellt werden
müsse, also diejenigen, die höher bezahlt würden –
zumeist Männer – von ihrem Verdienst abgeben müs-
sten.

Lea Rantanen und Ulla Aitta, Finnland,

betonen, dass jeder Fall anders sei. Es gebe kein uni-
verselles System, keine mathematische Lösung, wie
die Ergebnisse der Arbeitsplatzbewertung in der Praxis
umzusetzen seien. Da es so viele Probleme gebe,
könne es zum Beispiel geschehen, dass die Ergebnisse
solch einer Bewertung erst nach zehn Jahren zu einer
praktischen Umsetzung führten.



35

In den letzten Jahrzehnten erarbeitete das niederländi-
sche Arbeitsinspektorat im Ministerium für Arbeit und
Soziales mehrere Gutachten über Entgeltdifferenzen
zwischen Frauen und Männern. Die Ergebnisse dieser
Studien riefen ein großes Echo hervor, denn sie offen-
barten auf den ersten Blick enorme Unterschiede. Bei
den veröffentlichten Zahlen wurde zwischen korrigierten
und unkorrigierten Lohndifferenzen unterschieden. Die
unkorrigierten Differenzen ergeben sich aus dem Ver-
gleich der durchschnittlichen Bruttogehälter bzw.
Bruttostundenlöhne von Männern und Frauen. Das kor-
rigierte Lohndifferential berücksichtigt Unterschiede
zwischen Männern und Frauen in Bezug auf Alter, Qua-
lifikation, Dienstjahre und so weiter. 1993 betrug die
unkorrigierte Lohndifferenz 26 Prozent, die korrigierte
belief sich auf 9 Prozent. Die Zahlen für 1996 lauteten
24 bzw. 7 Prozent, für 1998 schließlich 23 bzw. 7 Pro-
zent. Die unkorrigierten Zahlen führten zu Sensations-
meldungen in den Medien – ein realistisches Bild zeich-
nen jedoch nur die korrigierten Zahlen. 

Die Ergebnisse des letzten Gutachtens aus dem Jahr
1999 mündeten in einen Aktionsplan der niederländi-
schen Regierung. Darin wurde jedoch betont, dass Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer gleichermaßen für Arbeits-
bedingungen und Gehälter verantwortlich seien. Folg-
lich wurde die „Stichting van de Arbeid“ (Die Stiftung
der Arbeit) um Beratung und Vorschläge zum Ausgleich
ungerechter Lohndifferenzen gebeten. Die „Stichting
van de Arbeid“ setzt sich aus den Spitzen der Gewerk-
schaftsorganisationen und Arbeitgeberorganisationen
der Niederlande zusammen. Sie wirkt mit ihren Em-
pfehlungen und Statements indirekt auf Tarifverhand-
lungen ein und steht auch der Regierung beratend zur
Verfügung. 

Bezüglich der Lohndifferenzen zwischen Männern und
Frauen lautete die Fragestellung, wie die Sozialpartner
ein korrektes Einhalten der Gesetzgebung zur Lohn-
gleichheit in der Praxis fördern können. Normalerweise
kontrolliert die Regierung, dass Gesetze eingehalten
werden. Geht es jedoch um Arbeitsbedingungen und
Entlohnung, sind in erster Linie Arbeitgeber und
Arbeitnehmer selbst verantwortlich. Die Arbeitgeber in
den Niederlanden teilen die Ansicht, dass Männer und
Frauen gleiche Entlohnung für gleiche bzw. gleichwerti-
ge Arbeit erhalten sollen. Für die Festsetzung des
Gehalts sollte das Geschlecht keine Rolle spielen. Die
Arbeitgeber halten vielmehr die Charakteristik des

Arbeitsplatzes, die Leistung des Arbeitnehmers, die
Situation auf dem Arbeitsmarkt und die finanzielle
Situation des Unternehmens für die wichtigsten
Kriterien. Daher wunderten sich die Arbeitgeber über
Proteste aufgrund fortgesetzter Lohndiskriminierungen,
zumal es in den Unternehmen selbst selten zu Klagen
kommt. Auch bei der niederländischen Kommission für
Gleichstellung gehen nur sehr wenige Klagen über
ungleiche Entlohnung ein. Entsprechend sind die
Arbeitgeber überzeugt, dass Männer und Frauen in den
Niederlanden grundsätzlich gleiche Entlohnung für
gleiche Arbeit erhalten. In Einzelfällen dürften – oft
unbeabsichtigt – unfaire Unterschiede gemacht wer-
den.

Trotzdem legte die „Stichting van de Arbeid“ im
November 2000 der Regierung einstimmig ein Be-
ratungsgutachten zu deren Aktionsplan mit folgenden
wesentlichen Inhalten vor: 

1. An erster Stelle wurden die Studien des Arbeits-
inspektorates kritisiert, da diese nicht aufzeigten,
welche Gehaltsunterschiede gerechtfertigt sind und
welche nicht. Statt auf allgemeine Daten sollte sich
die Untersuchung eher auf die Branchen- oder
Firmenebene konzentrieren. Zudem führten Erhe-
bungen auf nationaler Ebene zu größeren Lohn-
differenzen als Untersuchungen auf Branchen-  bzw.
Firmen-Ebene. Auf nationaler Ebene betrug die korri-
gierte Lohndifferenz beispielsweise 7 Prozent. Bei
den Arbeitnehmern der Zentralregierung zeigte sich
eine Differenz von 4 Prozent, bei denen aus dem
Sozial- und Arbeitsministerium nur 2 Prozent. Je
mehr man sich also der Unternehmensebene nähert,
desto geringer fällt der Unterschied aus. Daher kon-
zentriert sich die Regierung  bei ihren Erhebungen
nun verstärkt auf die Branchen und Firmen. 

2. Mit Unterstützung von Arbeitgeberorganisationen
und Gewerkschaften wurde ein Instrument entwik-
kelt, um die Systeme zur Arbeitsbewertung auf Ge-
schlechtsneutralität zu überprüfen. Beide Seiten ver-
pflichteten sich, dieses Instrument in der Praxis zu
nutzen. Eine gesetzliche Verankerung wurde einstim-
mig abgelehnt.

3. Bezüglich der Einführung flexibler Entlohnungs-
systeme riefen Arbeitgeberorganisationen und
Gewerkschaften dazu auf, transparente und objektive
Modelle zu entwickeln, die Geschlechterdiskriminie-
rungen verhindern. 

Checkliste Equal Pay 

Eine Initiative der Arbeitnehmer- und Arbeit-

geberorganisationen in den Niederlanden
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4. Es wurde festgestellt, dass Betriebsräte eine wesent-
liche Rolle bei der Einhaltung der Gesetze zur Lohn-
gleichheit spielen können. Sie sind sogar gesetzlich
dazu aufgefordert, gegen Diskriminierungen vorzu-
gehen und die Gleichbehandlung von Männern und
Frauen zu fördern. 

5. Eine „Equal Pay“-Checkliste sollte entwickelt werden.
Informationsdienste sollten mehr zur Kontrolle un-
gerechtfertigter Lohndifferenzen sowie unbewusster
und unbeabsichtigter Diskriminierungen beitragen. 

Die Checkliste soll den Sozialpartnern auf sektoraler
Ebene bzw. Arbeitgebern und Arbeitnehmern auf
betrieblicher Ebene bei ihren Gehaltsverhandlungen
helfen. Diese Checkliste deckt nicht alle Details des
Gesetzes zur Lohngleichheit ab. Sie berücksichtigt viel-
mehr verschiedene Elemente des Gehaltssystems, die
indirekte ungerechtfertigte Diskriminierungen verber-
gen könnten. Zehn Fragen werden behandelt: 

1. Kommt es zur Diskriminierung von Beschäftigten
aufgrund der Arbeitszeit oder der Art des Vertrages?
Die Niederlande sind Weltmeister in der Teilzeitarbeit.
Zwei Drittel aller arbeitenden Frauen haben einen
Teilzeitjob. Unterschiede zwischen Teil- und Vollzeit-
beschäftigten könnten somit leicht zu einer Diskrimi-
nierung der Geschlechter führen. Es gibt jedoch eine
europäische Gesetzgebung, die diese Unterscheidung
auf der Grundlage von Arbeitszeit und Arbeitsteilzeit-
verträgen verbietet, es sei denn, diese ist objektiv
gerechtfertigt.

2. Sind die Kriterien zur Einstufung in die Lohn-/
Gehaltsskala geschlechtsunabhängig? 
Hier ist es wichtig, dass die Gehaltssysteme umfas-
send und eindeutig genug sind. Wenn ein Arbeitsbe-
wertungssystem genutzt wird, muss es geschlechts-
neutral sein bzw. in dieser Weise angewendet wer-
den. Die Tatsache, dass der Systeminhaber dieses
Bewertungssystems dafür verantwortlich ist, ist für
niederländische Arbeitgeber ein sehr wichtiger Punkt.
Regierung und Gewerkschaften erkennen an, dass
der Systeminhaber selbst sein eigenes System be-
werten muss. Wenn sich dritte Parteien, Regierung
oder Frauenorganisationen einschalten würden,

bestünde das Risiko, dass das Gleichgewicht des
Systems zerstört würde. Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer könnten dann ganz von der Jobbewertung
Abstand nehmen, was schlecht für die Lohngleich-
heit wäre. 

3. Garantiert das Entlohnungssystem gleiche Entloh-
nung für Männer und Frauen in der Praxis? 
Kriterien wie Erfahrung und Ausbildung sollten nur
dann berücksichtigt werden, wenn sie für den frag-
lichen Job relevant sind. Die angewendeten Kriterien
sollten beispielsweise weder Männer noch Frauen
benachteiligen. Die Checkliste konzentriert sich auch
auf den Wert, der durch die Erfahrungen in unbezahl-
ter Arbeit entsteht, was besonders für Frauen wichtig
ist. Die Formulierung dieses Punktes löste umfang-
reiche Diskussionen zwischen Arbeitgeberorgani-
sationen und Gewerkschaften aus. 

4. Fallen die Gehaltserhöhungen für vergleichbare Jobs
gleich aus? 
Grundsätzlich sollten Frauen und Männer mit ver-
gleichbaren Jobs die gleichen Gehaltserhöhungen
bekommen. Dennoch sind Gehaltserhöhungen natür-
lich von Faktoren wie beispielsweise Leistung abhän-
gig. In diesem Fall müssen für Männer und Frauen
dieselben Standards angewandt werden.  

5. Haben Frauen und Männer gleiches Anrecht auf
außertarifliche Leistungen?
Alle ArbeitnehmerInnen sollten gleichermaßen An-
recht auf außertarifliche Leistungen haben, wie zum
Beispiel Spesenvergütungen. Außertarifliche Leistun-
gen können jedoch manchmal nur für bestimmte
Gruppen oder bestimmte Beschäftigte gezahlt wer-
den. Wenn diese Mitarbeiter überwiegend männlich
oder weiblich sind, kann dies zu indirekter Geschlech-
terdiskriminierung führen. Deshalb müssen derartige
Dinge sehr genau betrachtet werden. 

6. Haben Männer und Frauen gleiches Anrecht auf 
Rentenleistungen? Und gilt dies auch für Teilzeit-
Angestellte?

7. Haben Männer und Frauen die gleichen Rechte auf
besondere Zuwendungen, Prämien oder Gratifika-
tionen? 
Diese Frage verdient viel Aufmerksamkeit, denn
zumindest in Holland werden zusätzliche Ver-
gütungen und Gratifikationen sowie eine flexible
Entlohnung immer mehr Bestandteil des Lohn-
systems. 

8. Sind flexible Lohnsysteme transparent und objektiv?
Wichtig ist, darauf zu achten, ob die Kriterien, auf
denen flexible Gehaltssysteme basieren, nicht sexi-
stisch sind und dass ihre Anwendung objektiv und
transparent ist.

9. Falls ein „Selbstbedienungssystem“ der Arbeitsbe-
dingungen besteht: profitieren alle Beschäftigten,
ungeachtet des Geschlechts, davon? 
Holländische Tarifverträge gestatten es den Arbeit-
nehmern immer mehr, ein individuelles Paket ihrer
Arbeitsbedingungen zusammenzustellen. So ent-
scheidet sich der/die eine für mehr freie Zeit, der/die
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andere für mehr Gehalt oder eine höhere Pension. 
Im Prinzip sollten die Pakete gleichwertig sein.

10. Wie wird in Übergangssituationen verfahren? 
Die Checkliste warnt vor möglichen Ungleichheiten
bei der Entlohnung, die sich aufgrund von Über-
gangssituationen wie Firmenübernahmen oder
Fusionen ergeben können. Solche Ungleichheiten
sollten nicht länger als notwendig beibehalten wer-
den, da sie zu ungleicher Entlohnung führen können.

Arbeitgeberorganisationen und Gewerkschaften haben
diese Checkliste  an ihre Mitglieder verteilt. Nun soll sie
von Unternehmen und Tarifparteien angewendet wer-
den, mit dem Ziel, jegliche noch bestehenden Lohn-
diskriminierungen aufzuheben. Da die Liste sehr neu
ist, liegen noch keine eindeutigen Ergebnisse vor, in
welchem Ausmaße die Checkliste tatsächlich genutzt
wird. 

Eine Teilnehmerin aus dem Plenum 

beschreibt, wie sie die Situation in Deutschland erlebt:
Frage man den Betriebsrat – sei dieser noch so aufge-
schlossen – danach, ob es Entgeltungleichheit gebe,
dann werde geantwortet, die Frauen seien richtig ein-
gruppiert. Dabei gehe es ja gar nicht um die Ein-
gruppierung, sondern darum, dass die Anforderungen
der Arbeit bzw. die Entlohnung im System möglicher-
weise nicht richtig abgebildet seien. Es sei daher, ähn-
lich wie in Holland, notwendig, dass beispielsweise die
Bundesregierung die Diskussion anrege und zum Bei-
spiel die Entwicklung von Checklisten und daraus resul-
tierender verbindlicher Prozesse initiiere. Zwar gebe es
viele Möglichkeiten und Ideen, aber es gebe bisher
keine politische Kraft, die dergleichen einfordere. 

Drs. Loes van Hoogstraten-van Embden Andres, VNO-

NCW, Niederlande,

ist der Ansicht, dass die Checkliste inklusive der
Kommentare eine gute Anleitung für Gewerkschaften,
Betriebsräte und Arbeitgeber darstelle. Es müsse aller-
dings die Diskussion erst einmal beginnen. In Holland
hat allein die Tatsache, dass die „Stichting van de
Arbeid“ bereits diese Checkliste erstellt hat, bewirkt,
dass Firmen bzw. Industriezweige mit Verhandlungen
und Gesprächen über Gleichberechtigung oder ge-
schlechtsspezifische Entgeltungleichheit begonnen
haben.

Jörg Wiedemuth, Ver.di, Berlin,

möchte mehr zu den Konditionen für Teilzeitbeschäf-
tigte in den Niederlanden wissen: Erhielten Teilzeit-
beschäftigte in den Niederlanden bereits Mehrarbeits-
zuschläge, wenn sie ihre individuelle Arbeitszeit über-
schritten, oder würden sie genauso behandelt wie Voll-

zeitbeschäftigte, die solche Zuschläge erst bekommen,
wenn die durchschnittliche tarifliche Arbeitszeit über-
schritten sei?

Drs. Loes van Hoogstraten-van Embden Andres, VNO-

NCW, Niederlande,

antwortet, dass es diese Diskussion auch in den Nie-
derlanden gegeben habe. Schließlich seien zwei mögli-
che Wege zur Lösung dieses Problems akzeptiert wor-
den:

• An der Sichtweise der Arbeitgeber orientiert: Es 
werde erst gezahlt, sobald die volle Arbeitszeit er-
reicht sei. Um das Ziel der Entgeltgleichheit zu errei-
chen sollten zusätzlich gearbeitete Stunden, die vor
Erreichen der vollen Arbeitszeit geleistet werden, in
diesem Fall zu höheren Rentenansprüchen und zu
höherem Urlaubsgeld führen. 

• An der Sichtweise der Gewerkschaften orientiert: Es
gebe sofort einen Mehrarbeitszuschlag. Dann bestehe
kein Problem sonstiger Zusatzleistungen. 

Diskussion im Plenum



Tarifvereinbarungen – ohne staatliche Interventionen
und ohne nationale Mindestlöhne – haben in Schweden
eine lange Tradition. Im Laufe der letzten zehn Jahre
haben sich jedoch dramatische Veränderungen erge-
ben, weg von zentralisierten Vereinbarungen hin zu
Tarifvereinbarungen auf betrieblicher Ebene. Zum Teil
gibt es nur noch Gehaltsgespräche zwischen An-
gestellten und Vorgesetzten. Die Dezentralisierung der
Tarifauseinandersetzung und die individuelle Tarifver-
einbarung sind zu Schlüsselkonzepten in Schweden
geworden, sowohl im privaten als auch im öffentlichen
Sektor. Noch ist nicht bekannt, wie sich dies auf Lohn-
differenzen zwischen Männern und Frauen auswirkt.
Bis in die frühen 80er Jahre wurde die Schere immer
enger, aber seitdem ist sie mit ungefähr 18 bis 20 Pro-
zent konstant, die korrigierte Zahl lautet acht Prozent.
Es wird befürchtet, dass dezentralisierte Tarifverein-
barungen tendenziell zur Diskriminierung von Frauen
führen. 

Modifizierung des
Gleichstellungsgesetzes 

Die Tatsache, dass sich die Lohnschere trotz konstanter
öffentlicher Diskussion in den letzten 15 bis 20 Jahren
nicht geschlossen hat, veranlasste die Regierung und
das Parlament in Schweden, das Gleichstellungsgesetz
von 1992 zu modifizieren. Alle Arbeitgeber haben nun
jährlich die Unterschiede in der Bezahlung von Frauen
und Männern zu analysieren. Dabei lautet die Leitfrage,
ob Lohndifferenzen zwischen Frauen und Männern, die
die gleiche oder eine gleichwertige Arbeit verrichten,
bestehen und ob diese direkt oder indirekt mit der
Geschlechtszugehörigkeit zusammenhängen. Erweitert

wurde das Gesetz auch um die Methoden, nach denen
diese Erhebungen und Analysen durchzuführen sind.
Arbeitgeber mit zehn und mehr Beschäftigten müssen
außerdem jährliche Maßnahmenpläne zur Angleichung
der Bezahlung erstellen, inklusive Kostenschätzung und
Drei-Jahres-Zeitplan. Das Gesetz soll von Arbeitgebern
und Gewerkschaften gemeinsam umgesetzt werden. 

Begriffsdefinitionen

In diesem Zusammenhang sind zwei Begriffe zu defi-
nieren:

• Einkommen: Darunter werden nicht nur das verhan-
delte Einkommen, sondern auch außertarifliche Zu-
wendungen wie Mobiltelefone, Firmenwagen, der
Genuss interner oder externer Ausbildung verstanden.
Dabei ist die Frage zu klären: Inwieweit erhalten
Frauen und Männer diese Zuwendungen in gleichem
Maße?

• Gleichwertige Arbeit: Das können zwei völlig verschie-
dene Arbeiten sein, wie beispielsweise diejenige einer
Krankenschwester und diejenige eines Ingenieurs.
Hier muss eine Arbeitsplatzbewertung zeigen, ob
diese Arbeiten tatsächlich als von gleichem Wert
betrachtet werden können. Dazu hat das „National
Institute of Working Life“ in Schweden ein spezielles
System, das HAC-System entwickelt (s.u.).

„Lönelots“ - Löhne unter der Lupe

1999 wurde das Ombud1 für Gleichbehandlung, das die
Realisierung der Gleichbehandlungsgesetze überwacht,
aufgefordert, seine Arbeit zu intensivieren. Daraufhin
wurde ein Zwei-Jahres-Projekt unter dem schwedischen
Arbeitstitel „Lönelots“, zu deutsch etwa „Löhne unter
der Lupe“, ins Leben gerufen. Dieser Leitfaden zur
Lohngleichheit soll den Sozialpartnern Informationen
über geschlechtsspezifische Lohnstrukturen geben
sowie Anleitungen, wie etwaigen Lohnungleichheiten
vorgebeugt werden kann. 

Zur Zeit gibt es in Schweden hauptsächlich individuelle
Tarifvereinbarungen. Wichtige Bestandteile des „Löne-
lots“-Projektes sind also Methoden, mit denen sowohl
eine geschlechtsunabhängige Bewertung der Arbeit als
auch die Bewertung individueller Leistung durchge-
führt werden kann. Dabei beantwortet das „Arbeits-

38

Schritte zur Entgeltgleichheit 

in Schweden

C A R I N  H O L M  U N D  A N I T A  H A R R I M A N   S E N I O R  R E S E A R C H  O F F I C E R S ,  S C H W E D E N

1  entspricht im Deutschen einer staatlichen Gleichbehand-
lungseinrichtung
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profil“ die Fragen: Was sind die Arbeitsanforderungen?
Welchen Schwierigkeitsgrad hat die Arbeit? Das „per-
sönliche Profil“ beschreibt die individuellen Qualifika-
tionen: Welche Fähigkeiten sind notwendig, die Arbeits-
anforderungen zu erfüllen und die gewünschten Ergeb-
nisse zu erzielen? Beide Aspekte sind wichtig und not-
wendig für individuelle aber geschlechtsneutrale Ent-
geltvereinbarungen. 

Das HAC-System 

Der Leitfaden zur Lohngleichheit verfügt über ein
Grundmodell zur Arbeitsplatzbewertung, das HAC-
System. Dabei handelt es sich um ein Modell, welches
nach Anpassung an die örtlichen Gegebenheiten von
jedem Unternehmen verwendet werden kann. Wesent-
liche Bestandteile sind eine Beschreibung verschiede-
ner Faktoren und Faktorebenen sowie ein Fragebogen,
der dazu genutzt werden kann, Informationen über die
Arbeit zu erhalten und Arbeitsplatzbeschreibungen zu
verfassen. In einem Handbuch zur Durchführung von
Arbeitsplatzbewertungen werden unter anderem
Planung und Organisation des Projektes erläutert. Es
enthält ferner Anleitungen zur Gewichtung der Fakto-
ren, zur Informationspolitik und zum Umgang mit
Widerständen und Misstrauen. Eine integrierte Com-
puterdiskette erleichtert individuelle Veränderungen
oder Anpassungen des Systems an die jeweilige
Situation in den Betrieben. 

Das HAC-System ist in Schweden sowohl im privaten
Bereich als auch im staatlichen Bereich weit verbreitet.
Mit „Schritte zur Entgeltgleichheit“ wurde ein verein-
fachtes, schnelleres Verfahren entwickelt, das zur Ana-
lyse von Entgeltstrukturen und Entgeltdifferenzen ver-
wendet werden kann, indem verschiedene Jobs, die

gleichwertig sind, zu Gruppen zusammengefasst wer-
den. Acht Faktoren werden berücksichtigt, zum Beispiel:
Ausbildung/Erfahrung, Problemlösung, soziale Kompe-
tenz, Verantwortung für Informationen, für Menschen,
für Arbeitsergebnisse; physische und psychische Anfor-
derungen. 

Beispiel Kommunalverwaltung
Västra Götaland
Die „Schritte zur Entgeltgleichheit“ wurden auf die
Kommunalverwaltung in Västra Götaland  in Göteburg
angewendet. Dabei wurden in einer Abteilung mit 140
Angestellten 30 gleichartige Jobs ermittelt. 16 dieser
Stellen wurden sowohl von Frauen als auch von
Männern ausgeübt und konnten somit für einen Ver-
gleich genutzt werden. Dabei ergab sich, dass bei 
14 Stellen Frauen ein zum Teil deutlich niedrigeres
Durchschnittseinkommen hatten. Weiterhin wurden
unterschiedliche, aber gleichwertige Arbeiten zu
Gruppen zusammengefasst und die „Schritte zur Ent-
geltgleichheit“ in modifizierter Form darauf angewen-
det. Sieben Gruppen konnten definiert werden. In die-
sen Gruppen hatten Frauen ein niedrigeres Durch-
schnittseinkommen und eine geringere Bandbreite zwi-
schen dem niedrigsten und dem höchsten Gehalt als
Männer. Vorrangig von Frauen ausgeführte Arbeiten
wurden niedriger entlohnt als vorrangig von Männern
ausgeführte. Außerdem hatten viele Frauen ein identi-
sches Gehalt, während die Männer individueller bezahlt
wurden. Diese Ergebnisse der Entgeltanalyse wurden
dem verantwortlichen Abteilungsleiter übergeben.
Management und Gewerkschaftsvertreter müssen sie
nun bei den nächsten Gehaltsverhandlungen berück-
sichtigen.



Juliane Eisenführ, Moderatorin

fragt nach, inwieweit Firmen die Analysen tatsächlich
durchführen und wie dies in der Praxis kontrolliert
wird.

Carin Holm und Anita Harriman, Senior Research

Officers, Schweden,

gestehen ein, dass die tatsächliche Durchführung und
die Kontrolle in der Praxis ein Schwachpunkt sei. Der
Einzige, der dies kontrollieren könne, sei der Ombuds-
mann für Chancengleichheit mit 20 Angestellten. Es
würden Aktionspläne von Tausenden von Unternehmen
angefordert und es erfolgten stichprobenartige Kon-
trollen. Statistiken besagten, dass ca. 75 Prozent der
öffentlichen und 25 Prozent der privaten Arbeitgeber
Aktionspläne erstellten. 

Christel Langhoff, Arbeitsministerium Land

Brandenburg, 

fragt nach Sanktionsmöglichkeiten, um die nun gesetz-
lich geforderte Abgabe dieser Pläne durchzusetzen.

Carin Holm und Anita Harriman, Senior Research

Officers, Schweden,

antworten, wenn kein Aktionsplan erstellt werde, setze
der Ombudsmann eine zeitliche Frist unter Androhung
einer Geldstrafe. Handele es sich um eine Frage der
Diskriminierung, könne der Fall an das Arbeitsgericht
übergeben werden. 

Dr. Regine Winter, Europäischer Gerichtshof,

Luxemburg,

verweist auf die große Bedeutung, die der Tarifauto-
nomie in Deutschland beigemessen wird. Die im
schwedischen Gesetz festgeschriebenen vier Kriterien
zur Strukturierung der Arbeitsbewertung würden, auf
Deutschland übertragen, vermutlich zu einer heftigen
Diskussion um die Vereinbarkeit solcher gesetzlicher
Kriterien mit der Tarifautonomie führen. Frau Dr. Winter
interessiert, ob die schwedischen Tarifparteien mit den
gesetzlichen Kriterien ein Problem hatten.

Carin Holm und Anita Harriman, Senior Research

Officers, Schweden,

betonen, dass die Faktoren Fähigkeit, Verantwortung,
Anstrengung/Belastung und Arbeitsbedingungen nicht
nur typisch für Schweden seien, sondern weltweit an-
gewendet würden. Die Gewerkschaftsmitglieder waren
für eine Aufnahme dieser Faktoren in das Gesetz, die
Arbeitgeber waren, ihrer traditionellen Rolle gemäß,
dagegen. Heute akzeptierten sie es. Vermutlich hätten

sie erkannt, dass die Arbeitsbewertung nur einen Teil
des Entgelts ausmache und dass die Notwendigkeit für
eine grundsätzliche Vereinbarung bestehe. 

Edith Beier, Amt für Gleichstellungsfragen –

Landeshauptstadt Magdeburg,

weist darauf hin, dass es ein Frauenfördergesetz gebe,
nach dem die Notwendigkeit der Vereinbarkeit von Er-
werbstätigkeit und Familienarbeit bei der Einstellung
nicht zu Nachteilen führen dürfe. Sie möchte wissen,
ob dieses Kriterium in Schweden ebenfalls als wichtig
eingeschätzt werde. 

Carin Holm und Anita Harriman, Senior Research

Officers, Schweden,

beschreiben dies als einen wichtigen Punkt im schwe-
dischen Gleichstellungsgesetz. Jeder Arbeitgeber
müsse die Arbeit so organisieren, dass sowohl Männer
als auch Frauen in der Lage seien, Arbeit und Familie
miteinander zu vereinen.

Prof. Dr. Pat Armstrong, York University, Kanada,

möchte wissen, ob die Individualisierung der Tarifver-
handlungen, die die Lohnungleichheiten zwischen
Frauen und Männern in Schweden verringern solle, die
Unterschiede in der Bezahlung zwischen Frauen erhöht
habe – zum Beispiel zwischen Frauen innerhalb und
außerhalb von Stockholm? 

Carin Holm und Anita Harriman, Senior Research

Officers, Schweden,

geben an, diese Frage noch nicht beantworten zu kön-
nen, da sich soviel auf dem Arbeitsmarkt und bei den
Gehaltsverhandlungen getan habe. Frauen verfügten
nun beispielsweise oft über bessere Bildung als
Männer. Dies hätte dennoch nicht zur Schließung der
Lohnschere geführt. Auf der anderen Seite würde man
vermuten, dass individuelle Verhandlungen die Schere
noch vergrößerten, aber auch dies sei nicht der Fall
gewesen. 
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Das Gebot gleichen Entgelts für gleiche oder gleichwer-
tige Arbeit findet sich in unterschiedlichen Normen: Die
verfassungsrechtliche Grundlage liefert Art. 3 GG, des-
sen Absätze 2 und 3 insbesondere die Gleichberechti-
gung von Mann und Frau festschreiben und Benach-
teiligungen wegen des Geschlechts verbieten. Der EG-
Vertrag hat in Art. 141 (früher: Art. 119) das Gleichbe-
handlungsgebot im Hinblick auf die Entgeltgleichheit
konkretisiert. Arbeitnehmerinnen haben für „gleiche
oder gleichwertige Arbeit“ Anspruch auf gleiches Ent-
gelt. In der sog. Lohngleichheitsrichtlinie (Rl 75/117) hat
der Rat der Europäischen Gemeinschaften das Diskri-
minierungsverbot präzisiert. Danach muss insbesonde-
re dann, „wenn zur Festlegung des Entgelts ein System
beruflicher Einstufung verwendet wird, dieses System
auf für männliche und weibliche Arbeitnehmer gemein-
samen Kriterien beruhen...“, Art. 1, Absatz 2. Jüngst
haben das Europäische Parlament und der Rat der
Europäischen Union in einer Änderung der sog. Zu-
gangsrichtlinie (Rl 76/107) eine Definition der mittelba-
ren Diskriminierung nachgeliefert, die gegeben ist,
„wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kri-
terien oder Verfahren Personen, die einem Geschlecht
angehören, in besonderer Weise gegenüber Personen
des anderen Geschlechts benachteiligen können...“.
Des Weiteren hat der deutsche Gesetzgeber im EG-
Anpassungs-Gesetz vom 13.8.1980 die europarecht-
lichen Auflagen nachvollzogen, u.a. in § 612, Absatz 3
BGB, der das Gebot gleichen Entgelts wiederholt, in §
612, Absatz 3, Satz 3 i. Verb. m. § 611 a, Absatz 1, Satz
3 BGB, die dem Arbeitgeber die Beweislast dafür zu-
weisen, dass die unterschiedliche Behandlung auf dis-
kriminierungsfreien sachlichen Gründen beruht und in
Gestalt eines gesetzlichen Maßregelungsverbots: der

Arbeitgeber darf Beschäftigte, die ihre Rechte wahrneh-
men, nicht mit Sanktionen belegen, § 612 a BGB.

Die Bestimmungen des Grundgesetzes, des BGB und
des EGV gelten unmittelbar und zwingend. Zwar wird
die allgemeine Bindung von Tarifverträgen in Geltungs-
grund und Reichweite unterschiedlich beurteilt. Auch
die Tarifautonomie genießt Verfassungsrang und ist
grundrechtlich geschützt. Doch das Gebot gleicher
Rechte für Mann und Frau gilt in jedem Fall mit un-
mittelbarer Wirkung für Tarifverträge. Dies ist in der
Rechtssprechung, namentlich des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH), seit jeher anerkannt. Die Tarifauto-
nomie soll das soziale und ökonomische Machtgefälle
im Arbeitsleben ausgleichen und den „strukturell un-
terlegenen“ Arbeitnehmern durch gemeinsame Wahr-
nehmung ihrer Interessen Raum zur kollektiven Selbst-
bestimmung geben. Diesem Zweck und Geltungsgrund
der Tarifautonomie werden die Tarifparteien typischer-
weise gerecht, soweit sie jeweils gleichgerichtete
Interessen verfolgen. Sobald jedoch gesellschaftliche
Widersprüche, Diskriminierung oder die Missachtung
von Minderheiten auch auf Themen, Forderungen und
Durchsetzungsenergie der Tarifparteien durchschlagen,
versagt die Vermutung, dass der Aushandlungs-Pro-
zess angemessene und interessengerechte Regelungen
produziert. Die Mechanismen der gesellschaftlichen
Ungleichheit machen ja auch vor den Tarifparteien und
den Tarifverhandlungen nicht Halt und können die Re-
präsentanz benachteiligter Interessen beeinträchtigen. 

Prüfungsgegenstand ist die tarifvertraglich vereinbarte
Entgeltregelung, also das Ergebnis des Aushandlungs-
prozesses. Mitunter findet sich, unter Bezugnahme auf
eine Formulierung des EuGH, die These, dass eine un-
terschiedliche Behandlung u.a. dann gerechtfertigt sei,
wenn sie in diskriminierungsfreien und ordnungsgemä-
ßen Tarifverhandlungen zustande gekommen ist.
Richtig ist, dass das Gleichbehandlungsgebot auch auf
den Prozess der Tarifverhandlungen ausstrahlt, was
etwa die Beteiligung von Frauen angeht. Doch gibt ein
korrektes Verfahren nicht etwa einen Freibrief für gleich-
heitswidrige Tarifnormen – wie umgekehrt auch ein
weniger korrekter Verfahrensablauf durchaus diskrimi-
nierungsfreie Ergebnisse produzieren kann.
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I. Anwendungsprobleme und
Handlungsempfehlungen

So einleuchtend jene Grundsätze sind, die Probleme
setzen bei der konkreten Handhabung an. Der Bericht
der Bundesregierung fasst zu Beginn des Kapitels über
die Diskriminierungsursachen (Kapitel 6, Seite 161 f)
die Anforderungen an diskriminierungsfreie Entgelt-
systeme zusammen, wie sie sich aus der Rechts-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs ergeben:
• Transparenz der Entgeltsysteme,
• gemeinsame Kriterien für die Arbeit von Männern

und Frauen,
• sachadäquate Orientierung der Kriterien an der 

„Art der in Frage stehenden Tätigkeit“,
• diskriminierungsfreie Auslegung der

Differenzierungsmerkmale,
• diskriminierungsfreie Struktur des Entgeltsystems 

in seiner Gesamtheit.

II. Wahl der Differenzierungs-
methode

Fast alle Tarifverträge bestimmen die Entgelthöhe nach
unterschiedlichen Arbeitsanforderungen. Dies ist je-
doch nicht die einzig denkbare Methode. Möglich wäre
es, auf Differenzierungen ganz zu verzichten. Das klingt
utopisch und liegt quer zum Zeitgeist; doch es kommt
vor, etwa in Betrieben mit egalitär-genossenschaftli-
chem Selbstverständnis. Die Rechtsordnung steht nicht
entgegen; die Verfassung gebietet nicht etwa, das Ar-
beitsleben am Leistungsprinzip auszurichten. Desglei-
chen können die Tarifvertragsparteien, wenn sie diffe-
renzieren, an anderen Merkmalen anknüpfen als an den
Arbeitsanforderungen: z.B. an die eingebrachte
Qualifikation.

Das Gleichbehandlungsgebot tritt erst beim nächsten
Schritt auf den Plan, etwa der Konkretisierung der un-
terschiedlichen Qualifikation. Auswahl und Definition
der vorhandenen und eingebrachten Kompetenz darf
sich nicht einseitig an Fähigkeiten orientieren, die in
männlicher Ausbildung und Erwerbsbiographie erwor-
ben werden. Sie darf weibliche Kompetenzen weder
unberücksichtigt lassen noch geringer bewerten.

Um dies beispielhaft zu erläutern: Tarifverträge, die die
Entgelthöhe allgemein und abstrakt am Bildungsab-
schluss fest machen, von der abgeschlossenen Lehre
bis zum akademischen Diplom, begegnen angesichts
der Präsenz von Frauen in den einzelnen Bildungs-
stufen keinen Bedenken. Probleme ergeben sich dage-
gen, wenn der Tarifvertrag an Abschlüssen in konkre-
ten Berufen beziehungsweise akademischen Fachrich-
tungen anknüpft, in denen Frauen aufgrund gesell-
schaftlicher und schulischer Prägung, aufgrund über-
langer Studiendauer oder in Folge anderer sozialer
Mechanismen der Vor-Auslese unterrepräsentiert sind.
So entsteht männliche Exklusivität.

III. Anforderungsbezogene
Entgeltdifferenzierung

Der tarifpolitische Regelfall ist die anforderungsbezoge-
ne Entgeltdifferenzierung. Entgelt und Eingruppierung
bemessen sich nach der Beanspruchung aus der über-
tragenen Arbeit, ohne Ansehung der Person.

Im Zuge der tarifpolitischen Entwicklung und ihrer ar-
beitswissenschaftlichen Begleitung haben sich in An-
lehnung an das sog. Genfer Schema vier Merkmals-
gruppen zur Bewertung der Arbeit und zur Bestim-
mung des Entgelts herausgebildet:
• Können,
• Verantwortung,
• Belastung,
• Umgebungseinflüsse.

Die arbeitswissenschaftliche Diskussion ist dabei nicht
stehen geblieben; sie hat inzwischen – auch unter
Gleichheitsgesichtspunkten – weitergehende Differen-
zierungen vorgelegt.

Kein Zweifel, je differenzierter die Kriterien der Arbeits-
beanspruchung sind, desto näher sind sie an der be-
trieblichen Wirklichkeit, desto genauer und authenti-
scher erfassen sie die wesentlichen Belastungen und
Anforderungen. Die Gefahr diskriminierender Unterbe-
wertung von Frauenarbeitsplätzen wird auf diesem
Wege verringert.

Richtig ist: Die Tarifvertragsparteien sind grundsätzlich
frei in der Auswahl, Zusammenfassung oder Ausfäche-
rung der Beanspruchungs-Merkmale. Es kann tarifpoli-
tischer Gestaltungswille sein, die Schwere der Arbeits-
belastung oder die Umgebungseinflüsse nicht als ent-
gelt-konstituierendes Kriterium zugrunde zu legen oder
nur noch marginal zu gewichten und vornehmlich auf
Verantwortung und Qualifikation abzustellen. 
Verfassung und EG-Vertrag schreiben keinen verbind-
lichen Kriterienkatalog vor.

Ungeachtet tarifpolitischer Gestaltungsfreiheit muss
man wissen: Jede Reduktion relevanter Kriterien
beschwört die Gefahr herauf, dass wesentliche Arbeits-
beanspruchungen nicht mehr erfasst werden. Häufig
geraten dabei Anforderungen aus dem Blick, die für
Frauenarbeitsplätze typisch sind. Unterfallen dem
Tarifvertrag, der vorrangig auf Verantwortung und Qua-
lifikation abstellt, z.B. auch Schreibarbeitsplätze, kön-
nen Minderbewertung von oder gar Verzicht auf die
Merkmale der Arbeitsschwere oder der Umgebungs-
einflüsse im Gesamtgefüge der von den Tarifvertrags-
parteien vereinbarten Entgeltdifferenzierung diskrimi-
nierend sein. Der reduzierte Kriterienkatalog entspräche
nicht dem Wesen der zu verrichtenden Arbeit.

Das Gebot der Arbeitsadäquanz verbietet es meines
Erachtens auch unter Gleichbehandlungsgesichts-



punkten, Faktoren wie die Arbeitsmarktlage oder die
Betriebstreue als Eingruppierungsmerkmal heranzuzie-
hen. Sie sind, gemessen an der allein relevanten Be-
ziehung zwischen dem Menschen und der übertrage-
nen Arbeit, sachfremde und diskriminierungsanfällige
Kriterien. Der Arbeitsmarkt reproduziert typischerweise
gesellschaftliche Vorurteile und Rollen-Zuschreibungen;
die Betriebstreue setzt Frauen in Folge häufiger Arbeits-
unterbrechungen zurück.

Beide Gebote – Anforderungsadäquanz und Vollstän-
digkeit – stehen in engem Zusammenhang. Hier, in
ihrer Missachtung, liegt regelmäßig eine Fehlerquelle,
wenn Tarifverträge beanstandet werden. Kein Wunder,
die über die Jahrzehnte entwickelten Kataloge der Ar-
beitsbewertung verleugnen nicht nur ihre Herkunft aus
der Produktion. Sie spiegeln in Auswahl, Definition und
Gewichtung das – meist unreflektierte – männliche
Vorverständnis von Schwere und Bedeutung der Arbeit
wider, z.B.:
• im Vorrang technischer vor kaufmännischen Berufen,
• in der Wertschätzung von Führungsverantwortung vor

pflegendem, zuwendendem oder auffangendem
Umgang mit Menschen,

• im religiösen wie proletarischen Ethos von harter
Muskelarbeit vor nervlicher, konzentrationsbedingter
oder geschwindigkeitsgetriebener Belastung

• oder im Mythos des einsam entscheidenden Helden
vor der Verlässlichkeit ausgeglichener Interaktion.

Dabei wissen wir doch seit langem, dass Verantwor-
tung für anvertraute Menschen – eine wesentliche
Kategorie in allen erziehenden, pflegenden und in
anderen personennahen Dienstleistungsberufen –, der
Umgang mit menschlichem Leid, kurzum soziale Kom-
petenz und interaktive Fähigkeiten nur vereinzelt Be-
rücksichtigung finden. Sie sind der hierarchisch defi-
nierten Verantwortung durchaus ebenbürtig. 

Des weiteren orientieren sich Fähigkeiten und Kennt-
nisse immer noch an vorgegebenen Ausbildungsgän-
gen unter den dort zu Grunde liegenden Berufsbildern.
Zwar ist es in den letzten zwanzig Jahren in fast allen
Tarifverträgen gelungen, die Exklusivität formaler Ab-
schlüsse zu überwinden und anderweitig erworbene
Erfahrung gleichzustellen – fraglos ein wichtiger Schritt
zu größerer Durchlässigkeit. Doch zum einen werden
vergleichbare Erfahrungen oftmals an unterschiedlich
lange Beschäftigungszeiten geknüpft; damit entsteht je
nach der Dauer der vorausgesetzten Berufszugehörig-
keit eine spezifische Hürde für Frauen, die in Folge
herrschender Rollenverteilung mit häufigen Unterbre-
chungen konfrontiert sind. Zum anderen fördert das
Kriterium der „vergleichbaren“ Berufserfahrung, wenn
es nicht näher erläutert ist, eine gegenständliche Ein-
schränkung auf die Inhalte des primär vorausgesetzten
Berufsabschlusses. Das bewirkt eine konservative
berufsfachliche Orientierung, die dem Wandel der

Arbeitsanforderung insbesondere in neuen Arbeits-
feldern oftmals nicht gerecht wird.

In die Wertschätzung beruflicher Erfahrung fließt nicht
selten die – vermeintliche – Tugend männlichen Aus-
harrungsvermögens ein. Überlange Zeiten der Be-
triebs- und Berufszugehörigkeit benachteiligen Frauen
auf Grund der ihnen nach wie vor zugemuteten Doppel-
rolle von Erwerbsarbeit und überwiegender, wenn nicht
alleiniger Zuständigkeit für Pflege-, Erziehungs- und
Reproduktionsarbeit. Überdies erscheinen Berufszeiten
etwa jenseits der 5-Jahres-Grenze nicht mehr funktions-
notwendig, um einen bestimmten Kompetenzgrad ver-
muten zu lassen.

Mittlerweile liegen beherzigenswerte Weiterentwick-
lungen des Genfer Schemas vor, die die Wahrneh-
mungsdefizite und dadurch bedingte blinde Flecken
vermeiden helfen, nicht zuletzt die durch das
Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Mann
und Frau initiierten Arbeiten. Nicht umsonst haben
inzwischen mehrere Gewerkschaften, etwa die IG-
Metall und ver.di bereits vor einiger Zeit Projekte zur
Überprüfung und Fortentwicklung der tarifvertraglichen
Entgeltstrukturen ins Werk gesetzt und sich dabei
moderner Varianten arbeitswissenschaftlicher
Bewertungsmethoden bedient.

IV. Der Streit ums Bewertungs-
verfahren

Damit ist zugleich die Kontroverse über die unterschied-
lichen Verfahren der Arbeitsbewertung angesprochen.
Verkürzt, ungeachtet aller Randunschärfen und Über-
schneidungen unterscheidet man zur Ermittlung der
Arbeitsanforderungen das summarische und das analy-
tische Verfahren.

Auch die Summarik bedient sich in der Regel der erör-
terten Kriterien der Arbeitsbewertung – Kenntnisse,
Verantwortung, Schwere, Umgebungseinflüsse –, doch
betrachtet und bewertet sie die Arbeit insgesamt, in
einer Gesamtschau. Das Ergebnis ist eine Rangfolge
der Arbeitsplätze oder deren Einordnung in einzelne
Stufen, die den vorgesehenen Entgeltgruppen entspre-
chen.

Das analytische Verfahren bewertet jedes einzelne Kri-
terium und bildet aus den Teil-Arbeitswerten sodann
den Gesamtarbeitswert. Wenn dem analytischen Ver-
fahren bisweilen das Prädikat einer wissenschaftlichen
Methode zuerkannt wird, ist dies zu hoch gegriffen.
Auch dieses Verfahren arbeitet mit Bewertungen und
Gewichtungen, die sich letztlich der wissenschaftlichen
Beweisführung entziehen. Doch es bietet den Vorteil
einer höheren Transparenz.

Kein Zweifel, das analytische Verfahren wird dem am
ehesten gerecht. Die Einzel-Analyse und -Bewertung
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legt die Maßstäbe offen, nach denen die Tarifparteien
die einzelnen Anforderungsarten bewertet haben. Auf
diese Weise lässt sich die tarifgerechte Eingruppierung
in den Betrieben besser überprüfen und der Einfluss
diskriminierender Wertungen, Vorurteile und Einseitig-
keiten leichter feststellen.

Doch wird man nicht so weit gehen können, die Sum-
marik auszuschließen. Die Tarifparteien können Gründe
haben, auf ein System der analytischen Arbeitsbewer-
tung zu verzichten; vielfach fehlen in den Betrieben die
notwendigen Erfahrungen und das Rüstzeug für eine
analytische Arbeitsbewertung, was der tarifvertrag-
lichen Gestaltung Grenzen setzt. Hinzu kommt, das oft-
mals Mischformen praktiziert werden, etwa dergestalt,
das in summarischen Verfahren neben der detaillierten
Aufgliederung der einzelnen Anforderungsarten auch
ihre Gewichtung festgehalten wird.

V. Verfahrensregeln

Die vorstehenden Überlegungen leiten über zur Not-
wendigkeit, Verfahrensregeln zur Verwirklichung der
Gleichbehandlung zu entwickeln.

Die Bundesregierung vertritt die These, mit dem EG-
Anpassungsgesetz von 1980 alles getan zu haben, um
den Anforderungen des Art. 119, jetzt: 141 EGV und

den Auflagen der Lohngleicheits-Richtlinie (Rl 75/117)
gerecht zu werden. Die Kommission sah dies ursprüng-
lich anders. Immerhin erwartet die Lohngleichheits-
richtlinie von den Mitgliedsstaaten „wirksame Mittel“,
um für die Einhaltung des Gleichbehandlungsgebots
Sorge zu tragen, Art. 6. Ob die individuelle Klagebefug-
nis einschließlich des gesetzlichen Maßregelungsver-
bots und der Beweislastregelung diese Erwartungen
erfüllt, kann bezweifelt werden.

Jedenfalls sollten die Ergebnisse des aktuellen Berichts
der Bundesregierung Anlass sein, die Durchsetzung
gleichen Entgelts durch spezifische Verfahrensvor-
schriften zu erleichtern. Sinnvoll, ja notwendig ist es,
ArbeitnehmerInnen, Betriebs- und Personalräten, den
Tarifvertragsparteien sowie Verbänden, die sich nach
ihrem satzungsrechtlichen Zweck der Gleichbehand-
lung der Geschlechter verschrieben haben, das Recht
zu geben, bestehende tarifvertragliche oder betriebli-
che Entgeltsysteme auf ihre Diskriminierungsfreiheit
überprüfen zu lassen und im Falle von Verstößen in
einem im Einzelnen festzulegenden Verfahren Korrek-
turen einzuleiten. Ich beziehe mich dabei auf einen
Entwurf, den Heide Pfarr vor einigen Monaten entwik-
kelt hat. Der Vorteil einer solchen Regelung liegt darin,
dass das Verfahren am Ende in eine kollektive Überprü-
fung und gegebenenfalls neue Regelung mündet. Die
individuelle Klagebefugnis bleibt davon unberührt.



Der Status Quo

Ungleiches Entgelt bei gleichwertiger Arbeit ist ein
Diskriminierungsproblem, das tief in die Struktur von
Entgeltsystemen eingebettet ist. In der Bundesrepublik
Deutschland betrifft das insbesondere die Tarifverträge,
weil viele Entgeltsysteme tariflicher Natur sind. Statt
punktueller Antworten ist daher eher eine strukturelle
Antwort gefragt. Wie alle Mitgliedsstaaten der EU ist
auch die Bundesrepublik Deutschland dazu verpflichtet,
den Rechtsanspruch auf  Entgeltgleichheit zu verwirk-
lichen.

Grundsätzlich gibt es folgende Möglichkeiten staat-
licher Initiativen: 

• Verbesserung des klagenzentrierten Weges, 
• Schaffung von Institutionen,
• Sozialgütesiegels,
• Schaffung von Verfahrensgesetzen, 
• Handeln im eigenen Hause.

Der klagenzentrierte Weg

Beim klagenzentrierten Weg, wie er in der Bundes-
republik Deutschland und in den meisten EU-Mitglieds-
staaten gegangen wird, wehren sich Einzelne mittels
einer Klage vor Gericht gegen die strukturelle Form der
Entgeltdiskriminierung. Sie müssen mit ihrer indivi-
duellen Klage gegen den Arbeitgeber vorgehen, was
große Hemmschwellen in sich birgt. Oft finden solche
Klagen dort statt, wo eine größere Distanz zum Arbeit-
geber und weniger Angst vor potentiellen Nachteilen
besteht; also zum Beispiel weniger in der Privatwirt-

schaft, sondern eher im öffentlichen Dienst oder im
gekündigten Arbeitsverhältnis.  

Zumindest bedarf es einer Verbesserung der klagenzen-
trierten Wege:

• Zulassung von Verbänden zur Klage. Nicht mehr die
einzelne Frau oder der einzelne Mann klagt gegen den
Arbeitgeber, sondern der Verband – zum Beispiel ein
Frauenverband. 

• Zulassung von Gruppen zur Klage. Das bedeutet nicht
nur, dass – wie in den 70er Jahren – „halbe Betriebe“
gemeinsam zur Einzel-Klage schreiten, sondern zum
Beispiel so wie in den USA im Rahmen von „class
action“ eine Klage eine Gesamtheit von Personen
erfasst. So muss sich nicht jeder Einzelne direkt
gegen den Arbeitgeber oder den Tarifvertrag wenden.

• Einrichtung von unterstützenden Institutionen. 

Konferenzen wie „Equal Pay“ sind ein guter Start, die
Probleme zu analysieren, nach Lösungswegen zu
suchen und internationale Einblicke zu erhalten. Letzt-
endlich ist aber insbesondere auch der Staat zum Han-
deln aufgefordert. So gibt es zum Beispiel eine noch in
der Umsetzung befindliche, neue europäische Richtlinie
zur Gleichbehandlung (RL 2002/73/EG), die auch für
den Bereich des Arbeitsentgelts gilt. Diese Richtlinie
spricht beispielsweise ein Verbandsklagerecht an. 

Schaffung von Institutionen

Eine Institution in diesem Bereich muss hoch speziali-
siert sein, um adäquat mit dem komplexen Thema dis-
kriminierungsfreier Arbeitsbewertung umgehen zu kön-
nen. Sie sollte einerseits staatlich finanziert, anderer-
seits staatlich unabhängig sein. Sie muss aktiv sein –
dazu gehört auch ein ausreichendes finanzielles Bud-
get. Zu den Aufgaben einer solchen Institution gehören
spezialisierte und unabhängige Forschung, Datensamm-
lung, Information, Öffentlichkeitsarbeit, Schulung,
eventuell Kontrolle und/oder sogar eine Klagebefugnis. 

• Beispiele aus Ontario zeigen, wie erfolgreich auch zu
diesem als schwierig geltenden Thema Öffentlich-
keitsarbeit praktiziert werden kann. Dort wurde zum
Beispiel mit einprägsamer Plakatwerbung auf Entgelt-
ungleichheiten aufmerksam gemacht. So werden
auch Menschen ohne große Vorkenntnisse für das
Thema sensibilisiert. Weiterhin bietet die entspre-
chende Institution in Ontario laufend Schulungen für
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Personalverantwortliche der Arbeitgeberseite und für
Arbeitnehmervertreter an. In diesen Kursen vermitteln
Fachleute Grundlagen über diskriminierungsfreie Ar-
beitsbewertung. Solch ein Angebot wäre in Deutsch-
land zudem auch für Tarifkommissionen im Vorfeld
von Verhandlungen sinnvoll, ohne dass dadurch die
Tarifautonomie angetastet würde.

• Je nach gesetzlicher Grundlage des jeweiligen Landes
verfügen manche solcher Institutionen zudem über
gewisse Kontrollmöglichkeiten, können zum Beispiel
direkt in die Betriebe gehen. 

• Klagebefugnis: Eine Institution könnte auch die Befug-
nis bekommen, selbst zu klagen. 

• In Ontario gibt es ein weiteres interessantes Beispiel:
eine spezialisierte, staatlich finanzierte „Anwaltschaft“,
die in ausgesuchten Fällen einzelne Klägerinnen
rechtlich unterstützt.

Die Schaffung einer Institution ist gemeinschaftsrecht-
lich vorgesehen. Schon in der Entgeltgleichheits-Richt-
linie 75/117/EWG ist zu lesen, dass „zuständige Stellen“
mit dem Thema befasst werden. Die neue Gleichbe-
handlungs-Richtlinie RL 2002/73/EG konkretisiert, dass
jeder Mitgliedsstaat spezialisierte Stellen zur Durch-
setzung der Gleichbehandlung benennen oder schaffen
muss. 

Sozialgütesiegel

Allgemein bekannt sind Öko-Auditsysteme und ISO-
Normen. Als zusätzliche, erfolgversprechende Maß-
nahme auf dem Weg zur Entgeltgleichheit wird nun
auch ein Sozialgütesiegel oder Gleichstellungs-Audit
diskutiert. Beispielsweise hat die Bundesregierung im
Rahmen der Debatte zum „Grünbuch Corporate Social
Responsibility“ der EU-Kommission ein freiwilliges
Verfahren für ein Sozialgütesiegel zur Schaffung eines
diskriminierungsfreien Arbeitsumfeldes befürwortet.
Auch zwingende gesetzliche Vorgaben, wie gleiches
Entgelt für gleichwertige Arbeit, könnten in den Krite-
rienkatalog eines solchen Gütesiegels aufgenommen
werden. Damit würden sie nicht abgeschwächt, sondern
mit einer zusätzlichen Motivation zur Verwirklichung
versehen. 

Schaffung von Verfahrensgesetzen

Erfordert ein systematisches, strukturelles Problem
nicht auch eine systematische Lösung? In den Nieder-
landen hat, wie wir auf dieser Konferenz gehört haben,
die Regierung die Tarifvertragsparteien ermahnt, ihre
Verantwortung wahrzunehmen. Diese haben daraufhin
gehandelt und eine Checkliste entwickelt, die in der
Praxis angewandt wird. In der Bundesrepublik Deutsch-
land bin ich mir nicht so sicher, dass Ermahnung aus-
reicht: die gesetzlichen Vorgaben sind schon seit Jahr-
zehnten in Kraft, ohne dass wesentliche Fortschritte
erzielt worden wären. 

Auf einer Veranstaltung der Aktion Robert Schuman in
Potsdam mit den jeweiligen Tarifvertragsparteien aus
den Bereichen öffentlicher Dienst und Metallindustrie
fokussierte sich die Problematik der Entgeltgleichheit
schnell auf den Punkt „Wer soll das bezahlen?“. Die
Gewerkschaften sahen dies als klare Pflicht der Arbeit-
geber. Die Arbeitgebervertreter betonten zwar ihre
Offenheit für eine Gleichstellung, aber auch, dass die
Arbeitgeber über ein bestimmtes, veranschlagtes
Budget hinaus nichts tun könnten. Vor diesem Hinter-
grund wäre eine gesetzlich unterstützte Vorgehens-
weise hilfreich, wie auch die Beispiele Ontario oder
Schweden zeigen. Auf Deutschland übertragen bedeu-
tete dies, dass ein strukturelles Problem auf strukturelle
Weise gelöst wird, dass die Tarifvertragsparteien als
Verantwortliche in die Pflicht genommen werden und
dass konkrete, aber angemessene Zeitvorgaben ge-
macht werden, zum Beispiel zwei bis drei Jahre. In die-
ser Zeit muss analysiert werden, welche
Diskriminierungen bestehen, es muss verhandelt und
es müssen Ergebnisse erzielt werden. 

Handeln im eigenen Haus

Der Staat ist als Arbeitgeber EG-rechtlich besonders zur
Umsetzung der Entgeltgleichheit verpflichtet. Er sollte
innerhalb kürzester Zeit für die Entgeltsysteme des
öffentlichen Dienstes – seien sie tariflicher oder gesetz-
licher Natur – diskriminierungsfreie Alternativen konzi-
pieren, im Falle von Tarifverträgen verhandeln und
schließlich anwenden. Neben der existierenden EG-
rechtlichen Verpflichtung wäre damit auch ein gutes
Vorbild für die Privatindustrie gegeben, eigene An-
strengungen zu unternehmen und dem Beispiel zu 
folgen.



Lohngleichheitsgesetz der Provinz
Ontario

Die Präambel des Lohngleichheitsgesetzes der Provinz
Ontario enthält zwei wesentliche Aussagen: Erstens, es
ist proaktiv. Das bedeutet, die Menschen müssen han-
deln, um Entgeltgleichheit bei gleichwertiger Arbeit
herzustellen. Zweitens ist  „systembedingte“ Diskrimi-
nierung nicht notwendigerweise eine Frage von Schuld,
Fehlern oder Intention. Vielmehr geht es dabei um glei-
che Entlohnung für frauen- bzw. männerdominierte
Tätigkeitsbereiche bei gleichwertiger Arbeit. Die Ge-
setzgebung ist bindend für alle Arbeitgeber im öffent-
lichen und privaten Sektor mit mehr als 100 Beschäf-
tigten. Sie ist weniger bindend für Unternehmen mit
geringerer Mitarbeiterzahl und überhaupt nicht für
Unternehmen mit weniger als zehn Beschäftigten. Dies
ist als Schwachpunkt zu werten. 

Alle Beschäftigten werden vom Gesetz erfasst, egal ob
es sich um Vollzeit- oder Teilzeitkräfte oder um saisona-
le Arbeitskräfte handelt. Auch außertarifliche Zuwen-
dungen werden berücksichtigt. Männliche und weibli-
che Arbeitsplatzklassen (job classes) sind prozentual
definiert. Frauendominierte Arbeitsfelder haben einen
Mindestanteil von 60 Prozent Frauen oder sind tradi-
tionelle oder stereotype Frauenjobs. So können Arbeit-
geber nicht einfach durch die Veränderung der Zu-
sammensetzung der Belegschaft die Gesetzgebung
umgehen. 
In männerdominierten Gruppen arbeiten mindestens
70 Prozent Männer. Auch eine einzelne Person kann
eine Arbeitsplatzklasse darstellen, das heißt, ein einzel-
ner Mann in einem Arbeitsgebiet kann als Vergleichs-
basis dienen.  

Der Gesamtwert der Arbeit wird als eine Kombination
aus Wissen, Können, Fertigkeiten, Anstrengungs- und
Belastungsanforderungen, Verantwortung und Umge-
bungsbedingungen definiert. Beim Vergleich muss ein
geschlechtsneutrales Bewertungssystem benutzt wer-
den. Die Wahl des konkreten Systems ist nicht vorge-
schrieben. Das Schiedsgericht für Entgeltgleichheits-
fragen (Pay Equity Hearings Tribunal) entwickelte
Richtlinien für die Praxis, mit denen überprüft werden
kann, ob eine Arbeitsbewertungsmethode geschlechts-
neutral ist oder nicht. 

Die Gesetzgebung legt auch Methoden des Vergleiches
fest. In der ursprünglichen Fassung von 1987 gab es
nur eine Methode, den Job-to-Job-Vergleich, bei dem
zum Beispiel die Krankenschwester mit dem Polizisten
verglichen wurde. Es gibt jedoch viele frauendominier-
te Arbeitsplätze, zu denen eine männliche Vergleichs-
basis fehlt. In Studien, die nach dem Gesetz erforder-
lich waren, wurde ermittelt, inwieweit diese frauendo-
minierten Arbeitsplätze vom Gesetz abgedeckt werden,
und welche weiteren Maßstäbe angewendet werden
könnten. Auf Grundlage dieser Studienergebnisse
wurde das Gesetz 1993 um zwei zusätzliche Methoden
des Vergleiches ergänzt:

• Beim proportionalen Vergleich werden für frauendo-
minierte und männerdominierte Job-Kategorien
Entgeltkurven angefertigt und in ihrer Gesamtheit ver-
glichen. Für männliche und weibliche Arbeitsplatz-
klassen wird üblicherweise jeweils eine Lohnkurve auf
Basis der Gehälter und des Arbeitswertes entwickelt. 

• Beim Stellvertreter-Vergleich (proxy-Methode) dient
ein „Frauenarbeitsfeld“ einer anderen Einrichtung als
Vergleichsmaßstab für gleichwertige Arbeit. Ein Kinder-
garten beispielsweise, der nur weibliche Angestellte
und somit keine männliche Vergleichsperson hat, kann
sich mit einem Kindergarten vergleichen, in dem eine
Vergleichsperson (-gruppe) gefunden wurde. Dieses
Verfahren wird nur im öffentlichen Dienst angewen-
det, nachdem es von einem Beamten oder einer
Beamtin der Gleichstellungskommission angeordnet
wurde.

Die Gewerkschaften in Ontario waren stark an der Ein-
forderung dieses Gesetzes beteiligt. Die Gesetzgebung
besagt ausdrücklich, dass die Gewerkschaften in die
Verhandlungen zur Entgeltgleichheit mit einbezogen
werden müssen. Dieser Prozess verläuft jedoch nicht
im Rahmen der normalen Tarifverhandlungen. In gutem
Glauben werden die Entgelterhöhungen zwischen

48

Gesetzliche Maßnahmen zur

Entgeltgleichheit: das Beispiel „Ontario“

P R O F.  D R .  P A T  A R M S T R O N G   Y O R K  U N I V E R S I T Y,  K A N A D A



49

Gewerkschaften und Arbeitgebern verhandelt, und
nachdem die Entgelte für gleichwertige Arbeit festge-
legt worden sind, werden diese in die Tarifverträge ein-
gebaut.

Verfahren zur Lohnangleichung
und administrative Umsetzung 
Alle Unternehmen mit mehr als 100 Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern müssen Pläne zur Lohnangleichung
entwickeln. Der Prozess der Entwicklung und Umset-
zung dieser Pläne unterliegt gesetzlichen Regelungen
und beinhaltet eine Reihe von Schritten, die befolgt
werden müssen. Dazu gehören auch bestimmte Zeit-
rahmen oder spezielle Sanktionen. Die Entgeltgleich-
heit wird als umgesetzt anerkannt, wenn ein Lohnan-
gleichungsplan vorliegt und entsprechende Zahlungen
erfolgt sind – es sei denn, es werden von Arbeitgebern
oder Arbeitnehmern Beschwerden beim Schiedsgericht
für Entgeltgleichheitsfragen eingereicht. 

Eine Kommission, die zwar von der Regierung finan-
ziert, ansonsten aber unabhängig ist, überwacht die
Ausführung des Gesetzes. Sie berät, bildet aus, bewer-
tet und gibt entsprechende Anweisungen zur Umset-
zung. Ihre Kontrollbeauftragten sind mit beträchtlichen
Vollmachten ausgestattet. Bei etwaigen Uneinigkeiten
wird das Problem an das Schiedsgericht übergeben.
Dessen Entscheidungen sind bindend. 

Schlussfolgerungen zum Beispiel
„Ontario“
• Die Überwachung durch eine unabhängige Kommis-

sion und ein unabhängiges Schiedsgericht mit kom-
petenten ExpertInnen für Entgeltgleichheit sind unver-
zichtbare Bestandteile des Modells. Die Etablierung
dieser unabhängigen Gremien und damit Stärkung
der Gesetzgebung waren sehr wichtig für die Gewerk-
schaften. 

• Im Gesetz wird ausdrücklich anerkannt, dass systema-
tische Diskriminierungen bestehen und dass bei der
Lösung des Problems alle Parteien mitwirken müssen.
(In der Praxis zeigte sich, dass die frauendominierten
Gewerkschaften erfolgreicher in der Verhandlung von
Lohnerhöhungen waren als andere Gewerkschaften).

• Direkte Vergleiche von Arbeitsplätzen stellen den kom-
pliziertesten Weg dar, der zu uneinheitlichen Ergeb-
nissen und größeren Kontroversen führen kann. (Die
ausgewählte Methode für einen Job-to-Job-Vergleich
und deren Anwendung kann zu Ungerechtigkeiten
führen, und die Ergebnisse hängen stark davon ab,
wer für den Vergleich ausgewählt wird.) In den meisten
Fällen ist der proportionale Vergleich die bessere
Methode.

• Es wird immer schwieriger zu erreichen, dass die Vor-
schriften zur Entgeltgleichheit eingehalten werden,
besonders vor dem Hintergrund enormer Umstruktu-
rierungen. So gehen immer mehr Menschen aus

einem festen Arbeitsverhältnis in die Selbstständig-
keit und kommen nicht mehr in den Genuss der Ge-
setzgebung. Fremdvergaben und Privatisierungen
werden regelrecht zum Unterlaufen der Lohnverein-
barungen und zur Umgehung der gesetzlichen Vor-
schriften genutzt.

• Die Gesetzgebung bedarf konstanter Überprüfung
und Weiterentwicklung. In Ontario brachte eine starke
Lobby für Entgeltgleichheit Gewerkschaften, Frauen-
organisationen und kommunale Organisationen zu-
sammen. (Diese Gruppe arbeitete schon zehn Jahre,
bevor das Gesetz in Kraft trat, zusammen und ist
heute weiter aktiv – besonders was die Entwicklung
eines geschlechtsneutralen Bewertungssystems an-
geht –, da immer wieder neue Fragen und Probleme
gelöst werden müssen).

• Das Lohngleichheitsgesetz muss ständig gegen An-
griffe verteidigt werden. Als in Ontario eine konserva-
tive Regierung ins Amt kam, wurde eine umfangrei-
che neue Gesetzgebung, das Omnibusgesetz, verab-
schiedet. Dabei wurde der Stellvertretervergleich
(proxy-Methode) wieder rückgängig gemacht. Darauf-
hin hat eine große Gewerkschaft die Gesetzgebung
nach der kanadischen „Charter of Rights and Free-
doms“ angefochten, indem sie damit argumentierte,
dass die Stellvertretung erhalten bleiben und dass die
Zahlungen weiter erfolgen sollten. Diese Anfechtung
war erfolgreich, und die proxy-Methode gilt noch
immer.



Ingrid Weber, Deutscher Juristinnenbund, 

möchte wissen, wie die Entgeltgleichheit in Ontario
konkret umgesetzt wurde: Mussten die Arbeitgeber
mehr Geld ausgeben, um unterbezahlte Frauen gerecht
zu entlohnen, oder wurden bei gleicher Lohnsumme
des Betriebes Männerjobs geringer bezahlt, um eine
Gleichheit herzustellen? Die Frage der Finanzierung sei
in der Bundesrepublik das Hauptproblem der Tarifver-
tragsparteien.

Prof. Dr. Pat Armstrong, York University, Canada

hat keine umfassenden Informationen dazu, wie die
Entgeltgleichheit in jedem Arbeitsbereich etabliert
wurde. Das Gesetz verbiete die Absenkung der Löhne
in männlichen Arbeitsbereichen bei der Herstellung
von Lohngleichheit. In einigen Fällen seien Löhne von
Männern eingefroren worden. Die Arbeitgeber seien
mehrheitlich der Ansicht, die Arbeitsbewertungs-
systeme hätten ihnen geholfen und die Bedingungen
hätten sich verbessert. Andere Arbeitgeber hätten –
anders als viele Arbeitnehmer – die Auffassung vertre-
ten, dass Lohngleichheit existiere und kein Handlungs-
bedarf bestehe. (Den Arbeitnehmern an nicht gewerk-
schaftlich organisierten Arbeitsplätzen habe sowohl die
Macht als auch die Fachkenntnisse gefehlt, um sich
systematisch zu beschweren.)

Monika Döschner, Bayer AG und IG-Bergbau Chemie

Energie,

verweist auf den 13 Entgeltgruppen umfassenden Bun-
desentgelttarifvertrag der Chemiebranche. Dort gebe es
verifizierte Richtbeispiele für die Tätigkeiten in den ein-
zelnen Entgeltgruppen. Es fehlten allerdings systemati-
sche Methoden der analytischen Arbeitsbewertung, die
in allen Vorträgen der Konferenz als Königsweg zur Er-
reichung der Entgeltgleichheit dargestellt wurden. Frau
Döschner fragt nach, ob es andere Wege gebe oder ob
dies unabdingbar sei? Denn bei diesem Weg müssten
nicht nur die Arbeitgeber, sondern ganze
Tarifkommissionen, alle Kolleginnen und Kollegen
überzeugt werden. 

Dr. Regine Winter, Europäischer Gerichtshof,

meint dazu, dass ein Entgeltsystem das Wesen der Ar-
beit abbilden und transparent sein müsse. Nur so sei
zu erkennen und letztendlich auch vor Gericht festzu-
stellen, ob diskriminiert werde oder nicht. Am Beispiel
Ontario habe sie erfahren, dass so ein System nicht nur
analytisch, sondern auch summarisch sein könne.
Diesbezüglich sei sie selbst jedoch skeptisch. Trans-
parenz im geforderten Sinne biete eigentlich nur die
Analytik. Fraglich sei, ob ein transparentes „summari-

sches System“ letztlich noch summarisch sei. Die
Analytik sei zwar nicht einfach, aber doch beherrsch-
bar. In Ontario hätte beispielsweise die Gewerkschaft
der Metallarbeiter selbst ein System entworfen, wel-
ches sie in Form einer Diskettenpräsentation an Arbeit-
geber verkauft hätte. Damit könnten auch alle Arbeit-
nehmerInnen leicht nachvollziehen, wo sie im Entgelt-
system stehen bzw. zu stehen hätten. 

Anne Jenter, DGB Bundesvorstand,

bemerkt, wenn Frauen im Durchschnitt weniger ver-
dienten als Männer, würde ihre traditionelle Rolle stabi-
lisiert. Es bleibe schließlich derjenige zu Hause, der we-
niger verdient. Wichtig erscheint, dass auch gesetzliche
Vorgaben Motor für die Tarifvertragsparteien darstell-
ten, sich dem Ziel der Entgeltgleichheit zu verschrei-
ben. Beim DGB-Bundeskongress sei ein gleich-
stellungspolitisches Aktionsprogramm für das Jahr
2003 beschlossen worden, welches jetzt umgesetzt
werden müsse. Darin sei Entgeltgleichheit ein wichti-
ges Handlungsfeld. Frau Jenter interessiert, welches
der richtige Einstieg für die Bundesrepublik Deutsch-
land sei, um mit Unterstützung des Gesetzgebers vor-
anzukommen? 

Prof. Dr. Heide Pfarr, Geschäftsführerin der 

Hans-Böckler-Stiftung und Arbeitsrechtlerin,

betont, dass abgesehen vom Staat auch Einzelne etwas
tun könnten, wie zum Beispiel die Equal Pay Coalition
in Ontario. Eine Koalition, die versuche, ihre Kräfte zu
bündeln, könne einiges erreichen. Das Beispiel Ontario
zeige ferner, dass das Gesetz beschützt werden müsse.
So brauche auch und gerade eine Regierung, die sich
Frauenfragen auf ihre Fahnen geschrieben habe, viel
Unterstützung, beispielsweise in Form kritischen Drucks.
Alle seien aufgerufen, dies aktiv zu unterstützen.
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Marlies Diepelt, Gleichstellungsbeauftragte RWTH

Aachen und Universitätsklinikum Aachen,

gibt zu bedenken, dass Frauen, die ihre Familienpause
nehmen, bei ihrem Wiedereinstieg weniger Geld erhiel-
ten. Wenn sie als Teilzeitkräfte wieder einstiegen, wür-
den ihnen Funktionszulagen, die sie früher bekommen
hätten, gestrichen. Wie könne solchen Ungerechtigkei-
ten und Diskriminierungen vorgebeugt werden? Die
vorhandenen Gesetze griffen ihrer Meinung nach hier
nicht umfassend.

Dr. Detlef Hensche, Ver.di, 

merkt zum analytischen Verfahren an, dass Gerechtig-
keit oder Vergleichbarkeit der Eingruppierung und
Entgelthöhe nur überprüft werden könnten, wenn be-
kannt sei, welche Faktoren mit welchem Gewicht maß-
gebend seien. Er hält daher eine Arbeitsplatzanalyse
und das analytische Verfahren für notwendig. Nur so
ließe sich Transparenz herstellen. Allerdings könnten
auch transparente Verfahren diskriminierende Ergeb-
nisse produzieren und umgekehrt. Zudem gebe es
Zwischenstufen. Man könne mit der Summarik begin-
nen, dann die einzelnen Bewertungsfaktoren konkret
benennen und ihnen schließlich Gewichtungen zu-
schreiben. Das sei dann schon an der Grenze zum ana-
lytischen Verfahren. Dr. Hensche empfiehlt dringend, in
den Betrieben das Handwerkszeug bereitzustellen, um
die Durchschaubarkeit der Tarifverträge zu sichern. 
Er hält überlange Betriebsbindung für einen Diskrimi-
nierungsfaktor. Wenn ferner Tarifverträge bestimmte
Zeitvolumen voraussetzten, um in eine höhere Stufe zu
kommen, so müssten spezifische Formen, die eben auf-
grund gesellschaftlicher Rollenverteilung den Frauen
zugeschrieben seien, im Rahmen außerbetrieblicher
Arbeit angerechnet werden. 

Prof. Dr. Heide Pfarr, Geschäftsführerin der 

Hans-Böckler-Stiftung und Arbeitsrechtlerin,

meint zur Erreichbarkeit ihres Gesetzentwurfes, dass
selbst diejenigen, die guten Willens seien, für die
Umsetzung ein Verfahrensgesetz bräuchten. Bisher
habe der Gesetzgeber in dieser Richtung wenig unter-
nommen und es mache auch nicht den Eindruck, dass
in der nächsten Legislaturperiode schnelle und wun-
derbare Verbesserungen zu erwarten seien – weder
was ein Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft
angehe, noch ein Entgeltgleichheits-Durchsetzungs-
gesetz. Daher versuche sie zur Zeit, weibliche und
männliche Kollegen in den Gewerkschaften davon zu
überzeugen, dass ihnen ein solches Gesetz nicht etwa
Rechte nehmen, sondern vielmehr ermöglichen würde,
in einer nichtdiskriminierenden Weise ihre Rechte
durchzusetzen. Daher sei dieses Gesetz auch noch nicht
veröffentlicht. Sie bemühe sich vorab, die Gewerk-
schaften, insbesondere die gewerkschaftlichen Tarif-
kommissionen, auf diese Regelung einzuschwören

sowie Rückmeldungen und Verbesserungsvorschläge
zu erhalten.

Gisela Beyer, Verband aktiv-unabhängiger Frauen,

weist darauf hin, dass seit 1975 die Lohngleichheitslinie
existiere, die unter anderem diskriminierungsfreie Tarif-
verträge verlange. Zudem werde gefordert, dass die
Regierungen der Mitgliedsstaaten Maßnahmen einlei-
ten, damit diskriminierende Tarifverträge verschwinden
oder als nichtig erklärt werden. Sie möchte dazu wis-
sen, welche Sanktionen die EU verhänge und wie sich
die Regierung verhalte?

MR Janny Dierx, Commissie gelijke behandeling

(„Kommission Gleichbehandlung“), Niederlande, 

hat eine Nachfrage zu der von Frau Dr. Winter hervor-
gehobenen „class action“. Es gebe eine Tendenz, Ent-
scheidungen zu treffen, ohne vorab den Europäischen
Gerichtshof zu befragen. Dies könnte durch class action
verbessert werden. Für eine Organisation wie die
„Commissie gelijke behandeling“ wäre es beispiels-
weise hilfreich, Zugang zum Europäischen Gerichtshof
zu haben. Frau Dierx möchte wissen, wie die Chancen
für eine derartige Vorgehensweise sind. 

Dr. Karin Tondorf, Forschung und Beratung 

zu Entgelt- und Gleichstellungspolitik, 

ergänzt, dass in Deutschland noch überwiegend mit
dem Job-to-Job-Vergleich gearbeitet werde. – In
Deutschland gebe es wie auch in anderen Ländern
sogenannte Frauenberufe, wie Arzthelferinnen, Friseu-
rinnen, Anwaltsgehilfinnen, die sehr schlecht bezahlt
seien. Frau Prof. Armstrong habe den proportionalen
Vergleich angesprochen. Wie könnte für solche Bereiche,
unabhängig von der Betriebsgröße, vorgegangen wer-
den, um Ungleichheiten sichtbar zu machen? Wer soll-
te wie mit wem verglichen werden? Bezüglich der
proxy-(Stellvertreter) Methode fragt sie nach, wie große
Frauenbereiche, die möglicherweise diskriminiert
seien, mit anderen Frauenbereichen, die möglicher-
weise ebenfalls diskriminiert seien, verglichen werden
könnten. 

Dr. Regine Winter, Europäischer Gerichtshof,

erläutert als Antwort auf die Frage nach Möglichkeiten
des Zugangs zum Europäischen Gerichtshof für Orga-
nisationen wie die „Commissie gelijke behandeling“
zunächst, dass es nur begrenzte direkte Klagemöglich-
keiten gebe, von denen diesbezüglich keine in Frage
komme. Sie weist jedoch u.a. auf das dem Gerichtshof
vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung in der
Rechtssache C-459/99 (MRAX) hin, in der eine nach 
belgischem Recht klageberechtigte Organisation Partei
des Ausgangsrechtsstreits sei und somit daran mitge-
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wirkt habe, dass bestimmte Fragen den Gerichtshof
erreichen.

Prof. Dr. Pat Armstrong, York University, Canada,

ergänzt einige relevante Aspekte: Arbeitsbewertung
zum Zweck der Entgeltgleichheit müsse nicht unbe-
dingt Bestandteil von Kollektivverträgen sein. Gleich-
stellung bei der Beschäftigung in Bezug auf die Frage,
wer den Job bekommt, sei ein weiterer wichtiger
Punkt, der in Kanada jedoch noch nicht in Form eines
Gesetzes durchgesetzt werden konnte. NGO’s seien oft-
mals Teil der Stellvertreter-Vergleiche. Außerdem seien
viele von ihnen aktiv an der Koalition für Entgeltgleich-
heit beteiligt.
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Dr. Karin Tondorf, Forschung und Beratung zu Entgelt-

und Gleichstellungspolitik 

Das Hauptproblem besteht für Deutschland, vermutlich
auch für andere Länder, darin, dass das Wissen über
die Gleichstellungsthematik noch sehr unterentwickelt
ist. Betroffene Frauen, Arbeitgeber und Gewerkschaften
haben noch kein Problembewusstsein dafür, was mittel-
bare Lohndiskriminierung ist. Außerdem herrschen
große Akzeptanzdefizite, die auf Rollenstereotypen wie
geschlechterspezifische Zuweisung von Berufsrollen,
Eigenschaften oder Fähigkeiten beruhen. Von Seiten
der Gewerkschaften befürchtet man Interessenkonflikte
zwischen männlichen und weiblichen Mitgliedern, denn
möglicherweise werden einige männerdominierte Tä-
tigkeiten abgewertet. Auf Seiten der Arbeitgeber ist die
Arbeitsbewertung auch eine ideologische Frage. Das
größte Hemmnis bei der Durchsetzung der Entgelt-
gleichheit, egal ob in der Privatwirtschaft oder im
öffentlichen Dienst, sind jedoch ökonomische Inter-
essen. 

Karl Osterberger, Geschäftsführer Volkshilfe O.Ö.,

Österreich

Widerstände im eigenen Lager hat es in der Volkshilfe
eigentlich nicht gegeben. Wir wollten überprüfen, ob in
unserer eigenen Organisation eine Diskriminierung vor-
liegt. In einer NGO mit einem Frauenanteil von über 
91 Prozent sollte dies eigentlich nicht der Fall sein. Das
Projekt FABA hat uns eines Besseren belehrt. Im Zuge
dieses Projektes, das sich mittlerweile über zwei Jahre
erstreckt, sind Diskriminierungsaspekte aufgetaucht.

Diese werden jetzt analysiert, und es wird an einer
neuen Betriebsvereinbarung sowie Gehaltsstruktur ge-
arbeitet.

FABA war das erste Modell im Non-Profit-Bereich in
Österreich. Es hat einen Ansatz zur Arbeitsbewertung

in der Gewerkschaft publik gemacht, jedoch noch kei-
nen Einfluss auf die Kollektivvertragsverhandlungen für
den Sektor der Gesundheits- und Sozialdienste ausge-
übt. In Österreich gab es für diesen Sektor bisher keinen
Kollektivvertrag. Nach fünfjährigen Verhandlungen wird
ein solcher voraussichtlich zum Januar 2003 in Kraft
treten. Dort sind erste Ansätze zur Arbeitsbewertung
integriert, aber leider noch nicht zur vollen Zufrieden-
heit. 

Jörg Wiedemuth, Leiter der Tarifpolitischen

Grundsatzabteilung, Ver.di, Berlin

Zur Zeit werden die Tarifverträge im öffentlichen Dienst
daraufhin überprüft, ob sie Entgeltgleichheit verbürgen.
Auch in dem großen Tarifprojekt „Modernisierung des
öffentlichen Dienstes“ wird die Frage der Entgeltgleich-
heit eine wichtige Rolle spielen. Davon abgesehen be-
findet sich Ver.di erst in dem Stadium, Problembewusst-
sein für Entgeltungleichheit bzw. die zugrunde liegen-
den Ursachen zu schaffen. Dazu müssen alle Tarif-
kommissionen für das Thema sensibilisiert werden,
was bei mehreren tausend Tarifverträgen im Ver.di-
Bereich ein sehr umfangreiches Arbeitsvorhaben dar-
stellt. 

Ein guter Ansatzpunkt ist der Vorschlag von Herrn
Hensche, Tarifbereiche zu identifizieren, in denen nicht
so große Interessengegensätze zwischen Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerseite bestehen. Dort könnten Formen
gefunden werden, zum Beispiel eine Gleichstellungs-
kommission, die zu gemeinsamen Verabredungen oder
konkreten Schritten kämen. Ein handfestes, positives
Beispiel sorgt sicherlich für mehr Bewegung als viele
lange und grundsätzliche Analysen. 

In der nächsten Tarifrunde des öffentlichen Dienstes
wird die Problematik der Entgeltgleichheit vermutlich
noch nicht diskutiert werden. Es gibt vielmehr Verab-
redungen, sich dafür mehr Zeit zu nehmen. Konkret
handelt es sich um ein Arbeitspaket für mehrere Jahre. 

Dr. Hans Bernhard Beus, Abteilungsleiter,

Bundesministerium des Innern, Berlin

Da im öffentlichen Dienst mehr als die Hälfte aller Be-
schäftigten Frauen sind, wurde lange Zeit ein ausrei-
chendes Problembewusstsein vorausgesetzt. Dies wird
jedoch zunehmend hinterfragt. Und dadurch, dass ge-
nerell Fragen des „Gender Mainstreaming“ in den
Vordergrund rücken, wird dieser Bereich nun wieder
intensiver betrachtet. Eine erste Untersuchung der ÖTV
(Gewerkschaft Öffentlicher Dienst Transport und Ver-
kehr) in Hannover hat einen neuen Diskussionsprozess
gestartet. Dabei wird die Kostenfrage ein wichtiger
Punkt sein. So gibt es Überlegungen, ob grundlegende
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immer größer. Eine familienfreundliche Politik steht
daher in Irland ganz oben auf der Agenda der Sozial-
partner. Was jedoch noch fehlt, ist ein Schema zur Ar-
beitsplatzbewertung, damit Arbeit gleichen Wertes mit-
einander verglichen werden kann. Die Gewerkschaften
sind sehr an diesen Dingen interessiert.

Dr. Walter Wolf, Europäische Kommission,

ist der Ansicht, dass Chancengleichheit und Entgelt-
gleichheit einen wichtigen Raum im Rahmen der euro-
päischen Beschäftigungsstrategie einnehmen. So gebe
es beispielsweise eine gemeinsam von der Kommis-
sion und dem Rat beschlossene, konkrete Empfehlung
an Deutschland, mehr für die Erzielung der Entgelt-
gleichheit zu tun sowie nachvollziehbare Indikatoren
vorzulegen. Diese „offene Methode der Koordinierung“
hält er für eine sinnvolle Anstrengung, die mittelfristig
die Diskussion anrege und zu Ergebnissen führe. 

Dr. Karin Tondorf, Forschung und Beratung zu Entgelt-

und Gleichstellungspolitik, Deutschland,

führt die Fortschritte in Deutschland im Wesentlichen
auf die Aktivitäten der EU zurück. Es gebe jedoch keine
Sanktionen, falls die Tarifparteien nichts gegen die
Entgeltungleichheit unternehmen. Falsches Parken
werde schwerer sanktioniert als Verstöße gegen die
Entgeltgleichheit. Daher basierten sämtliche Fortschritte
auf freiwilliger Basis. Verbindliche Vorgaben von staat-
licher Seite würden hier für Abhilfe sorgen. 

Dr. Marianne Kriszio, Frauenbeauftragte der Humboldt

Universität und Mitglied im Vorstand der Bundes-

konferenz der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten

an Hochschulen (BuKoF), 

weiß, dass sich die vielen tausend Frauen an den Hoch-
schulen, insbesondere im nichtwissenschaftlichen Be-
reich, stark für das Thema diskriminierungsfreie Bezah-
lung interessieren. So sei von der BuKoF unter ande-
rem ein entsprechendes Pilotprojekt zur diskriminie-
rungsfreien  Arbeitsbewertung an vier deutschen Hoch-
schulen initiiert worden. Die Frage sei aber, in welcher
Weise solche Pilotprojekte und Untersuchungen und
eine entsprechende Bewusstseinsbildung auf Seiten
der Frauen bewirken könne, dass sich auch real etwas
verändere? Wo seien die entscheidenden Hebel, was

Reformen im Bereich des BAT (Bundesangestelltentarif),
inklusive Berücksichtigung der Entgeltgleichheit, not-
wendig sind. Auch vom Verfahren her wäre es günstig,
diesen Punkt nicht isoliert zu be- und verhandeln, son-
dern im Rahmen der Gesamtthematik zu lösen.

MR Janny Dierx, Gleichbehandlungskommission,

Niederlande

Auch in den Niederlanden wurde noch kein Wunder-
mittel gefunden. Dort stellt die Gleichstellungs-
kommission eine Alternative zum Gerichtswesen dar.
Die Zugangsschwelle ist niedrig. Sowohl Einzelper-
sonen als auch Organisationen, Gewerkschaften oder
Betriebsräte können sich kostenlos an die Kommission
wenden. Die Anhörungen dienen gleichzeitig als Dis-
kussionsplattform und verbessern die Kontakte zwi-
schen den verschiedenen Parteien. Argumente werden
auf ihre Validität überprüft. Wenn grundlegende Richt-
linien verabschiedet werden, kann eine Diskussion der
Sozialpartner dazu stattfinden, wie die gesetzlichen
Vorschriften umgesetzt werden können. So können
zukünftige Diskriminierungen oft erfolgreich verhindert
werden. Janny Dierx ist Kommissarin und hat gleich-
zeitig die „Funktion einer Botschafterin“, d.h. ihre Arbeit
verlangt Diplomatie und Verhandlungsgeschick. Sie ist
auch dafür verantwortlich, Besprechungen bzw. Ver-
handlungen zu organisieren und Gespräche mit neuen
„KundInnen“ zu führen. In den Niederlanden gibt es
glücklicherweise starke Frauen in den Gewerkschaften,
die solche Fälle immer wieder aufgreifen und daran ar-
beiten, die Diskussionen anzuschieben. Die Kommission
wurde zum Beispiel nach einer wichtigen Entscheidung
von der Gewerkschaft eingeladen, um zu erläutern, wie
Diskriminierungen im Rahmen der nächsten Tarifver-
handlungsrunde verhindert werden könnten. 

Brenda Gannon, The Economic and Social Research

Institute Dublin, Irland

In Irland gibt es den Nationalen „Frauenrat“ (National
Council of Women), der sich sehr dafür einsetzt, die
Interessen zur Entgeltgleichheit zusammen mit den
Sozialpartnern durchzusetzen. Es sind  auch
Forschungen an einem Wirtschafts- und
Sozialforschungsinstitut in Dublin durchgeführt wor-
den. Die Problematik wird seit 1974 thematisiert, als
das erste Gesetz zur Entgeltgleichheit verabschiedet
wurde. Dieses wurde 1998 durch den „Employment
Equality Act“ und durch die Einrichtung der „Equality
Authority“ unterstützt. Letztere überwacht die Um-
setzung der Gesetze, informiert Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer und treibt die Forschung zu Lohnunterschieden
voran. Es hat sich gezeigt, dass die Erfahrungen jedes
Einzelnen auf dem Arbeitsmarkt wichtig sind. Das be-
trifft besonders Frauen: jedes zusätzliche Jahr, welches
sie außerhalb eines Beschäftigungsverhältnisses ver-
bringen, führt zu einer Reduzierung ihres Gehaltes. So
wird die Lohndifferenz zwischen Frauen und Männern



könne man von anderen Ländern hierzu lernen, und
welche konkreten Forderungen könnten aus der Kon-
ferenz „Equal Pay“ hervorgehen? Sinnvoll wäre z.B.
die Forderung nach Einrichtung einer entsprechenden
Kommission auf nationaler Ebene, die sowohl Expert-
Innen als auch Betroffene mit einbeziehen müsste.
Außerdem müsse weiter am Thema „Bewusstseins-
bildung“ gearbeitet werden, und zwar nicht abstrakt,
sondern handlungsorientiert. Auch ein Aktions- und
Zeitplan zur Umsetzung bisheriger Erkenntnisse in neue
Tarifverträge könnte ein praktisches Ergebnis einer sol-
chen Konferenz sein. 

Ilona Ziesche-Grosse, Gleichstellungsbeauftragte,

Bundestarifkommission ÖD, AG Gender 

findet es nicht akzeptabel, dass man noch in der Sen-
sibilisierungsphase sei, wenn sich die Bundesregierung
bereits seit 1999 zum „Gender Mainstreaming“ ver-
pflichtet habe, und das einzige Projekt des „Gender
Mainstreaming“ des Bundesministerium des Inneren
der BAT sei. 

An Ver.di richtet sie ihre Kritik zur mittelfristig beabsich-
tigten Reformierung des BAT. Dies bedeute für viele
tausend Kolleginnen, dass das Projekt auf die lange
Bank geschoben werde. Der öffentliche Dienst, also die
Bundestarifkommission Öffentlicher Dienst, bestehe
überwiegend aus ehemaligen ÖTV-Mitgliedern. Es gebe
seit den 80er Jahren Beschlüsse, Projekte, Studien und
belegbare Ergebnisse. All dies sei schließlich Sensibi-
lisierung genug. 

Dr. Hans Bernhard Beus, Abteilungsleiter,

Bundesministerium des Innern, Berlin,

hält nichts von einer zusätzlichen Bürokratie, wie zum
Beispiel der Einrichtung einer Kommission, sondern
plädiert für eine Verringerung der Regelungsdichte. Ge-
fordert seien Aktionen der Tarifvertragsparteien. Sowohl
auf Arbeitgeber- als auch auf Arbeitnehmerseite müsse
man präsent sein und an den richtigen Hebeln sitzen.
Da seien gerade auch die Frauen gefragt. 

Grundsätzliche Überlegungen über Vergütungssysteme
im öffentlichen Dienst sieht er eher als Chance denn als
Verzögerungstaktik. Es sei eine Illusion, das tief in die
Strukturen gehende Thema „Equal Pay“ isoliert anzu-
gehen. Ein System für über drei Millionen Menschen
könne nicht über Nacht verändert werden. 

Jörg Wiedemuth, Leiter der Tarifpolitischen Grund-

satzabteilung, Ver.di, Berlin, 

betont, dass Ver.di das Problem der Entgeltgleichheit
im öffentlichen Dienst sehr wohl zügig angehen möch-
te. „Mittelfristiges Vorhaben“ beziehe die Umsetzungs-
perspektive mit ein. Das Problem liege aber in der
Entwicklung und Durchsetzung von konkreten Schritten
zum Abbau der Entgeltungleichheit in Verhandlungen
mit der Arbeitgeberseite. So sei die Kostenfrage nicht
einfach durch eine interne Umverteilung zu lösen.
Vielmehr müssten diejenigen, die ungleich bewertet
und schlecht bezahlt seien, eine Verbesserung erfahren,
und die anderen irgendeine Form der Absicherung
erhalten. Ansonsten sieht er keine Möglichkeit, inner-
halb der Tarifkommission zu Mehrheiten zu kommen.
Das Ganze sei weniger eine Frage der Uneinsichtigkeit
von männlichen Verhandlungsführern, sondern eher
ein Problem der demokratischen Willensbildung in den
Tarifkommissionen. Die Kolleginnen und Kollegen in
den Tarifkommissionen müssten davon überzeugt wer-
den, dass der Weg für alle etwas bringt, in erster Linie
aber für benachteiligte Frauen. Es müsse eine Win-Win-
Situation und nicht eine interne Umverteilungssituation
geschaffen werden. Das mache jedoch die grundlegen-
den Schwierigkeiten aus, für deren Lösung ein konkre-
ter Zeitplan notwendig sei. 

MR Janny Dierx, Gleichbehandlungskommission,

Niederlande,

hat den Eindruck, dass in Deutschland sehr viel For-
schungs- und Informationsarbeit geleistet wird und
dass die deutschen Beteiligten genau wissen, wo Dinge
falsch laufen. Sie fragt sich, warum es so schwierig ist,
Beispielfälle vor Gericht zu bringen. Dies sei auch in
den Niederlanden so. Es seien nur eine Handvoll Ge-
richtsverfahren wegen Entgeltungleichheit vor den
Bundesgerichtshof gelangt. In den Vorinstanzen könnte
es bei den Gerichtsurteilen an fehlendem Wissen und
Unerfahrenheit der Richter auf diesem bestimmten
Gebiet gemangelt haben. Obwohl es nur selten gelinge,
Beispielfälle vor Gericht zu bringen, hätten einige Ver-
fahren Vorbildcharakter und könnten dazu beitragen,
die Situation zu verändern. 

Seit 1996 gebe es in den Niederlanden ein Gesetz über
die gleiche Behandlung unterschiedlicher Arbeitszeiten.
Davor sei ein solcher Fall als indirekte Diskriminierung
gegen Frauen betrachtet worden, da Frauen häufiger
als Männer Teilzeit arbeiten. Der Beweis für die Diskri-
minierung von Frauen musste durch statistische Daten
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belegt werden. Nun gebe es dieses neue, neutral for-
mulierte Gesetz, das die ungleiche Behandlung in Be-
zug auf die Arbeitszeit schlichtweg verbiete. Es habe
sich herausgestellt, dass es für die Sozialpartner jetzt
einfacher sei, dieses Thema im Zusammenhang mit
Arbeitszeiten im allgemeinen und nicht in Zusammen-
hang mit der Diskriminierung von Frauen im Beson-
deren zu diskutieren. 

Dr. Karin Tondorf, Forschung und Beratung zu Entgelt-

und Gleichstellungspolitik, 

kritisiert, dass in einigen Ländern erst Einzelklagen von
Frauen zu einer Reaktion der Tarifparteien geführt hät-
ten. Sie fände es klüger, wenn die Tarifverträge vorbeu-
gend diskriminierungsfrei gestaltet würden. Das könne
jedoch nicht kostenneutral sein, sondern bedürfe be-
stimmter Anpassungsstrategien. Im Endeffekt sei dies
jedoch billiger als die Konfrontation mit gehäuften Ein-
zelklagen von Frauen.

Anne Jenter, Leiterin der Abteilung Gleichstellungs-

und Frauenpolitik, DGB-Bundesvorstand,

erklärt, der DGB sei bereit, einen mittelfristigen Weg
mitzugehen. Der Weg müsse aber jetzt beginnen. Es
dürften keine „Verschiebebahnhöfe“ aufgebaut wer-
den. Sie erinnert daran, dass die Bundesregierung aus-
drücklich von der EU-Kommission für ihren mangeln-
den Einsatz bezüglich der Entgeltgleichheit gerügt wor-
den sei. In Deutschland herrsche nach wie vor ein frau-
enfeindliches Klima. Folgende Maßnahmen könnten
Bestandteile eines mittelfristigen Weges sein:

• Das gleichstellungspolitische Aktionsprogramm des
DGB: In bestimmten Pilotbetrieben könnten Ombuds-
leute eingesetzt werden, um zu gewährleisten, dass
die Erkenntnisse aus Pilotprojekten zur Entgeltdiskri-
minierung von Frauen auf der betrieblichen Ebene
abgearbeitet würden. In großen Betrieben könnten
Stufenpläne entworfen werden, die kurzfristig ansetz-
ten und dann sukzessive aufgerollt würden.

• Ein von der SPD im Wahlprogramm erwähntes Gender-
Institut: Hierbei solle von Anfang an deutlich werden,
dass es auch das Arbeitsgebiet Entgeltgleichheit bear-
beite. Dieses müsse dann den Tarifvertragsparteien
z.B. konkrete Handlungsvorschläge machen. 

• Im Lenkungsausschuss werde derzeit der entspre-
chende EU-Leitfaden zur Anwendung des Grund-
satzes der Entgeltgleichheit für Männer und Frauen

bei gleichwertiger Arbeit überarbeitet. Es sei Aufgabe
und Verpflichtung des Staates, auf dessen tatsächli-
che Anwendung zu achten.

Zur Zeit werde diskutiert, dass Frauen typische Männer-
berufe ergreifen sollten, um mehr zu verdienen. Dies
sei zwar grundsätzlich zu befürworten, aber nicht im
Zusammenhang mit der Entgeltgleichheit. Vielmehr
sollten von Frauen dominierte Berufe mit von Männern
dominierten Berufen verglichen werden, und dort, wo
Frauen gleichwertige Arbeit verrichten, bedürfe es
einer Aufwertung. 

Dr. Dörte Folkers, Hessisches Sozialministerium, 

ist besorgt, „Gender Mainstreaming“ könne auch als
Verschiebebahnhof genutzt werden. Das Gender-Pro-
jekt des Bundesinnenministeriums könne Gefahr lau-
fen, als virtuelles Projekt geführt zu werden. Ihres
Erachtens gehöre das Pilotprojekt in die Hände der
Tarifpartner, die sich mit dem Projekt auseinanderset-
zen sollten. Sie schlägt vor, das Projekt anhand einer
Berufsgruppe, bei der Diskriminierung nachgewiesen
worden sei, auszuführen und mit Hilfe eines Beispiels
die Durchführung zu üben. 

Silvia Labudda, Referat Arbeits- und Tarifrecht vom

Berufsverband Hauswirtschaft,

kritisiert die Einführung der BA-Gruppen, durch die
Frauen finanziell benachteiligt würden. Sie sei Haus-
wirtschaftsleiterin beim Diakonie Werk in Duisburg, bei
dem „outsourcing“ 20 Jahre lang kein Thema gewesen
sei. Nach Einführung der BA-Gruppen hätten die Mit-
arbeiter einen Bestandsschutz, der trotz allem nicht
gewährleistet werde. Zudem würden Mitarbeiter, die
neu eingestellt werden, bei einer Volltagsbeschäftigung
zwischen 300 und 400 DM brutto weniger verdienen.
Dies habe Auswirkungen auf die Anzahl der erhaltenen
Bewerbungen, die erheblich abgenommen habe. 

Monika Christiann, Verwaltungsangestellte bei Ver.di,

organisiert in ihrer Freizeit die Feministische Partei. Sie
habe schon in den Jahren 1990 bis 1995 als Betriebs-
rätin am Frankfurter Flughafen und in der Tarifverhand-
lungskommission gegen Diskriminierung gekämpft. Sie
kritisiert, dass das Thema der mittelbaren Diskriminie-
rung in jeder Tarifrunde aufgeschoben worden und
nicht wichtig genug genommen worden sei. Sie schlägt
vor, dass das Tarifvertragsgesetz entsprechend geän-
dert werden sollte. In den normativen Bereich sollte ein
Gleichheitsgrundsatz eingefügt werden, und Tarif-
kommissionen sollten paritätisch mit Frauen und
Männern besetzt werden. Sie fordert die Tarifvertrags-
parteien auf, dies zu unterstützen. 



Jörg Wiedemuth, Leiter der Tarifpolitischen

Grundsatzabteilung, Ver.di, Berlin, 

möchte klarstellen, dass Ver.di die Absenkung von
Tarifen und die Einführung von Niedriglohnbereichen
seit einiger Zeit heftig kritisiere und dagegen eine
Reihe von Initiativen entwickelt habe.

Zu der anderen Problematik erläutert er, dass  es im
Interesse der Grundsatzabteilung liege, derartige Vor-
haben in der Tarifkommission voranzubringen. Damit
es eine Chance für die Durchsetzung gebe, müsse nicht
nur auf der Ebene von Gesetzesinitiativen gehandelt
werden, sondern auch soziale Bewegung in die Aus-
einandersetzung gebracht werden. Dies zu organisieren
sei komplizierter und erfordere Zeit. In der Tarifpoli-
tischen Grundsatzabteilung gebe es Gender
Mainstreaming-Beauftragte, die das Thema initiativ
angingen und unter anderem Wissen vermittelten und
Checklisten für die Bewertung von Tarifverträgen ent-
wickelten. 

Karl Osterberger, Geschäftsführer Volkshilfe O.Ö.,

Österreich,

hat den Eindruck, dass es in Deutschland zwar viele
Beratungsgremien und Kommissionen gibt, aber nichts
bzw. zu wenig passiert. Das sei in Österreich ähnlich.
Wo zumindest ein Wille sei, zum Beispiel das FABA
Modell einzuführen, fehle es an Möglichkeiten zur
Durchführung weiterer Projekte. Im Rahmen eines kurz-
fristigen, europäischen Projektes habe auf ein Wissen-
schaftsgremium zurückgegriffen werden können. Nach
Ablauf dieses Projektes fehle es nun an Beratungs-
instrumenten oder Unterstützungsstrukturen, um die
Entwicklung von diskriminierungsfreien Arbeitsbewer-
tungsmodellen fortzusetzen. 

Ein zweiter Aspekt sei die ständige Konzentration auf
die Tarifpolitik. Möglicherweise sei es viel wirkungsvol-
ler, die Wirtschaft zur Realisierung von „Equal Pay“ zu
motivieren. Warum gebe es beispielsweise kein „Equal
Pay“-Zertifikat? Firmen, die dieses Zertifikat hätten,
würden dann bei der Auftragsvergabe durch die öffent-
liche Hand bevorzugt. 

Brenda Gannon, The Economic and Social Research

Institute Dublin, Irland,

berichtet, dass es in Irland nicht an einem Beratungs-
gremium mangele. Da dieses erst kürzlich eingeführt
worden sei, sei es aber noch zu früh, über die Erfah-
rungen zu berichten. In den Gewerkschaften seien
Frauen und Männer zwar nahezu gleichermaßen prä-
sent, vor allem jedoch in der mittleren und unteren
Ebene. Der nationale Frauenrat in Irland möchte dies
auch für in der Hierarchie höhere Ebenen verwirklicht
sehen. 

MR Janny Dierx, Gleichbehandlungskommission,

Niederlande,

hat den Eindruck, dass die Sozialpartner in Deutschland
zu viel Macht haben. In einer solchen Situation sei es
um so wichtiger, dass die Regierung eine wichtige Po-
sition einnehme. Die Regierung sei wichtig, denn diese
sei die Institution, die EU-Recht und EU-Regulierungen
umsetzen müsse. Wenn die Sozialpartner zu zögerlich
agierten, sollte die Regierung mehr Antrieb geben. In
den Niederlanden habe die letzte Regierung vor den
Wahlen im Jahr 2002 ihre Aufgabe sehr ernst genom-
men: sie habe Forschungsprojekte und Diskussionen
mit den Sozialpartnern initiiert und diese motiviert,
neue Instrumente zur Verbesserung der Strukturen zu
entwickeln. 

Zur Zeit laufe in den Niederlanden zusammen mit dem
Ministerium für Arbeit und Soziales ein Pilotprojekt, bei
dem eine schnelle Überprüfungsmethode entwickelt
werde. Damit könnten in den Unternehmen schnell Da-
ten aus dem Gehalts- und Personalsystem abgerufen
und entsprechende Unterschiede festgestellt werden.
Dieses Instrument könnte dann auch von Arbeitgebern,
Betriebsräten oder Gewerkschaften angewendet wer-
den. Solche Möglichkeiten könnten eventuell zu attrak-
tiven Lösungen, zu einem Durchbruch in der Debatte
führen.

Dr. Hans Bernhard Beus, Abteilungsleiter,

Bundesministerium des Innern, Berlin,

stellt klar, dass es auch in Deutschland Gerichtsurteile
zu dem Thema gegeben habe, die gerade im Teilzeit-
bereich in dreistelliger Millionenhöhe ausgefallen
seien. 

Davon abgesehen zeigten die Erfahrungen aus dem
Ausland, dass der zentralistische Ansatz in Deutschland
möglicherweise nicht dazu geeignet sei, kurzfristige Er-
folge zu erbringen. Wenn die Unternehmen oder Be-
hörden mehr Möglichkeiten hätten, sich selber vor Ort
des Themas anzunehmen, dann könne natürlich durch
viele kleine Schritte schneller etwas erreicht werden,
als wenn beispielsweise bundesweit die Bezahlung von
Krankenschwestern und Polizisten verglichen werden
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solle. Im Augenblick sei dort jedoch keine Bewegung
möglich, da die tarifierten Arbeitsbedingungen zugleich
auch Höchstbezahlungsbedingungen seien. Mehr Flexi-
bilität sei aber sicherlich sinnvoll und auch das vom
Ausland empfohlene Rezept, in kleinen Einheiten etwas
zu verändern. Wie weit dies in Deutschland tragfähig
sei, müsse verhandelt werden und würde sicher einen
Abschluss eines Tarifvertrages mit dem Verhandlungs-
partner voraussetzen.

Gerold Haag, Bundesvorstandsverwaltung, Ver.di,

knüpft an den Vortrag von Dr. Hensche an, der sowohl
die Möglichkeiten als auch die Defizite der Tarifauto-
nomie in Deutschland dargestellt habe. Es gebe offen-
sichtlich kulturelle sowie verfassungsrechtliche Unter-
schiede zwischen beispielsweise Deutschland oder
Österreich und den angelsächsischen Ländern, in de-
nen die Tarifautonomie nicht diese zentrale Stellung
habe. Sicherlich müssten sich die Tarifparteien schnel-
ler in der Frage der Entgeltdiskriminierung bewegen.
Das Problem sei aber, dass die Arbeitgeberseite den
Dialog im Wesentlichen verweigere bzw. die Tarifver-
träge generell in Frage stelle. Möglicherweise müssten
den Tarifparteien mit gesetzlichen Initiativen „Beine
gemacht werden“. Es müsse aber darauf geachtet wer-
den, dass dabei die Tarifautonomie nicht beschädigt
werde. 

Karin Pötzsch, Paritätische Tarifgemeinschaft

Die Paritätische Tarifgemeinschaft ist eine Arbeitgeber-
vereinigung von Mitgliedsorganisationen des Deutschen
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes. Dort gebe es seit
kurzem einen Tarifvertrag für sieben Betriebe, und man
habe festgestellt, dass es Gewinner und Verlierer gebe,
eine Win-Win-Situation sei nicht erreichbar. Das Pro-
blem sei so gelöst worden, dass die Gewinner in drei
Schritten partizipierten und die Verlierer in drei Schritten
am Verlust beteiligt worden seien. So sei eine Gleich-
stellung der Bezahlung für gleichwertige Arbeit fast mit
einem Null-Budget realisiert worden.

Das Problem der Arbeitgeber in der Wohlfahrtspflege
sei allerdings auch das Besserstellungsverbot. Das
heißt, die Mitarbeiter dürften nicht besser vergütet wer-
den als die Mitarbeiter im öffentlichen Dienst. Das
könnte dazu führen, dass die Realisierung des neuen
Tarifvertrages dadurch erschwert werde.

Petra Ganser, Bundesverwaltung, Tarifpolitische

Grundsatzabteilung, Ver.di, 

erklärt, dass sie aus dem öffentlichen Dienst komme
und zu ihrer ÖTV-Zeit die Federführung für die Kam-
pagne zur Aufwertung von Frauentätigkeiten gehabt
habe. In diesem Zusammenhang habe Ver.di ein Ver-
gleichsprojekt in Hannover durchgeführt. Dieses habe
ergeben, dass in der Bewertung von Tätigkeiten Män-

gel bestünden, da die psychosozialen und physischen
Faktoren fehlten. 

Insbesondere von den Ver.di-Frauen in der Tarifkom-
mission Öffentlicher Dienst werde ein diskriminierungs-
freies Tarifrecht eingefordert. Obwohl die Tarifverhan-
delnden diesbezüglich sensibilisiert seien, werde es
viel Überzeugungsarbeit kosten. 

Vera Morgenstern, Bundesfrauensekretärin, Ver.di,

hebt hervor, dass auf der gesamten Tagung vor allem
Best-Practice-Beispiele präsentiert worden seien. So
zum Beispiel aus dem öffentlichen Dienst, der eine
Vorreiterrolle habe, sowie von Seiten der entsprechen-
den Gewerkschaften. Es dürfe dabei aber nicht überse-
hen werden, dass es immer mehr Bereiche gebe, die
überhaupt nicht tarifiert seien bzw. in denen Tarifver-
träge unterlaufen würden. Unbedingt notwendig sei
eine flankierende Tätigkeit des Gesetzgebers, ohne
dass die Tarifautonomie dadurch angegriffen werden
müsse. 

Anne Jenter, DGB-Bundesvorstand,

kritisiert, dass im Einkommensbericht der Bundesre-
gierung Arbeitgeber und Teile der Bundesregierung
das Vorhandensein mittelbarer Diskriminierung bei der
Entlohnung in Frage stellen. Sie fordert einen Schulter-
schluss zwischen den Gewerkschaften und der Bundes-
regierung sowie mit NGO´s, damit es mit der Durch-
setzung des Entgeltgleichheitsgebots in der Bundes-
republik voran gehe.

Dr. Hans Bernhard Beus, Abteilungsleiter,

Bundesministerium des Innern, Berlin,

betont, dass das Problem der Entgeltgleichheit zwar ein
wichtiger aber nicht der alleinige Punkt der Gespräche
sein werde. Es werde insgesamt über die Systematik
der Vergütungsmerkmale des BAT gesprochen werden.
Es sei jedoch sicher der richtige Weg, dass die Kolleg-
Innen von Ver.di in ihrer Organisation dafür kämpften,
dass das Thema ganz oben auf der Tagesordnung
stehe. Dr. Beus betont zwei weitere Fakten:

• Der öffentliche Dienst, der ja auch auf den Arbeits-
markt wirke, könne keine Insel in der Beschäftigung
der Bundesrepublik sein. Die Bewegung müsse sich
vielmehr auf alle abhängig Beschäftigten erstrecken.



• Die Kostenfrage dürfe nicht aus den Augen verloren
werden. Für den öffentliche Dienst sei die Lage relativ
einfach, denn er verwalte nicht Gewinne sondern das
Geld der Steuerzahler. Es gehe also um die Frage,
inwieweit die Allgemeinheit bereit sei, für diesen oder
jenen Punkt zu bezahlen? Diese Problematik müsse
auf jeden Fall deutlich angesprochen werden und
dürfe nicht als großes Fragezeichen im Hintergrund
bleiben. 

Jörg Wiedemuth, Leiter der Tarifpolitischen

Grundsatzabteilung, Ver.di, Berlin,

versichert, dass die aufgestellten Forderungen nach der
Tarifrunde im Winter 2002 Eingang in die Tarifverhand-
lungen finden werden. So sei die Beschlusslage in der
Tarifkommission. Er betont nochmals, es sei nicht das
Interesse von Ver.di, das Thema auf die lange Bank zu
schieben. Er könne sich jederzeit vorstellen, zum
Beispiel mit den Arbeitgebern im öffentlichen Dienst
eine gemeinsame Öffentlichkeitskampagne zur Be-
wusstseinsbildung durchzuführen. 

MR Janny Dierx, Gleichbehandlungskommission,

Niederlande,

stellt richtig, dass sie die Einrichtung einer Kommission
nicht unbedingt als einzige Lösung ansieht. Es wäre
jedoch günstig, eine Art von den Sozialpartnern unab-
hängiges Gremium mit forschenden und gesetzlichen
Kompetenzen zu haben, um Beobachtungen der Öffent-
lichkeit nahe zu bringen. Es gebe eine EU-Direktive
bezüglich der unterschiedlichen Behandlung aufgrund
von Rasse oder ethnischem Hintergrund. Darin fordere
ein Paragraph die Regierungen der Mitgliedstaaten auf,
ein Gremium für die Förderung der Gleichbehandlung
zu schaffen. In den Niederlanden habe es sich positiv
auf die Bewusstseinsbildung ausgewirkt, dass eine ge-
meinsame Kommission, die jegliche Diskriminierung
betrachtet, geschaffen worden sei. Das heißt, nicht nur
aufgrund unterschiedlichen Geschlechts, sondern bei-
spielsweise auch Rasse, ethnischer Gruppierung, Re-
ligion oder sexueller Orientierung. Dadurch werde
mehr Aufmerksamkeit auf das Problem der Gleichbe-
handlung gelenkt und mehr Wissen und Erfahrungen
gesammelt. 
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schätzt, dass Frauen in Irland etwa zu 50 Prozent durch
die Gewerkschaften vertreten werden. Es gebe natio-
nale Lohnvereinbarungen, die die Interessen dieser
Frauen schützen. Was die Entgeltgleichheit angehe, so
müsse auch die Chancengleichheit mit berücksichtigt
werden. Als Ergebnis des nationalen Entwicklungs-
planes sei eine „Gender Equality Unit“ ins Leben geru-
fen worden. Deren Ziel sei es, sicherzustellen, dass
„Gender Mainstreaming“ in jeglicher Politik, die im Zu-
sammenhang mit diesem Entwicklungsplan stehe, ver-
folgt werde. Es gebe ferner die Möglichkeit für Einzel-
personen, ihren Fall zu präsentieren, welche  aber erst
in 21 Fällen wahrgenommen worden sei (Bericht der
Gleichstellungsbehörde 2001).

Dr. Karin Tondorf, Forschung und Beratung zu Entgelt-

und Gleichstellungspolitik, Deutschland,

hat durch die Konferenz den Eindruck gewonnen, dass
Deutschland im internationalen Vergleich sehr stark im
Rückstand liegt. Es würden dringend positive – auch
kurzfristige – Modelle benötigt. Es sei nicht ausrei-
chend, bei den ganz großen Tarifverträgen anzufangen.
Schließlich gebe es allein im Tarifbereich von Ver.di
über tausend Tarifverträge, und täglich würden neue
ausgehandelt. Was läge da näher, als in kleineren Be-
reichen anzufangen, die Gunst der Stunde zu nutzen
und überall dort, wo es in die Verhandlung gehe, vor-
her eine Schulung durchzuführen. Darin könnten bei-
spielsweise die Checklisten und vorhandenen Instru-
mente präsentiert werden. So würden in kleineren Tarif-
verträgen positive Modelle mit Beispielcharakter für die
Zukunft geschaffen.
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Wir haben diese Konferenz initiiert, weil uns als Fach-
frauen und Fachmänner in diesem Ministerium für
Gleichstellung bewusst ist, wie wichtig das Thema
Entgeltgleichheit ist. 

Dieses Thema nun auf die politische Diskussionsebene
zu heben, stellt sich nicht einfach dar. Bisher kämpfen
viele meist alleine an ihren Arbeitsstelle oder in ihren
Institutionen bzw. Organisationen. Wir wollten hier
Unterstützung bieten, indem wir zumindest auf der
Fachebene klare Linien aufzeigen. Zudem wollten wir
auf die Ergebnisse des Einkommensberichtes aufmerk-
sam machen. Dieser Bericht wird noch im Deutschen
Bundestag diskutiert und dann den parlamentarischen
Ausschüssen vorgelegt. Im Rahmen dieser politischen
Diskussionen ist es sicher von Vorteil, auf die europäi-
schen Länder zu verweisen, die uns einige Schritte vor-
aus sind und wirklich nachahmenswerte Modelle ent-
wickelt haben. 

Da ich weder Mitglied der Regierung noch des
Deutschen Bundestages bin, kann ich keine Verspre-
chungen machen. Eine derartige Konferenz trägt aber
auf jeden Fall dazu bei, den eigenen Standpunkt zu ver-
deutlichen. Ich stimme der Analyse von Frau Dr. Ton-
dorf zu, dass wir uns auf den Weg machen müssen,
denn wir sind im Rückstand – nicht nur in Bezug auf
die Entgeltgleichheit, sondern auch in anderen Berei-
chen des Themas Gleichstellung von Frauen und
Männern. Es sollte daher nicht mehr abgewartet, son-
dern in schnellen aber kleinen Schritten vorangegan-
gen werden, wie es des öfteren auf dieser Konferenz
vorgeschlagen wurde. An dieser Stelle steht natürlich
auch die Bundesregierung in der Pflicht. Ich werde die
Ergebnisse dieser Tagung daher nicht nur vollständig
an die Ministerin weiterleiten, sondern sie ebenfalls
allen anderen Bundesministerien zukommen lassen.
Dies wird hoffentlich zu weiteren Diskussionen anre-
gen. 

Ich bedanke mich sehr herzlich bei den vielen Frauen
und Männern aus unseren EU-Partnerländern und aus
Deutschland, die uns bei der Planung, Organisation
und Durchführung dieser Konferenz unterstützt haben.
Dies hat mir gezeigt, dass man im Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend nicht alleine
steht, sondern dass es viele Menschen, insbesondere
Frauen, gibt, die gemeinsam an einem Strang ziehen.
Wir müssen das Thema jetzt entscheidend vorantrei-
ben, um Entgeltgleichheit erfolgreich durchzusetzen.
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Deutschland

Deutsche Rechtsnormen zur Entgeltgleichheit

Verbote gegen (Entgelt-)Diskriminierungen aufgrund
des Geschlechts lassen sich insbesondere aus dem
Grundgesetz sowie aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch
entnehmen.  Art. 3 Abs. 2 und 3 des Grundgesetzes
sind bindend für Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen
und Arbeitsverträge. Bei § 612 Abs. 3 BGB handelt es
sich um die deutsche Umsetzung der
Entgeltgleichheitsrichtlinie 75/117/EWG.  § 611 a BGB
regelt u.a. die Beweislast.

Grundgesetz Art. 3 Absatz 2: 

in der Fassung von 1994

Auszug im Wortlaut:
2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. 

Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der
Gleichberechtigung von Frauen und Männern und
wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) § 612 „Vergütung“ 

in der Fassung vom 13.8.1980 

Absatz 3 im Wortlaut:
Bei einem Arbeitsverhältnis darf für gleiche oder für
gleichwertige Arbeit nicht wegen des Geschlechtes des
Arbeitnehmers eine geringere Vergütung vereinbart
werden als bei einem Arbeitnehmer des anderen Ge-
schlechts. Die Vereinbarung einer geringeren Vergü-
tung wird nicht dadurch gerechtfertigt, daß wegen des
Geschlechts des Arbeitnehmers besondere Schutzvor-
schriften gelten. § 611 a Abs. 1 Satz 3 ist entsprechend
anzuwenden.

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) § 611a

„Gleichbehandlung von Männern und Frauen“ 
in der Fassung vom 13.8.1980

Absatz 1 im Wortlaut:
Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer bei einer Ver-
einbarung oder einer Maßnahme, insbesondere bei der
Begründung des Arbeitsverhältnisses, beim beruflichen
Aufstieg, bei einer Weisung oder einer Kündigung, nicht
wegen seines Geschlechts benachteiligen. Eine unter-
schiedliche Behandlung wegen des Geschlechts ist je-
doch zulässig, soweit eine Vereinbarung oder eine Maß-

nahme die Art der vom Arbeitnehmer auszuübenden
Tätigkeit zum Gegenstand hat und ein bestimmtes
Geschlecht unverzichtbare Voraussetzung für diese
Tätigkeit ist. Wenn im Streitfall der Arbeitnehmer Tat-
sachen glaubhaft macht, die eine Benachteiligung we-
gen des Geschlechts vermuten lassen, trägt der Arbeit-
geber die Beweislast dafür, daß nicht auf das Geschlecht
bezogene, sachliche Gründe eine unterschiedliche Be-
handlung rechtfertigen oder das Geschlecht unverzicht-
bare Voraussetzung für die auszuübende Tätigkeit ist. 

Europäische Union

Europäische Rechtsnormen zur Entgeltgleichheit

Im europäischen Recht haben insbesondere Artikel 141
EG-Vertrag (Amsterdamer Vertrag) und die Entgelt-
gleichheitsrichtlinie 75/117/EWG besondere Bedeutung
hinsichtlich des Anspruchs auf Entgeltgleichheit. Bei
Artikel 141 handelt es sich um Gemeinschaftsgrund-
recht.  Richtlinie 75/117/EWG konkretisiert den in Art.
141 EG-Vertrag enthaltenen Grundsatz der Entgeltgleich-
heit. Darüber hinaus regelt die Richtlinie 97/80/EG die
Beweislast und enthält eine Definition von mittelbarer
Diskriminierung. Diese Rechtsnormen sind für national-
staatliches Recht verbindlich.

EG-Vertrag Artikel 141: Gleiches Entgelt für Männer

und Frauen

(ehem. Art. 119), in Kraft getreten am 1.5.1999

Auszug im Wortlaut:
1) Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des Grund-

satzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen
bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit sicher.

2) Unter „Entgelt“ im Sinne dieses Artikels sind die
üblichen Grund- oder Mindestlöhne und -gehälter
sowie alle sonstigen Vergütungen zu verstehen, die
der Arbeitgeber aufgrund des Dienstverhältnisses
dem Arbeitnehmer unmittelbar oder mittelbar in bar
oder in Sachleistungen zahlt. 
Gleichheit des Arbeitsentgeltes ohne Diskriminierung
aufgrund des Geschlechts bedeutet,

a) dass das Entgelt für eine gleiche nach Akkord be-
zahlte Arbeit aufgrund der gleichen Maßeinheit
festgesetzt wird,

b) dass für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das
Entgelt bei gleichem Arbeitsplatz gleich ist.
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3) Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren des Arti-
kels 251 und nach Anhörung des Wirtschafts- und
Sozialausschusses Maßnahmen zur Gewährleistung
der Anwendung des Grundsatzes der Chancengleich-
heit und der Gleichbehandlung von Männern und
Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen, ein-
schließlich des Grundsatzes des gleichen Entgelts
bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit.

Richtlinie des Rates 75/117/EWG 

vom 10. Februar 1975
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Anwendung des Grundsatzes des 
gleichen Entgelts für Männer und Frauen 

Auszüge im Wortlaut: 
Die Verwirklichung des in Artikel 119 des Vertrages
genannten Grundsatzes des gleichen Entgelts für
Männer und Frauen ist Bestandteil der Errichtung und
des Funktionierens des Gemeinsamen Marktes.
Es obliegt in erster Linie den Mitgliedstaaten, durch
entsprechende Rechts- und Verwaltungsvorschriften
die Anwendung dieses Grundsatzes zu gewährleisten.

Artikel 1: Der in Artikel 119 des Vertrages genannte
Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und Frau-
en, im folgenden als „Grundsatz des gleichen Entgelts“
bezeichnet, bedeutet bei gleicher Arbeit oder bei einer
Arbeit, die als gleichwertig anerkannt wird, die Beseiti-
gung jeder Diskriminierung aufgrund des Geschlechts
in bezug auf sämtliche Entgeltbestandteile und -bedin-
gungen.

Insbesondere muß dann, wenn zur Festlegung des Ent-
gelts ein System beruflicher Einstufung verwendet wird,
dieses System auf für männliche und weibliche Arbeit-
nehmer gemeinsamen Kriterien beruhen und so be-
schaffen sein, daß Diskriminierungen auf Grund des
Geschlechts ausgeschlossen werden.

Artikel 2: Die Mitgliedstaaten erlassen die innerstaat-
lichen Vorschriften, die notwendig sind, damit jeder
Arbeitnehmer, der sich wegen Nichtanwendung des
Grundsatzes des gleichen Entgelts für beschwert hält,
nach etwaiger Befassung anderer zuständiger Stellen
seine Rechte gerichtlich geltend machen kann.

Artikel 3: Die Mitgliedstaaten beseitigen alle mit dem
Grundsatz des gleichen Entgelts unvereinbaren Diskri-
minierungen zwischen Männern und Frauen, die sich
aus ihren Rechts- oder Verwaltungsvorschriften erge-
ben.

Artikel 4: Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß mit dem Grund-
satz des gleichen Entgelts unvereinbare Bestimmungen
in Tarifverträgen, Lohn- und Gehaltstabellen oder -ver-
einbarungen oder Einzelarbeitsverträgen nichtig sind
oder für nichtig erklärt werden können.

Artikel 5: Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen
Maßnahmen, um Arbeitnehmer vor jeder Entlassung zu
schützen, die eine Reaktion des Arbeitgebers auf eine
Beschwerde im Betrieb oder gerichtliche Klage auf Ein-
hal tung des Grundsatzes des gleichen Entgelts darstellt.

Artikel 6: Die Mitgliedstaaten treffen nach Maßgabe
ihrer innerstaatlichen Verhältnisse und ihrer Rechts-
systeme die Maßnahmen, die erforderlich sind, um die
Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts zu
gewährleisten. Sie vergewissern sich, daß wirksame
Mittel vorhanden sind, um für die Einhaltung dieses
Grundsatzes Sorge zu tragen.

Artikel 7: Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass
die in Anwendung dieser Richtlinie ergehenden sowie
die bereits geltenden einschlägigen Vorschriften den
Arbeitnehmern in jeder geeigneten Form bekannt ge-
macht werden, beispielsweise in den Betrieben.

Artikel 8: Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um die-
ser Richtlinie binnen einem Jahr nach ihrer Bekannt-
gabe nachzukommen, und unterrichten hiervon unver-
züglich die Kommission.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort-
laut der Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit, die
sie im Anwendungsbereich dieser Richtlinie erlassen.

Artikel 9: Binnen zwei Jahren nach Ablauf der in Artikel
8 vorgesehenen Frist von einem Jahr übermitteln die
Mitgliedstaaten der Kommission alle zweckdienlichen
Angaben, damit diese für den Rat einen Bericht über
die Anwendung dieser Richtlinie erstellen kann.

Artikel 10: Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten
gerichtet.

Richtlinie 97/80/EG 

über die Beweislast bei Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts vom 15. Dezember 1997

Auszug im Wortlaut:
Artikel 1: Ziel

Mit dieser Richtlinie soll eine wirksamere Durchführung
der Maßnahmen gewährleistet werden, die von den
Mitgliedstaaten in Anwendung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes getroffen werden, damit jeder, der sich
wegen Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrund-
satzes für beschwert hält, seine Rechte nach etwaiger
Befassung anderer zuständiger Stellen gerichtlich 
geltend machen kann.

Artikel 2: Definitionen 

1. Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet der Ausdruck
"Gleichbehandlungsgrundsatz", daß keine unmittel-
bare oder mittelbare Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts erfolgen darf.



2. Im Sinne des in Absatz 1 genannten Gleichbehand-
lungsgrundsatzes liegt eine mittelbare Diskriminie-
rung vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vor-
schriften, Kriterien oder Verfahren einen wesentlich
höheren Anteil der Angehörigen eines Geschlechts
benachteiligen, es sei denn, die betreffenden Vor-
schriften, Kriterien oder Verfahren sind angemessen
und notwendig und sind durch nicht auf das Ge-
schlecht bezogene sachliche Gründe gerechtfertigt.

Artikel 3: Anwendungsbereich

1. Diese Richtlinie findet Anwendung auf
a) die Situationen, die von Artikel 119 des Vertrags

und den Richtlinien 75/117/EWG, 76/207/EWG, und
– sofern die Frage einer Diskriminierung aufgrund
des Geschlechts angesprochen ist – den
Richtlinien 92/85/EWG und 96/34/EG erfasst wer-
den;

b) zivil- und verwaltungsrechtliche Verfahren sowohl
im öffentlichen als auch im privaten Sektor, die
Rechtsbehelfe nach innerstaatlichem Recht bei
der Anwendung der Vorschriften gemäß Buch-
stabe a) vorsehen, mit Ausnahme der freiwilligen
oder in den innerstaatlichen Rechtsvorschriften
vorgesehenen außergerichtlichen Verfahren.

2. Soweit von den Mitgliedstaaten nicht anders gere-
gelt, gilt diese Richtlinie nicht für Strafverfahren.

Artikel 4: Beweislast

1. Die Mitgliedstaaten ergreifen im Einklang mit dem
System ihrer nationalen Gerichtsbarkeit die erforder-
lichen Maßnahmen, nach denen dann, wenn Perso-
nen, die sich durch die Verletzung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes für beschwert halten und bei
einem Gericht bzw. einer anderen zuständigen Stelle
Tatsachen glaubhaft machen, die das Vorliegen einer
unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminierung ver-
muten lassen, es dem Beklagten obliegt zu bewei-
sen, dass keine Verletzung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes vorgelegen hat.

2. Diese Richtlinie lässt das Recht der Mitgliedstaaten,
eine für die klagende Partei günstigere Beweislast-
regelung vorzusehen, unberührt.

3. Die Mitgliedstaaten können davon absehen, Absatz 1
auf Verfahren anzuwenden, in denen die Ermittlung
des Sachverhalts dem Gericht oder einer anderen
zuständigen Stelle obliegt.

Artikel 5: Information

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß die in An-
wendung dieser Richtlinie ergehenden Maßnahmen
sowie die bereits geltenden einschlägigen Vorschriften
allen Betroffenen in geeigneter Form bekannt gemacht
werden.

Gender Mainstreaming

Der EG-Vertrag von 1999, Art. 2 und 3, Abs. 2, gilt zu-
gleich als wichtigste Rechtsquelle für das Prinzip des
Gender Mainstreaming. Hierin haben sich die Mitglied-
staaten verpflichtet, darauf hinzuwirken, Ungleichhei-
ten zu beseitigen und die Gleichstellung von Männern
und Frauen zu fördern.

EG-Vertrag Art. 2: Aufgabe der Gemeinschaft

Auszug im Wortlaut:
Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch die Errichtung
eines Gemeinsamen Marktes und einer Wirtschafts-
und Währungsunion sowie durch die Durchführung der
in den Artikeln 3 und 4 genannten gemeinsamen Politi-
ken und Maßnahmen in der ganzen Gemeinschaft  eine
harmonische, ausgewogene und nachhaltige Entwick-
lung des Wirtschaftslebens, ein hohes Beschäftigungs-
niveau und ein hohes Maß an sozialem Schutz, die
Gleichstellung von Männern und Frauen, ein beständi-
ges nicht inflationäres Wachstum, einen hohen Grad
von Wettbewerbsfähigkeit und Konvergenz der Wirt-
schaftsleistungen, ein hohes Maß an Umweltschutz
und Verbesserung der Umweltqualität, die Hebung der
Lebenshaltung und der Lebensqualität, den wirtschaft-
lichen und sozialen Zusammenhalt und die Solidarität
zwischen den Mitgliedern zu fördern.

EG-Vertrag Art. 3, Abs. 2: Tätigkeit der Gemeinschaft

Auszug im Wortlaut:
Bei allen in diesem Artikel genannten Tätigkeiten wirkt
die Gemeinschaft darauf hin, Ungleichheiten zu beseiti-
gen und die Gleichstellung von Männern und Frauen
zu fördern. 

Irland

Gesetzliche Rahmenbedingungen auf dem Gebiet der

gleichen Entlohnung in Irland

Das Recht auf gleiche Bezahlung wurde in Irland erst-
mals 1974 in Form des Anti-Diskriminierungs(Lohn)-
gesetzes (Anti-Discriminiation [Pay] Act) eingeführt.
Dieses Gesetz führte das Recht auf gleichen Lohn für
‚gleiche Arbeit’ ein, die entsprechend der Qualifikation,
der physischen und mentalen Anforderungen, der Ver-
antwortung und der Arbeitsbedingungen definiert wurde.
1977 trat das Gesetz über die Gleichheit der Beschäfti-
gung (Employment Equality Act) in Kraft und verbot
die Diskriminierung bei Anwerbung, Ausbildung, Be-
schäftigungsbedingungen und Entwicklungsmöglich-
keiten aufgrund des Geschlechtes oder Personenstandes.

Diejenigen, die glaubten, dass die ihnen nach diesen
beiden Gesetzen zustehenden Rechte verletzt wurden,
waren aufgefordert, ihre Angelegenheit vor einen
Gleichstellungsbeauftragten (Equality Officer, einge-
setzt gemäß dem Gesetz von 1974) oder das Arbeits-
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gericht (Labour Court) zu bringen. Sowohl der Gleich-
stellungsbeauftragte als auch das Amt für Gleich-
stellung in der Beschäftigung (Employment Equality
Agency, eingerichtet gemäß dem Gesetz von 1977) hat-
ten das Recht, auf der Grundlage des Diskriminierungs-
vorwurfs eine Untersuchung durchzuführen. Dem Amt
wurden außerdem Informations-, Beratungs- und Kon-
trollaufgaben übertragen.

Im Jahr 1998 wurden diese Gesetze durch das Gesetz
über die Gleichheit der Beschäftigung (Employment
Equality Act) ersetzt und die Gründe für die gesetzlich
verbotene Diskriminierung bei der Beschäftigung aus-
geweitet (es gab jetzt neun Gründe: Geschlecht, Per-
sonenstand, Familienstand, sexuelle Ausrichtung,
Religion, Alter, Behinderung, Rasse und Zugehörigkeit
zur Gemeinschaft der Traveller). Die neue Gesetzge-
bung veränderte die zeitliche Begrenzung für Klagen
von sechs Monate ab dem Datum des ersten Vorkomm-
nisses auf sechs Monate ab dem letzten Ereignis. Das
Amt für Gleichstellung in der Beschäftigung erhielt eine
proaktivere Rolle: Es wurde als Gleichstellungsbehörde
(Equality Authority) eingesetzt und erhielt das Recht,
Gleichstellungsberichte anzufertigen und Aktionspläne
zur Gleichbehandlung vorzubereiten. Unternehmen, die
es unterlassen, Bestimmungen eines Aktionsplans zur
Gleichbehandlung umzusetzen, können durch Zu-
stellung einer ausdrücklichen Aufforderung durch das
Gericht nötigenfalls dazu gezwungen werden.

Die geschlechtlich bedingte Differenz in der Bezahlung
hat sich nachweislich während der späten 1970er und
frühen 1980er Jahre verringert, was zum Teil auf das
Inkrafttreten der Gleichstellungsgesetze in der Mitte der
1970er Jahre zurückzuführen ist (Callen & Wren, 1994).
Es ist vermutlich noch zu früh, um die Auswirkungen
der neuen Gleichstellungsgesetzgebung auf diese Diffe-
renz zu untersuchen – jedoch lassen eine Reihe von
Faktoren vermuten, dass sie insgesamt begrenzte Aus-
wirkungen hat.

Erstens beziehen sich weder die ursprünglichen Anti-
Diskriminierungsgesetze noch das neue Gesetz über
die Gleichstellung bei der Beschäftigung auf ein Sys-
tem zur Einstufung und Bewertung von Arbeitsplätzen,
das die Auslegungsmöglichkeiten einschränkt, welche
unterschiedlichen Arbeitsplätze beim Vergleich als
‚gleichwertig’ anzusehen sind. Zweitens sind die Mög-
lichkeiten der Gesetzgebung zur Verringerung der
Lohndifferenzen aufgrund von Benachteiligungen be-
grenzt und die Auswirkungen von Gerichtsurteilen auf
die Gesamtwirtschaft gering, da der Vergleich auf Ar-
beiten bei demselben oder einem angegliederten Ar-
beitgeber begrenzt wird. Drittens legen internationale
Vergleiche die Vermutung nahe, dass der Ansatz über
die individuelle Klageerhebung, wie die irische Gesetz-
gebung ihn vorsieht, weniger effektiv ist als Ansätze,
bei denen Gemeinschaftsklagen zugelassen werden
oder die Aufsichtsbehörde die Einhaltung proaktiv
sicherstellt (Gunderson, 1989).

Aus dem jüngsten Jahresbericht der Gleichstellungs-
behörde (Juli 2001) geht hervor, dass im Jahr 2000 nur
21 geschlechtsbezogene Fälle in Zusammenhang mit
gleicher Bezahlung aufgenommen wurden. Einzelne
Gerichtsprozesse können nur einen geringen Einfluss
auf die geschlechtsbedingte Lohndifferenz in der Wirt-
schaft haben, aber die Gesetzgebung und die Arbeit
der Gleichstellungsbehörde könnten durch die Förde-
rung einer neuen Kultur der Zustimmung dazu an Ein-
fluss gewinnen. Die jüngsten verfügbaren Daten lassen
vermuten, dass die geschlechtsbedingte Lohndifferenz
von 15 Prozent im Jahr 1997 unwesentlich auf 14,7 Pro-
zent im Jahr 2000 gesunken ist (Russell und Gannon,
2002), so dass es bis jetzt wenig Indizien für eine signi-
fikante Wirkung der neuen Gesetzgebung gibt.

Ein weiterer Schritt der Gesetzgebung, die sich des
Problems der gleichen Entlohnung annimmt, ist das
Gesetz zum Schutz der Arbeitnehmer (Teilzeit-Arbeits-
gesetz) (The Protection of Employees [Part-Time Work]
Act), das 2001 in Kraft getreten ist, und dessen Ziel
darin besteht zu gewährleisten, dass Teilzeitbeschäftigte
gegenüber vergleichbaren Vollzeitbeschäftigten bezüg-
lich der Beschäftigungsbedingungen nicht benachteiligt
werden (wenn sie bei demselben oder einem angeglie-
derten Arbeitgeber beschäftigt sind). Da die Mehrheit
der Teilzeitbeschäftigten Frauen sind, könnte das die
Lohndifferenz verringern.

Niederlande

Gleiches Recht und gleicher Lohn in den Niederlanden

Gemäß Artikel 1 der holländischen Verfassung von 1983
sollen in den Niederlanden alle Personen unter den
gleichen Umständen gleich behandelt werden, und die
Diskriminierung aufgrund von Religion, Glauben, politi-
scher Meinung, Rasse, Geschlecht oder aus anderen
Gründen ist verboten.

Dieser Verfassungsgrundsatz funktioniert in erster Linie
im Verhältnis zwischen dem Staat und den einzelnen
BürgerInnen. Um die Normen der Gleichbehandlung
und der Nicht-Diskriminierung zwischen den Bürger-
Innen umzusetzen und diese Normen in konkretere
Aufgaben zu fassen, trat 1994 das Gesetz zur Gleich-
behandlung (AWGB) in Kraft. Dieses Gesetz verbietet
die Diskriminierung in spezifischen Bereichen (Beschäf-
tigung, inklusive Entlohnung; Bildung und Bereit-
stellung von Gütern und Dienstleistungen) aufgrund
von Religion, Glauben, politischer Meinung, Rasse,
Geschlecht, Homosexualität und Personenstand. 

Dem AWGB folgte ein weiteres Gesetz, das Gesetz zur
Gleichbehandlung von Männern und Frauen am Ar-
beitsplatz (WGB) von 1980/1989. Dieses Gesetz beinhal-
tet ein gesondertes Kapitel zum Thema der gleichen
Bezahlung von Arbeiten gleichen Wertes. Das Gesetz
enthält detailliertere Anweisungen zur Umsetzung der
gleichen Bezahlung – beispielsweise:



• Regel 1: Die Basis des Vergleiches stellen die Löhne
dar, die normalerweise ein Arbeiter des anderen Ge-
schlechtes für eine Arbeit gleichen Wertes oder, falls
es eine solche Arbeit nicht gibt, für eine Arbeit annä-
hernd gleichen Wertes erhält – und zwar in dem Unter-
nehmen, in dem der Arbeiter, für den der Vergleich
gezogen wird, beschäftigt ist.

• Regel 2: Entsprechend der Zielsetzung von Regel 1 ist
die Arbeit mit Hilfe eines seriösen Arbeitsbewertungs-
systems zu bewerten.

• Regel 3: Gemäß der Zielsetzung von Regel 1 sollen
die Löhne, die die betroffenen Beschäftigten erhalten,
als gleich mit dem Lohn angesehen werden, den ein
Beschäftigter des anderen Geschlechtes normaler-
weise für eine Arbeit gleichen Wertes erhält, wenn
diese auf der Grundlage gleicher Kriterien berechnet
wurden („gleiche Kriterien“ bedeutet, dass diese
Kriterien keine direkte oder indirekte Diskriminierung
beinhalten).

Ebenfalls von großer Bedeutung für das Thema der
Lohngleichheit ist das Gesetz, dass die Diskriminierung
aufgrund der Arbeitszeiten (WOA) verbietet. Dieses
Gesetz trat am 1. November 1996 in Kraft und regelt
die Gleichbehandlung von Beschäftigten und öffentlich
Bediensteten mit unterschiedlichen Arbeitszeiten. Das
Gesetz schreibt vor, dass der Arbeitgeber Beschäftigte
bei der Festlegung der Bedingungen des abzuschlie-
ßenden Arbeitsvertrages, dessen Erneuerung oder des-
sen Beendigung, nicht aufgrund von unterschiedlichen
Arbeitszeiten diskriminieren darf, es sei denn, die vor-
genommene Unterscheidung ist objektiv begründet.
Dieses Gesetz hat für Frauen besondere Bedeutung,
denn Teilzeitarbeit wird überwiegend von ihnen ausge-
übt.

Als das Gesetz zur Gleichbehandlung (Awgb) in Kraft
trat, wurde 1994 eine Kommission für Gleichbehand-
lung (De Cgb) eingesetzt. Die Kommission wurde ein-
gerichtet, um die Einhaltung des Gesetzes in Gemein-
schaft mit der sonstigen Anti-Diskriminierungs- und
Gleichbehandlungsgesetzgebung in den Niederlanden
zu fördern und zu überwachen: und zwar das Gesetz
über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen
am Arbeitsplatz (Wgb) und das Gesetz zum Verbot der
Diskriminierung aufgrund der Arbeitszeit.

Direkte und indirekte Diskriminierung

Das holländische Gleichstellungsgesetz wurde stark
von der Gesetzgebung der EG (Artikel 141 des EU-Ver-
trages und der Richtlinien zur Gleichbehandlung) sowie
der Rechtssprechung des Europäischen Gerichtshofes
beeinflusst.

Die Begriffe der direkten und indirekten Diskriminierung
wurden aus der EG-Gesetzgebung übernommen. 
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Präzedenzrecht

Am 3. Januar 1997 hat der Oberste Holländische Ge-
richtshof bestimmt, dass das Vergütungssystem für
Haushaltshilfen eine indirekte Diskriminierung der
Frauen darstellt. In diesem System wird zwischen
Menschen mit unterschiedlicher Bildung unterschie-
den. Personen mit bestimmten Qualifikationen werden
dennoch von der Möglichkeit ausgeschlossen, eine
höhere Entlohung zu erzielen. Das benachteiligt haupt-
sächlich Frauen, denn sämtliche ausgeschlossenen
Qualifikationen sind fast ausschließlich von Frauen
erlangte Qualifikationen. Das Amtsgericht hatte früher
festgelegt, dass die Unterscheidung nicht durch den
höheren Wert spezieller Kenntnisse und Erfahrungen
gerechtfertigt werden könne. Der Oberste Gerichtshof
bestätigte das Urteil des Amtsgerichtes, dass weibliche
Haushaltshilfen indirekt diskriminiert worden waren.

Österreich

Die verfassungsrechtlichen Grundlagen der Gleichbe-
handlung finden sich im Staatsgrundgesetz von 1867
und in Artikel 7 des Bundes – Verfassungsgesetzes 
(B-VG) von 1929 sowie in der von Österreich 1982 ratifi-
zierten UN-Konvention zur Beseitigung jeder Form der
Diskriminierung der Frau. Im Zusammenhang mit dem
Frauenvolksbegehren erfolgte1998 eine Novelle des
Artikel 7 B- VG. In die Staatszielbestimmung wurde auf-
genommen, dass zur Herstellung tatsächlicher Gleich-
stellung von Frauen und Männern Maßnahmen zur
Förderung der faktischen Gleichstellung zulässig sind.

Das Verbot der Diskriminierung und das Prinzip der
Entgeltgleichheit sind gesetzlich verankert.

Für die Privatwirtschaft gilt das  Bundesgesetz über die
Gleichbehandlung von Frau und Mann im Arbeitsleben,
(als Gleichbehandlungsgesetz bezeichnet):
Bundesgesetzblatt (BGBl.) Nr. 108/1979 sowie die
Novellen, BGBl. Nr. 410/1990, BGBl. Nr. 129/2001 und
BGBl. Nr. 833/1992. 

Für den öffentlichen Sektor gilt das Bundesgesetz über
die Gleichbehandlung von Frauen und Männern und
die Förderung von Frauen im Bereich des Bundes
(Bundes-Gleichbehandlungsgesetz), BGBl. Nr. 100/1993.

Die Bestimmungen des EG-Vertrages (u.a. Art.141) und
die nationalen Regelungen verbieten Unternehmen im
öffentlichen und privatwirtschaftlichen Sektor geschlech-
terdiskriminierend zu entlohnen. Das Verbot umfasst
nicht nur offene, sondern auch versteckte oder mittel-
bare Diskriminierung.

Ersatzansprüche können von den zuständigen Arbeits-
und Sozialgerichten geltend gemacht werden. Der rück-
wirkende Anspruch auf Entgeltnachzahlungen beruht
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auf Bestimmungen des österreichischen Gleichbehand-
lungsgesetzes (§§2a Abs. 2, Rechtsfolgen der Verlet-
zung des Gleichbehandlungsgebotes und 10b Abs. 1,
Fristen für die Geltendmachung von Ansprüchen). Für
Entgeltansprüche beträgt die Verjährungsfrist drei Jahre.
Den Arbeits- und Sozialgerichten wurde durch das
Gleichbehandlungsgesetz die Gleichbehandlungs-
kommission als besondere Einrichtung zur Seite ge-
stellt. Diese hat die Aufgabe, sich allgemein oder in
Einzelfällen mit Verletzungen des Gleichbehandlungs-
gesetztes zu befassen. Sie hat auch die Möglichkeit, im
Vorfeld bzw. zur Vermeidung eines gerichtlichen Recht-
streites beratend oder schlichtend tätig zu werden. 

In Österreich wurde ferner die Anwaltschaft für Gleich-
behandlungsfragen (mit Regionalanwaltschaften in
einigen Bundesländern) eingerichtet. Zu deren Aufga-
ben gehört u.a. die Beratung von Personen, die sich
gegenüber dem anderen Geschlecht in einem Arbeits-
verhältnis benachteiligt fühlen und die Information
über die praktischen Anwendungsmöglichkeiten des
Gesetzes, Erfolge und Probleme sowie Präzedenz-
entscheidungen der Gleichbehandlungskommission. 

(weitere Informationen:

http://www.bmsg.gv.at/bmsg/relaunch/frauen) 



Im europäischen Durchschnitt liegt die Entgeltdifferenz
zwischen Frauen und Männern derzeit bei etwa 28 Pro-
zent (vgl. Smet 2001, S. 14). In Österreich beispielsweise
verdienen Frauen durchschnittlich nur zwei Drittel der
Männerlöhne/-gehälter. Dies, obwohl die Gesetze im
öffentlichen und privatwirtschaftlichen Bereich verbie-
ten, ungleich zu entlohnen. In Deutschland verdient
„Simone“ nur 76 Prozent, also 24 Prozent weniger als
„Simon“, dies hat der „Bericht der Bundesregierung
zur Berufs- und Einkommenssituation von Frauen und
Männern“ (2001) aufgezeigt (ausführlicher dazu Karin
Tondorf auf der Konferenz „Equal Pay“). Die Sachver-
ständigen für Fragen der Vergütung und Lohngleichheit
sind sich darin einig, dass Frauen durch die herkömm-
lichen Einstufungssysteme benachteiligt werden (vgl.
Becusson/Weiler 1999, S. 89). So sind im europäischen
Durchschnitt rund 15 Prozent, also mehr als die Hälfte
der Entgeltdifferenz, nicht mit „objektiven“ Faktoren
erklärbar und als Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechtes zu bezeichnen (Smet 2001, S. 15). 

Die Europäische Kommission hat 1996 einen „Leitfaden
zur Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts
für Frauen und Männer bei gleichwertiger Arbeit“ her-
ausgegeben. 1997 hat die Kommission den Mitglieds-
ländern empfohlen, Anstrengungen zur Beseitigung der
Einkommensunterschiede zwischen den Geschlechtern
durch die Entwicklung und Erprobung von neuen Me-
thoden diskriminierungsfreierer Arbeitsbewertung zu
unternehmen, um das Prinzip der Entgeltgleichheit tat-
sächlich umzusetzen. Die Diskussionen und Maßnah-
men in den einzelnen Mitgliedsstaaten der EU sind
durchaus unterschiedlich. Für ausgewählte Länder
wird im Folgenden beschrieben, welche Maßnahmen
zur Umsetzung des Grundsatzes „Gleicher Lohn für
gleiche und gleichwertige Arbeit“ getroffen wurden. 

Belgien

Belgien hat eine umfassende gesetzliche Regelung im
Bereich der Entgeltgleichheit. 1975 wurde eine berufs-
übergreifende Vereinbarung zur Lohngleichheit (Collec-
tive Bargaining Agreement no. 25) beschlossen, in der
sämtliche Entgeltbestandteile angeführt sind. Dieser
Regelung zufolge dürfen Systeme der Arbeitsplatz-
bewertung keine Unterschiede bei der Auswahl von
Kriterien, der Gewichtung oder der Übertragung dieser
Kriterien in Entgeltbestandteile aufweisen. Es wird
explizit angeführt: „Under no circumstances the system

of job evaluation may give rise to discrimination.“ (Van
Laere 1998, S. 3). Die Arbeitsbewertungen werden auf
sektoraler Ebene durchgeführt, und die Arbeitsinspekto-
rrate sollen die Einhaltung der Diskriminierungsfreiheit
überprüfen. Chris Van Laere vom „Department of Em-
ployment and Labour“ stellt fest, dass es noch be-
stimmte Mängel bei der Umsetzung gibt: „Equal pay is
not a priority on the Belgian trade unions’ agenda and
often they feel awkward to take legal steps in this
area.“ (Van Laere 1998, S. 5). 1998 hat das Ministerium
die nationalen SozialpartnerInnen aufgefordert, eine
Revision der bestehenden Klassifikationssysteme
durchzuführen. „As a result, the social partners have
committed themselves in the scope of the Belgian
Action Plan for Employment 1998 to revise the job clas-
sifications in all sectors where these classification led
to inequality. In order to assure that this revision will
indeed be carried out, the Minister of Employment and
Labour has made a proposal to add a new paragraph
with regard to job evaluation in the Belgian equality
legislation.” (Vanlaere 1998, S. 8). 

Das „General Multi-Industrial“ Übereinkommen von
2001/2002 besagt, dass die SozialpartnerInnen ihre
Bemühungen zur Umsetzung diskriminierungsfreier
Arbeitsbewertung vorantreiben. In diesem Überein-
kommen wird an die Regierung appelliert, steuerliche
Anreize zu setzen, um entsprechende Arbeitsbewer-
tungssysteme zu fördern. Durch ein Projekt sollen die
Auswirkungen derzeit angewandter Arbeitsbewertungs-
systeme auf die Geschlechter überprüft werden
(http://www.etuc.org/equalpay). 

Das Arbeitsministerium hat 1997 ein “Manuel pour 
l’égalité des chances et l’evaluation des fonctions“ 
herausgegeben. Dieses Handbuch wurde überarbeitet
und 2001 neu aufgelegt (Evaluation et classification de 
fonctions. Des outils pour l’égalité salariale). Zudem 
bietet das Projekt Eva, eine Initiative des Bundesministe-
riums für Beschäftigung und Arbeit (Emploi et du Travail),
„Direction de l’égalité des chances“ ein umfassendes
Schulungsprogramm zur „Evaluation et classification de
fonctions“ an. Jüngsten Pressemeldungen zufolge hat
Belgien innerhalb der europäischen Union die gering-
sten Entgeltdifferenzen zwischen Frauen und Männern.
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Maßnahmen und Projekte zur Gleichwertig-

keit von Arbeit in verschiedenen europäischen

Ländern und Kanada1

D R .  E D E L T R A U D  R A N F T L   U N I V E R S I T Ä T  L I N Z ,  Ö S T E R R E I C H

1 Der Text wurde der Konferenzmappe beigelegt, die
bereits vor der internationalen Konferenz den Teilneh-
merInnen ausgehändigt wurde.
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Luxemburg 

Das Frauenministerium (Ministère de la Promotion
Féminine) in Luxemburg führt seit 2001 ein Projekt zur
Lohngleichheit zwischen den Geschlechtern durch:
„L’Égalité de salaire, défi du développement démocrati-
que et économique“. In diesem Kontext wurden meh-
rere Workshops mit SozialpartnerInnen zur Thematik
der „Lohnunterschiede“ und diskriminierungsfreiere
Arbeitsbewertung durchgeführt. Die VertreterInnen der
Arbeitgeber und Arbeitnehmer haben gemeinsam kon-
krete Vorschläge erarbeitet, wie die Situation in Luxem-
burg verbessert werden könnte. Unter anderem wurde
auch „Ausschau“ gehalten nach Modellen diskriminie-
rungsfreier Arbeitsbewertung und Klassifizierung von
Arbeitsstellen. Dazu wurden ExpertInnen u.a. aus Bel-
gien, der Schweiz, Deutschland und Österreich eingela-
den. Die Ergebnisse des Projektes werden Anfang 2003
publiziert.

Dänemark

Hier kam es aufgrund der Verpflichtung zur Chancen-
gleichheit im öffentlichen Sektor zu Vereinbarungen,
die vorsahen, bestimmte Informationen zur Chancen-
gleichheit vorzulegen. In einer dänischen Kommune
(Ålborg) wurde etwa von einer Gruppe von Arbeitge-
berInnen und ArbeitnehmerInnen gemeinsam mit dem
Stadtrat ein Gleichstellungsausschuss gebildet, und es
wurden entsprechende Gleichstellungsberichte, die
besonderes Augenmerk auf Zulagen richteten, heraus-
gegeben. Eine Analyse, „die das vorhandene Lohn-
gefälle und die Maßnahmen zur Besserstellung von
Frauen ebenso berücksichtigte wie die Zusammen-
setzung des Arbeitsentgelts, ist deshalb von Bedeu-
tung, weil sich bei näherer Betrachtung der geschlechts-
abhängigen Vergütungsstrukturen Hinweise darauf fan-
den, dass andere Entgeltbestandteile zum Einsatz
kamen, sobald der Grundlohn für männlich oder weib-
lich dominierte Tätigkeiten angepasst worden war.“
(Bercusson/ Weiler 1999, S. 92). 

Das Arbeitsministerium in Kopenhagen hat 2001 eine
Publikation zur Problematik „Arbeitsbewertung und
Lohngleichheit“ herausgegeben, in der unterschiedli-
che Bewertungssysteme vorgestellt und diskutiert wer-
den. Darüber hinaus findet sich darin eine Übersicht
über angewandte diskriminierungsfreiere Arbeitsbewer-
tungssysteme in anderen Ländern (vgl. Arbejds Mini-
steriet 2001).

Spanien

Obwohl es in Spanien eine umfassende Rechtsgrund-
lage bezüglich Entgeltgleichheit gibt, hat das Instituto
de la Mujer (ein unter der Schirmherrschaft des Mini-
steriums für Arbeit und soziale Angelegenheiten arbei-
tendes Institut) festgestellt, „dass bei der Festlegung
der Kriterien für die Arbeitsplatzbewertung durchweg

indirekte Diskriminierung vorkommt und dass sich das
Lohngefälle aus den Arbeitsplatzmerkmalen erklärt und
nicht aus den Merkmalen der Einzelpersonen“ (Smet
2001, S. 21). Das Instituto de la Mujer hat ein interna-
tionales Projekt (ProjektpartnerInnen: u.a. Portugal,
Großbritannien, Frankreich und Belgien) zur Entgelt-
gleichheit durchgeführt und einen Leitfaden über emp-
fehlenswerte Praktiken zur Arbeitsplatzbewertung her-
ausgegeben (vgl. Ministerio de Trabajo y Asuntos
Sociales 1999). Im Leitfaden wird empfohlen, bei den
bisher bestehenden Methoden der Entgeltfindung
anzusetzen, weshalb Prüflisten sowie Methoden zur
geschlechtsneutralen Arbeitsbewertung vorgestellt
werden. Ferner wurde 1995 eine große internationale
Konferenz durchgeführt, bei der Modelle diskriminie-
rungsfreierer Arbeitsbewertung diskutiert wurden.

Schweden 

Das Gleichstellungsgesetz (aus dem Jahre 1980) wurde
1991 neu gefasst und 2001 geändert. Aufgrund dieses
Gesetzes sind alle ArbeitgeberInnen mit zehn und mehr
Beschäftigten aufgerufen, Entgeltunterschiede zwischen
Frauen und Männern zu identifizieren, darüber Bericht
zu legen und einen Chancengleichheitsplan aufzustel-
len. Dieser Plan muss eine Aufstellung über Unterschiede
beim Arbeitsentgelt zwischen Frauen und Männern
sowie einen Aktionsplan für gleiches Arbeitsentgelt
enthalten. Der Plan soll eine Bewertung der Arbeits-
plätze umfassen, „sodass deutlich wird, ob Frauen und
Männer gleichartige oder gleichwertige Arbeit leisten“.
Die ArbeitgeberInnen werden angehalten, einen Kosten-
und Zeitplan über die nötigen Anpassungen aufzustel-
len. „Falls es der Arbeitgeber unterlässt, positive Maß-
nahmen auszuarbeiten, wird er mit einer Geldstrafe
bestraft, die das Chancengleichheitsamt verhängt.“
(Smet 2001, S. 22). In Schweden wird ferner auf das
Mittel von Sonderzahlungen für Frauen in Tätigkeits-
feldern mit vorwiegend weiblichen Beschäftigten
zurückgegriffen (vgl. Bercusson/Weiler 1999, S.96). Um
die Erstellung der Pläne zu erleichtern, wurden gut
handhabbare Arbeitsbewertungssysteme und Listen
sowie Verzeichnisse zur Erstellung von Entgeltberichten
erarbeitet.

Laut Auskunft durch Carin Holm (Januar 2002) gibt es
in Schweden eine große Anzahl von „good practice
Beispielen“ für Entgeltgleichheit. Vom Ombudsman in
Schweden wurde ein Projekt „Pay Equity Guide“ durch-
geführt. Das Projekt hatte zum Ziel, die nicht zu erklä-
renden Differenzen zwischen Frauen- und Männerein-
kommen durch die Entwicklung von Methoden, die
Bereitstellung von Information und die Bildung von
Netzwerken zu reduzieren. Es wurden zwei Instrumente
zur Arbeitsbewertung entwickelt: ein einfaches System
„Steps to Pay Equity“, in welchem auf die Faktoren
Können/Fertigkeiten, Verantwortung und Umgebungs-
bedingungen geachtet wird, und ein ausgefeilteres
System, das HAC Arbeitsbewertungssystem (nicht zu
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verwechseln mit dem HAY-System, das als nicht
geschlechtsneutral erachtet wird). Das HAC System
wurde 1995 von Anita Harrimann und Carin Holm ent-
wickelt und 2000 überarbeitet, es ist derzeit nur in
schwedischer Sprache verfügbar. Kommunen und
Unternehmen haben das System zur Entgeltfindung
angewandt. Das HAC Arbeitsbewertungssystem und
„Steps to Pay Equity“ werden in Schweden häufig
angewandt. 

Anita Harriman und Carin Holm informierten auf der
„Equal Pay“ Konferenz in Berlin über den schwedi-
schen Weg der Kollektivertragsverhandlungen und
Schritte zur Entgeltgleichheit und stellten o.a. Bewer-
tungssysteme vor. 

Niederlande

Der Grundsatz der gleichen Entlohnung bei gleichwerti-
ger Arbeit wurde 1975 gesetzlich festgeschrieben. Das
Gleichbehandlungskomitee (Commissie Gelijke Be-
handleling, CGB) hat einige Studien über Diskriminie-
rung durch das Arbeitsbewertungssystem durchgeführt
und ein umfassendes System zur Überprüfung auf
Diskriminierungsfreiheit entwickelt (vgl. Van Laere 1998).
Die Empfehlungen zur Bewertung von Arbeit orientieren
sich stark an der Rechtsprechung des EuGH. Konkret
heißt es, die Arbeitsbewertungssysteme dürfen keine
unterschiedlichen Interpretationen zulassen; sie müssen
daher ausführlich und klar beschrieben sein und auch
dokumentiert werden. Das Arbeitsbewertungssystem
muss durchschaubar sein und den Beschäftigten bekannt
gemacht werden. Das Bewertungssystem muss von den
Unternehmen regelmäßig überprüft und gewartet wer-
den (vgl. Van Laere 1998, S.7). Das vom CGB entwickel-
te Bewertungsmodell umfasst auch eine Reihe von
Merkmalen, die für „Frauen- und Männerarbeit“ typisch
sind. Diese Merkmale dürfen gesamt gesehen nicht
unterschiedlich gewertet und gewichtet werden (aus-
führlicher hierzu: Van Laere 1998; Ranftl 1998).

Von FNV (Gewerkschaftsbund) wurde 2001 eine Bro-
schüre zur Entgeltgleichheit von Frauen und Männern
herausgegeben. Dieser sind Daten zu Einkommensun-
terschieden, Analysen für die Ursachen der Entgelt-
unterschiede sowie Aktionspläne zur Verringerung der
Entgeltunterschiede zu entnehmen. Hervorzuheben ist,
dass die niederländische Stichting van de Arbeid, in
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen ver-
treten sind, eine Equal Pay Checkliste ausgearbeitet
hat. (Diese wurde auf der Konferenz durch Loes van
Hoogstraten-van Embden Andres und Karin Kuiper prä-
sentiert.) 

Finnland

Seit Ende der 1980er Jahre wird die Diskussion zur dis-
kriminierungsfreieren Arbeitsbewertung geführt. In
staatlichen Sektoren wurden neue Arbeitsbewertungs-

systeme eingeführt. Es bleibt aber den jeweiligen Be-
reichen selbst überlassen, welches Bewertungssystem
sie wählen. In Finnland kamen Regelungen zur Arbeits-
platzbewertung als Teil einkommenspolitischer Verein-
barungen auf zentraler Ebene zustande. Es wurde eine
Arbeitsgruppe (Job Evaluation Monitoring Group of the
Central Labour Market Organisations) gebildet, die
über bestehende Regelungen berichten und Empfeh-
lungen zur Ausgestaltung von Bewertungssystemen
geben soll. Die Gruppe achtet in ihrer Arbeit besonders
auf Sektoren mit hohem Frauenanteil (vgl. Bercusson/-
Weiler S. 93). Die eingesetzte Monitoring Group legte
den Grundstein für Arbeitsbewertungsvorhaben in den
Vereinbarungen verschiedener Sektoren. Brian Bercus-
son und Anni Weiler (1999, S. 93) berichten davon,
dass eine sektorale Vereinbarung bezüglich Arbeits-
platzbewertung geschlossen wurde, die für rund 71
Prozent des Personals im Gesundheitswesen, in Sozial-
diensten und der allgemeinen Verwaltung gilt. In einer
anderen Branchenvereinbarung liegt der Schwerpunkt
auf der Zusammenfassung der unterschiedlichen Lohn-
tabellen zu einem einheitlichen System. Ein weiteres
good practice Beispiel liefert eine Vereinbarung der
chemischen Industrie, deren Bedeutung darin liegt,
„dass sie einen Weg zur Lohngleichheit zwischen Frau-
en und Männern durch die Zusammenlegung von Ar-
beitsbewertungssystemen und die Aufstellung einer
einheitlichen Lohntabelle aufzeigt“ (Bercusson/Weiler
1999, S. 94). 

In Finnland gibt es ferner „Gleichstellungszulagen in
einkommenspolitischen Vereinbarungen“. Diese Zu-
lagen wurden 1989 branchenübergreifend eingeführt.
Dem war (in den 70er und 80er Jahren) die Annahme
von Beschlüssen zur solidarischen Lohnpolitik vorange-
gangen. „Damit wurde ein tariflich abgesicherter Me-
chanismus geschaffen, um eine bessere Entlohnung in
Sektoren mit weiblichen und schlecht bezahlten Ar-
beitskräften herbeizuführen. … Die Gleichstellungs-
zulage wird zwischen Arbeitgeberverbänden und Ge-
werkschaften ausgehandelt. … Wie die Recherchen
zeigten, bewirkten die Gleichstellungszuschläge vor
allem in bestimmten Sektoren eine Verminderung des
Lohngefälles zwischen den Geschlechtern.“ (Bercusson/-
Weiler, S. 94ff) Außerdem gibt es in Finnland einige
Schulungsprogramme zu Arbeitsbewertung und Ent-
geltgleichheit. Eine Studie über die Entgeltsituation, die
von den Sozialpartnern in Auftrag gegeben wurde,
steht kurz vor dem Abschluss. Daraus soll ersichtlich
werden, welcher Prozentsatz der Einkommensdifferenz
objektiv nicht erklärbar ist. Diese Studie wird als Basis
für weitere Maßnahmen dienen (vgl. Helle 2001, S. 1).
(Auf der Konferenz stellten Ulla Aitta und Lea Rantanen
Strategien zur Entgeltgleichheit u.a. durch Arbeitsbe-
wertung vor.) 

Frankreich 

Bereits 1927 wurde in Frankreich gleiches Arbeitsent-
gelt für männliche und weibliche Lehrkräfte gesetzlich
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verankert. Durch ein Gesetz aus dem Jahre 1972 und
das Änderungsgesetz von 1973 wurden Kriterien für die
konkrete Ermittlung des Wertes einer Arbeit aufgestellt.
„Im französischen Recht gibt es keine Bestimmungen,
die Faktoren zur Rechtfertigung von Unterschieden im
Arbeitsentgelt vorsehen.“ (Smet 2001, S. 22). Die Instru-
mente zur Förderung der Gleichstellung bestehen unter
anderem in Arbeitsplatzbewertungen und Plänen für
die Gleichstellung im Berufsleben. Die Gleichstellungs-
pläne werden zwischen den Arbeitsmarktparteien aus-
gehandelt. In Unternehmen mit mehr als 50 Beschäf-
tigten sind die ArbeitgeberInnen verpflichtet, „dem
Betriebsrat oder der Personalvertretung einen schrift-
lichen Bericht mit vergleichbaren Daten über allgemei-
ne Beschäftigungs- und Ausbildungsbedingungen und
das tatsächliche Arbeitsentgelt für Frauen und Männer
vorzulegen“ (ebenda). Das Gesetz über die Gleich-
stellung von Frauen und Männern im Arbeitsleben aus
dem Jahre 1983 wurde vom „Ministère des Droits de la
Femme“ und dem „Ministère du Travaille, de l’Emploi
et de la Formation Professionelle“ durch eine Broschüre
mit zahlreichen Prüflisten und Anleitungen zur Anfer-
tigung von Entgeltberichten und zur Arbeitsbewertung
verbreitet. „1990 führte die französische Regierung
eine Kampagne zur Bekämpfung von schlechter Bezah-
lung und unergiebigen Lohnverhandlungen durch, in-
dem sie die Sozialpartner dazu anregte, Verhandlungen
auf Branchenebene zu führen, in denen die Aushand-
lung der Löhne mit Verhandlungen über Arbeitsplatz-
einstufung verknüpft wurde. Der Erfolg dieser Initiative
war zwar, dass die Zahl der Frauen und Männer, deren
Lohn unmittelbar an den nationalen Mindestlohn ge-
koppelt war, geringer wurde, doch bleibt ein höherer
Anteil der Frauen noch immer auf diesem Lohnniveau.“
(Smet 2001, S. 23).

Großbritannien

1983 wurde ein Ergänzungsgesetz zum Equal Pay Act
(1970) verabschiedet. Die Entgeltunterschiede sind aber
noch immer beträchtlich, und die Gleichbehandlungs-
kommission (EOC) hat anhand von Studien auf den
Zusammenhang von ungleicher Bezahlung, Segrega-
tion der Geschlechter am Arbeitsmarkt und unzuläng-
lichen Verfahren der Arbeitswertung aufmerksam ge-
macht. Die EOC hat die Arbeitgeberverbände aufgefor-
dert, die Entlohnungssysteme auf Diskriminierungs-
freiheit zu überprüfen. Im Jahre 1999 wurde von der
Equal Opportunities Commission eine Kampagne mit
dem Titel „Valuing Women“ gestartet: Ziel ist, die Ent-
geltunterschiede zu reduzieren und alle Elemente, die
eine diskriminierende Wirkung auf Frauen haben, zu
beseitigen. Zahlreiche diesbezügliche Studien wurden
von der EOC in Auftrag gegeben. 

Analytische Arbeitsbewertung ist in Großbritannien
weit verbreitet, doch die wenigsten Systeme wurden
explizit auf Diskriminierungsfreiheit überprüft. Es gibt
mehrere Leitfäden (z.B. von der EOC und einem Con-
sultant Unternehmen) zur Herstellung von „Equal Pay“.

1998 wurden gesetzliche Mindestlöhne eingeführt, dies
hat sich günstig auf die Reduktion des (strukturbeding-
ten) Lohngefälles ausgewirkt, weil in schlecht bezahlten
Bereichen viele Frauen beschäftigt sind (vgl. Smet 2001,
S.21).

In Großbritannien werden die Einkommensdaten durch
den „New Earnings Survey“ (NES) und den „Labour
Force Survey“ (LFS) erhoben und veröffentlicht. Aber
die Erhebungsinstrumente sind noch unzureichend und
an einer Verbesserung wird gearbeitet (vgl. EOC 2001,
S. 61). Fallstudien zu „good practice“ bei der Entloh-
nung wurden durchgeführt. Im Bericht der Equal Pay
Tasc Force (EOC 2001, S. 60f) werden verschiedene
Unternehmen beispielhaft vorgestellt, darunter der
Civil Service, HSBC, eine der weltweit größten Bank-
gruppe sowie BBSRC (eine Forschungsgemeinschaft in
Biotechnologie), die eine Entgeltüberprüfung durchge-
führt und Maßnahmen zur Erfüllung des Entgeltgleich-
heitsgrundsatzes aufgestellt hat. Es wird ferner von
Glaxo Wellcome, einer der größten Pharmaunterneh-
men berichtet. Auch dieses Unternehmen wendet den
Leitfaden der EOC zur jährlichen geschlechtspezifischen
Entgeltüberprüfung an. Das Unternehmen schreibt:
„Apart from the moral argument Glaxo Wellcome also
recognises the pragmatic business case for pay equality.
Operating in a buoyant economy and tight labour mar-
ket we need to both attract and retain the best people
in all areas of our business. Any suggestion of pay
inequalitiy would seriously damage our capacity to do
so.” (zitiert in EOC 2001, S. 62).

Bekannte „good practice“ Beispiele für die Entwicklung
von neuer diskriminierungsfreierer Arbeitsbewertung
sind der National Health Service und der National Joint
Council for Local Services in England and Wales (NJC):
NJC ist eine Vereinigung von Arbeitgebern und Gewerk-
schaften, die ein gemeinsames Arbeitsbewertungs-
system entwickelt haben, das den Anforderungen u.a.
nach Diskriminierungsfreiheit, Transparenz und Einheit-
lichkeit entspricht (siehe hierzu den Konferenzbeitrag
von Sue Hastings). 

Kanada: Provinz Ontario

In Kanada, das hier im Anschluss an die EU-Länder
kurz angeführt wird, gibt es einige besondere Regelun-
gen und Praktiken zur Umsetzung des Grundsatzes der
Gleichwertigkeit von Arbeit. Das Prinzip „gleicher Lohn
für gleichwertige Arbeit“ wurde in den Canadian
Human Rights Act (1977) eingeschrieben. Zur Fest-
stellung des Wertes eines Arbeitsplatzes ist analytische
Arbeitsbewertung – die Bewertung der Anforderungen
des Arbeitsplatzes in Bezug auf Fertigkeiten, Können,
Verantwortung, Anstrengung/Belastung und Arbeits-
bedingungen – vorgesehen. Neben der bundesgesetz-
lichen Regelung haben auch acht der zehn Provinzen
sowie das Territorium Yukon  jeweils einen eigenen
Pay Equity Act in Kraft gesetzt. 



Der Ontario Pay Equity-Akt geht über die bekannten
Regelungen bezüglich Lohngleichheit hinaus und ist
somit im internationalen Vergleich bemerkenswert. Das
Besondere ist, dass das Ontario-Modell zur Lohngleich-
heit für alle Frauen gilt, die im staatlichen, im halböf-
fentlichen und im privaten Sektor arbeiten. Ferner, dass
die verwendete Proxy-Methode zur Festlegung des
Wertes von Arbeitsplätzen eben auch dann anwendbar
ist, wenn es keine männliche Vergleichsgruppe in der
eigenen Einrichtung gibt. (Auf der Konferenz hat Pat
Armstrong darüber ausführlich berichtet, und Möglich-
keiten der Übertragbarkeit des Modells konnten disku-
tiert werden.) 

Abschließende Bemerkungen

Bercusson und Weiler schreiben (1999, 89): „Mithin
kommt es beim Prozess der Anpassung von Einstu-
fungssystemen und Arbeitsplatzbewertungen an die
Erfordernisse der Neutralität, Transparenz und Gleich-
behandlung maßgeblich auf die Initiative der Tarifpar-
teien an.“ In einigen Staaten sind Tarifvereinbarungen
in Kraft, die ausdrücklich auf die Frage der Lohndis-
kriminierung eingehen. Insgesamt reichen die Maß-
nahmen von berufsübergreifenden Vereinbarungen,
Analysen zum Lohngefüge über analytische Arbeits-

74

platzbewertungen, Änderungen der beruflichen Einstu-
fungen bis hin zur Zahlung von „Gleichstellungszula-
gen“ bzw. Bereitstellung von Sondermitteln als Aus-
gleich für diskriminierende Tendenzen im Prozess der
Lohnfestsetzung (vgl. a.a.O., S. 91). Auch wenn in allen
Ländern nach wie vor ein Lohngefälle zwischen Frauen
und Männern besteht, ist deutlich erkennbar, dass die
bestehenden Unterschiede mit der Struktur der Tarif-
verhandlungen in den einzelnen Mitgliedsstaaten zu-
sammenhängen. In Ländern mit einem zentralen Ver-
handlungssystem fallen sie geringer aus (vgl.
Bercusson/Weiler, S. 25). An mehreren Beispielen zeigt
sich, dass das Prinzip der Gleichwertigkeit von Arbeit
am ehesten dort umgesetzt werden kann, wo es Teil
einer Kampagne zur Aufwertung von Frauenarbeit ist.
Ein Hauptproblem ist, dass es getrennte Kollektivver-
tragsverhandlungen für unterschiedliche Sektoren gibt,
dies sprechen die ExpertInnen einheitlich an. Ein weite-
res Problem besteht darin, dass die Datenlage nicht
ausreichend ist und meist detaillierte Studien zur Ent-
geltgleichheit fehlen. Weitere Probleme sind in den
individuellen Verträgen zu sehen und darin, dass die
Entgelte nicht offengelegt werden. Wie schon der
Schweizerische Gewerkschaftsbund feststellte: „Lohn-
transparenz ist der Schlüssel zur Lohngerechtigkeit.“ 
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